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				            Akten Papst Franziskus		

	   

Art. 47       Papst Franziskus Botschaft zum 33. Welttag der Kranken am 11. Februar 2025

 „Die Hoffnung aber lässt nicht zugrunde gehen“ (Röm 5,5)						    
und macht uns stark in der Bedrängnis

Liebe Brüder und Schwestern!

Wir begehen den 33. Welttag der Kranken im Jubiläumsjahr 2025, in dem die Kirche uns einlädt, 
„Pilger der Hoffnung“ zu werden. Dabei begleitet uns das Wort Gottes, das uns durch den heiligen 
Paulus eine sehr ermutigende Botschaft gibt: „Die Hoffnung aber lässt nicht zugrunde gehen“ 
(Röm 5,5), ja, sie macht uns stark in der Bedrängnis.

Das sind tröstliche Worte, aber sie können einige Fragen aufkommen lassen, besonders bei de-
nen, die leiden. Zum Beispiel: Wie sollen wir stark bleiben, wenn wir von schweren, beeinträchti-
genden Krankheiten heimgesucht werden, die vielleicht eine Behandlung erfordern, deren Kosten 
unsere Mittel übersteigen? Wie schaffen wir das, wenn wir neben unserem eigenen Leiden auch 
das derjenigen sehen, die uns lieben und sich trotz aller Nähe hilflos fühlen? In all diesen Situati-
onen spüren wir das Bedürfnis nach einer Unterstützung, die größer ist als wir: Wir brauchen die 
Hilfe Gottes, seiner Gnade, seiner Vorsehung, jener Kraft, die das Geschenk seines Heiligen Geis-
tes ist (vgl. Katechismus der Katholischen Kirche, 1808).

Halten wir also einen Moment inne, um über die Gegenwart Gottes, der den Leidenden nahe 
ist, nachzudenken, und zwar anhand von drei charakteristischen Aspekten: Begegnung, Geschenk 
und Teilen.

1. Begegnung. Als Jesus die zweiundsiebzig Jünger aussendet (vgl. Lk 10,1–9), ersucht er sie, den 
Kranken zu sagen: „Das Reich Gottes ist euch nahe“ (V. 9). Das heißt, er will, dass sie helfen, auch 
die Krankheit, so schmerzhaft und schwer verständlich sie sein mag, als eine Gelegenheit zur Be-
gegnung mit dem Herrn zu erkennen. Auch wenn wir nämlich in der Zeit der Krankheit einerseits 
unsere ganze geschöpfliche Schwachheit – körperlich, seelisch und geistig – spüren, so erfahren 
wir doch andererseits die Nähe und das Mitleid Gottes, der in Jesus mit uns gelitten hat. Er lässt 
uns nicht im Stich und überrascht uns oft mit dem Geschenk einer Zähigkeit, die wir uns nie zuge-
traut hätten und zu der wir aus eigener Kraft nie gelangt wären. Dann wird die Krankheit zur Ge-
legenheit einer Begegnung, die uns verändert, zur Entdeckung eines unerschütterlichen Felsens, 
an dem wir uns festklammern können, um den Stürmen des Lebens zu trotzen: eine Erfahrung, 
die uns, wenngleich unter Opfern, stärker macht, weil wir uns bewusster werden, dass wir nicht 
allein sind. Deshalb heißt es, dass der Schmerz immer ein Heilsgeheimnis in sich birgt, weil er uns 
den Trost, der von Gott kommt, ganz nah und real erfahren lässt, so sehr, dass wir „die Fülle des 
Evangeliums mit all seinen Verheißungen und seinem Leben erkennen“ (Hl. Johannes Paul II., An-
sprache an die Jugend, New Orleans, 12. September 1987).

2. Und damit kommen wir zum zweiten Gedanken: das Geschenk. Niemals wird uns nämlich so 
bewusst wie im Leiden, dass alle Hoffnung vom Herrn kommt und sie also in erster Linie ein Ge-
schenk ist, das wir annehmen und hegen müssen, indem wir „der Treue Gottes treu bleiben“, wie 
es Madeleine Delbrêl so schön ausdrückt (vgl. La speranza è una luce nella notte, Città del Vatica-
no 2024, Vorwort). 

Und nur in der Auferstehung Christi findet jedes unserer Schicksale seinen Platz im unendlichen 
Horizont der Ewigkeit. Nur aus seinem Tod und seiner Auferstehung erwächst uns die Gewissheit, 
dass nichts, „weder Tod noch Leben, weder Engel noch Mächte, weder Gegenwärtiges noch Zu-
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künftiges noch Gewalten, weder Höhe oder Tiefe noch irgendeine andere Kreatur […] uns schei-
den [können] von der Liebe Gottes“ (Röm 8,38–39). Und aus dieser „großen Hoffnung“ kommt 
jeder andere Lichtschimmer, mit dem wir die Prüfungen und Hindernisse des Lebens überwinden 
können (vgl. Benedikt XVI., Enzyklika Spe salvi, 27.31). Und nicht nur das, der Auferstandene geht 
auch mit uns und wird zu unserem Weggefährten, wie bei den Emmausjüngern (vgl. Lk 24,13–53). 
Wie sie können auch wir mit ihm unsere Verlorenheit, unsere Sorgen und unsere Enttäuschungen 
teilen, wir können auf sein Wort hören, das uns erleuchtet und unsere Herzen entzündet, und ihn 
beim Brechen des Brotes als gegenwärtig erkennen, indem wir in seinem Mit-uns-Sein, wenn auch 
in den Grenzen der Gegenwart, dieses „Jenseits“ erkennen, das uns durch seine Nähe wieder Mut 
und Zuversicht schenkt.

3. Und damit kommen wir zum dritten Aspekt, dem des Teilens. Die Orte, wo wir leiden, sind oft 
Orte des Teilens, der gegenseitigen Bereicherung. Wie oft lernt man am Bett eines Kranken zu 
hoffen! Wie oft lernt man glauben, wenn man den Leidenden beisteht! Wie oft begegnet man der 
Liebe, wenn man sich über die Bedürftigen beugt! Wir erkennen, dass wir „Engel“ der Hoffnung 
sind, Boten Gottes füreinander, alle miteinander: die Kranken, die Ärzte, die Krankenschwestern 
und Krankenpfleger, die Familienangehörigen, die Freunde, die Priester, die Ordensmänner und 
Ordensfrauen ..., wo immer wir sind: in den Familien, in den Praxen, in den Pflegeheimen, in den 
Krankenhäusern und Kliniken. 

Und es ist wichtig, die Schönheit und Bedeutung dieser gnadenhaften Begegnungen erfassen zu 
können und zu lernen, sie in der Seele zu verankern, um sie nicht zu vergessen. Es geht darum, das 
freundliche Lächeln des medizinischen Personals, den dankbaren und vertrauensvollen Blick eines 
Patienten, das verständnisvolle und fürsorgliche Gesicht eines Arztes oder eines ehrenamtlichen 
Mitarbeiters, das erwartungsvolle und besorgte Gesicht eines Ehepartners, eines Kindes, eines 
Enkels oder eines lieben Freundes im Herzen zu bewahren. Sie alle sind wertvolle Lichter, die uns 
selbst in der Dunkelheit der Prüfung Kraft geben und uns darüber hinaus durch ihre Liebe und 
Nähe den wahren Geschmack des Lebens lehren (vgl. Lk 10,25–37). 

Liebe Kranke, liebe Brüder und Schwestern, die ihr euch der Leidenden annehmt, in diesem Heili-
gen Jahr kommt euch mehr denn je eine besondere Rolle zu. Euer gemeinsamer Weg ist in der Tat 
ein Zeichen für alle, „ein Lobgesang auf die Menschenwürde, ein Lied der Hoffnung“ (Bulle Spes 
non confundit, 11), das weit über die Zimmer und Betten der Pflegestätten, in welchen ihr euch 
befindet, hinausklingt und das „Zusammenspiel der ganzen Gesellschaft“ (ebd.) in der Liebe an-
regt und fördert, in einer Harmonie, die manchmal schwer zu verwirklichen, aber gerade deshalb 
wunderschön und stark ist und Licht und Wärme dorthin zu bringen vermag, wo es am nötigsten 
ist. 

Die ganze Kirche dankt euch dafür! Auch ich tue das und bete für euch, indem ich euch Maria, 
dem Heil der Kranken, anvertraue – mit den Worten, mit denen sich schon so viele Brüder und 
Schwestern in ihrer Not an sie gewandt haben: 

Unter deinen Schutz und Schirm fliehen wir, 							     
o heilige Gottesmutter. 										        
Verschmähe nicht unser Gebet in unseren Nöten, 							     
sondern erlöse uns jederzeit von allen Gefahren, 							     
o du glorreiche und gebenedeite Jungfrau. 								      
Ich segne euch und eure Familien und alle, die euch nahestehen, und ich bitte euch, nicht zu 	
vergessen, für mich zu beten.

Rom, Sankt Johannes im Lateran, 14. Januar 2025
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			    Verlautbarungen der Deutschen Bischöfe

Art. 48               Aufruf der deutschen Bischöfe zur Fastenaktion Misereor 2025

Liebe Schwestern und Brüder, liebe Gemeinde,

„Die Würde des Menschen ist unantastbar.“ Mit diesen Worten beginnt Artikel 1 des 
Grundgesetzes. Jedem Menschen ist diese Würde gegeben, niemand muss sie sich 
verdienen, niemand kann sie verlieren. Für uns Christen gründet die Würde darin, 
dass Gott jeden Menschen als sein Ebenbild geschaffen hat. Sie ist Ausdruck seiner 
Liebe zu allen Menschen.

Doch an vielen Orten dieser Welt müssen Menschen für ihre Würde kämpfen. Darauf 
macht uns die diesjährige Misereor-Fastenaktion aufmerksam. Unter dem Leitwort 
„Auf die Würde. Fertig. Los!“ stellt sie eine tamilische Minderheit in Sri Lanka in den 
Mittelpunkt, deren Vorfahren in der Kolonialzeit als Teepflücker aus Indien geholt 
und wie Sklaven behandelt wurden. Bis heute ist ihre Lebenssituation äußerst pre-
kär: Die meisten von ihnen sind immer noch als Plantagenarbeiter im Hochland von 
Sri Lanka tätig, sie werden sozial benachteiligt und politisch diskriminiert. Die Mise-
reor-Partnerorganisation Caritas Sri Lanka verhilft ihnen zu ihren Rechten, kämpft 
um eine Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen und eröffnet ihren Kindern und 
Jugendlichen Bildungsmöglichkeiten.

Die Würde des Menschen ist unantastbar: Lassen Sie uns gemeinsam mit Misereor 
und seinen Partnerorganisationen dafür sorgen, dass dieser Satz für alle Menschen 
Wirklichkeit wird! 

Setzen Sie am kommenden Sonntag bei der Misereor-Kollekte ein Zeichen gelebter 
Solidarität und Nächstenliebe, ganz im Sinne des Leitworts der Misereor-Fastenakti-
on: „Auf die Würde. Fertig. Los!“

Fulda, den 26.09.2024

					     Für das Bistum Münster						    
					               † Felix Genn							     
				                   Bischof von Münster

Dieser Aufruf soll in den Amtsblättern veröffentlicht, am 4. Fastensonntag, dem 30. März 2025, 
in allen Gottesdiensten (auch am Vorabend) verlesen und den Gemeinden zudem in geeigneter 
anderer Weise bekannt gemacht werden. Die Kollekte am 5. Fastensonntag, dem 6. April 2025, ist 
ausschließlich für das Bischöfliche Hilfswerk Misereor e. V. bestimmt.
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Art. 49  Aufruf zur Solidarität mit den Christen im Heiligen Land (Palmsonntagskollekte 2025)

Liebe Schwestern und Brüder, liebe Gemeinde,

wie in jedem Jahr ist die Kollekte am Palmsonntag für die Christen im Heiligen Land 
bestimmt. Insbesondere seit dem 7. Oktober 2023 haben Terror und Krieg dort 
vielen Menschen den Tod gebracht; Angst und Hass machen ein Zusammenleben 
unmöglich. Die Gräben scheinen unüberbrückbar, jede Perspektive auf Dialog und 
Verständigung utopisch.

Und doch gibt es Menschen, die aufeinander zugehen und dabei religiöse, ethnische 
und nationale Grenzen überwinden. Es sind Christen, Juden und Muslime, die sich 
trotz aller Widerstände als Brückenbauer für Verständigung und Versöhnung enga-
gieren. Im zwischenmenschlichen und interreligiösen Dialog setzen sie sich dafür 
ein, dass ein gesellschaftliches Miteinander wieder möglich wird.

„Schritt für Schritt. Aufeinander zugehen“ – so lautet das Motto über der diesjäh-
rigen Palmsonntagskollekte. Mit ihr unterstützen wir Projekte und Initiativen des 
Deutschen Vereins vom Heiligen Lande und der Franziskaner im Heiligen Land, ins-
besondere auch im Bereich der Dialog- und Versöhnungsarbeit. Mit unserer Hilfe 
wollen und können wir dort den Frieden fördern, wo die Gewalt soviele Wunden 
gerissen und Trauer hinterlassen hat.

Wir Bischöfe bitten Sie ganz herzlich um Ihre Anteilnahme, um Ihr Gebet und auch 
um Ihre Spende für die Menschen im Heiligen Land.

Fulda, den 26.09.2024

					     Für das Bistum Münster						    
					               † Felix Genn							     
				                   Bischof von Münster

Dieser Aufruf soll über die katholischen Medien veröffentlicht und den Gemeinden zudem in ge-
eigneter anderer Weise bekannt gemacht werden. Die Kollekte am Palmsonntag, dem 13. April 
2025, ist ausschließlich für die Unterstützung der Christen im Heiligen Land durch den Deutschen 
Verein vom Heiligen Lande und das Kommissariat des Heiligen Landes der Deutschen Franziska-
nerprovinz bestimmt.
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			   Erlasse und Verlautbarungen des Bischofs

Art. 50       			   Bischofswort zur Fastenzeit 2025 

			   - Sperrfrist: Samstag, 8. März 2025, 17.00 Uhr -

Liebe Schwestern und Brüder, 

auch in diesem Jahr darf ich Sie herzlich grüßen und Ihnen eine gute Zeit der Vorbereitung auf  
das Osterfest wünschen. Die Fastenzeit schenkt uns die Möglichkeit, uns darauf zu besinnen, was 
uns in der Taufe geschenkt worden ist. Je mehr wir die Mächte des Todes erfahren, sei es durch 
eigenes persönliches Leid, sei es durch Unfälle oder überraschende Krankheiten, die wir in unse-
rer Umgebung wahrnehmen müssen. Die grausame Macht des Krieges, das Gezanke der Politik. 
All dies drängt sich nicht nur in unseren Verstand, sondern schleicht - wie eine Traurigkeit - hinein 
in unser Herz. 

Durch die Taufe, durch das Übergießen mit Wasser, durch das Eintauchen und die Verbindung zum 
Vater, zum Sohn und zum Heiligen Geist, werden wir in dieses Geschehen des Todes und der Auf-
erstehung Jesu Christi hineingestellt. Dort nämlich hat Er selbst die Macht des Todes in sich aufge-
nommen, durchlitten und aufgebrochen, weil die Liebe, die Ihn erfüllt hat, alle Fesseln des Todes 
sprengen muss. Dass wir daran Anteil erhalten und damit die Kraft empfangen haben, den Mäch-
ten des Todes in unserem Leben durch Hoffnung und durch tätige Liebe entgegenzutreten, ist ein 
unwahrscheinlich großartiges Geschenk. Das ist das Grundlegende unseres christlichen Daseins. 

In der Synode, die ich im Oktober des vergangenen Jahres miterleben durfte, wurde immer wieder 
darauf hingewiesen, dass Kirche auf diesem Geschehen basiert und aufgebaut ist, und dass wir 
aufgrund der Taufe bei allen Unterschieden in den Diensten und Ämtern eins sind, mit einer glei-
chen Würde begabt wurden, aber auch eine gleiche Sendung erhalten haben, nämlich Zeugnis für 
diese Liebe Gottes zu geben gegen alle Verlogenheit, Verlorenheit, gegen alle Hoffnungslosigkeit. 

Nun ist dieses Jahr 2025 von Papst Franziskus als „Heiliges Jahr“ erklärt worden. Er hat es unter 
den Titel „Pilger der Hoffnung“ gestellt. Damit will er zum Ausdruck bringen, dass unser Leben 
wie eine Pilgerschaft, wie eine Wanderung, oder nüchterner gesagt, ein Weg ist, allerdings nicht 
ein zielloses Herumlaufen, das wie in einem Labyrinth keinen Ausgang mehr kennt und findet, 
sondern zielgerichtet ist. Schon vor einigen Jahren prägte Franziskus das Bild der solidarischen 
Karawane.1 Es ist die gemeinsame Bewegung auf den hin, auf dessen Namen wir getauft sind: Auf 
den Vater, auf den Sohn, auf den Heiligen Geist. Wir gehen gemeinsam. Solidarisch. Wir werden 
von Ihm erwartet am Ende unseres Lebens und aufgenommen und in die Arme geschlossen, weil 
Er uns von Herzen liebt. Das macht diesen unseren Lebensweg stark, weil wir berechtigt hoffen 
können und dürfen. 

Zum Ende des letzten Jahres hat mich etwas sehr berührt. Es war ein Gedicht, das der frühe-
re französische ehemalige Sozialist, der sich zum Christentum bekehrt hat, Charles Peguy, 1911 
verfasst hat, also noch vor dem Ersten Weltkrieg. Er beschreibt dort in langen Ausführungen das 
Geheimnis der Hoffnung. Dabei lässt er Gott selber sprechen und Ihn sagen: 

„Der Glaube wundert mich nicht. Da ist weiter nichts zum Verwundern. Ich strahle so sehr aus allen 
Poren der Schöpfung. Aus der Gesamtheit meiner Schöpfung. … Die Liebe, sagt Gott, das wundert 
mich nicht. Da ist weiter nichts zum Verwundern. So unglücklich sind diese armen Geschöpfe, dass, 

1 Evangelii Gaudium, 87.
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außer sie hätten ein steinernes Herz, sie doch nicht anders können, als einander lieben. Aber die 
Hoffnung, sagt Gott, das verwundert mich wirklich. Mich selber. Das ist wirklich erstaunlich. Dass 
diese armen Kinder sehen, wie das alles zugeht, und dass sie glauben, morgen gehe es besser. Das 
ist verwunderlich, und das ist entschieden das größte Wunder unserer Gnade. Glauben geht ganz 
von selbst. Glauben braucht nichts, um zu gehen. Um zu glauben, braucht man sich nur gehen zu 
lassen, nur hinzuschauen. Aber die Hoffnung geht nicht von selbst. Die Hoffnung versteht sich nicht 
von allein. Um zu hoffen, muss man sehr glücklich sein, muss eine große Gnade erhalten, eine gro-
ße Gnade empfangen haben.“ 2

Ich glaube, liebe Schwestern und Brüder, wir können hier noch tiefer blicken. So kann ich gut einen 
weiteren Gedanken anschließen, den ich Ihnen gerne auch im Blick auf meine Bitte an den Heili-
gen Vater um Emeritierung ans Herz legen möchte. Es sind die Ausführungen, die Papst Franziskus 
in seiner letzten Enzyklika „Dilexit nos“ gemacht hat. „Er hat uns geliebt.“ Er wählt ausgerechnet 
diesen Titel, nachdem er mit seiner Enzyklika über die Bewahrung der Schöpfung und der Enzy-
klika über die Geschwisterlichkeit aller Menschen ganz andere Themen angeschlagen hatte, die 
geradezu politisch explosiven Charakter entfaltet haben. Er spricht davon, dass Gott uns geliebt 
hat. Er spricht von der Wichtigkeit und Bedeutung des Herzens und betont, dass genau diese Be-
deutung des Herzens in unserer Welt wiederzugewinnen ist. Das hat aber nur Sinn, weil wir uns 
als Geliebte Gottes verstehen dürfen.

Als ich zum Bischof bestellt wurde, habe ich als Leitwort für meinen Dienst die Sätze aus dem 1. 
Johannesbrief gewählt: „Wir verkünden euch das Leben“ (1 Joh 1,2). Der 1. Johannesbrief spricht 
von dem Leben, das Gott selbst ist. Indem Er uns an Seinem Leben teilnehmen lässt, können wir 
in dieses göttliche und unzerstörbare Leben einsteigen und haben darin berechtigten Grund zur 
Hoffnung, aber zugleich einen ganz starken Antrieb, die Liebe, mit der Er uns geliebt hat, weiterzu-
tragen zu unseren Schwestern und Brüdern, besonders zu den armen und bedrängten Menschen. 
Gerade weil Gott uns so geliebt hat, gilt das entscheidende Wort aus dem Zweiten Vatikanischen 
Konzil: „Freude und Hoffnung, Trauer und Angst der Menschen von heute, besonders der Armen 
und Bedrängten aller Art, sind auch Freude und Hoffnung, Trauer und Angst der Jünger Christi. 
Und es gibt nichts wahrhaft Menschliches, das nicht in ihren Herzen seinen Widerhall fände.“3

In der Synode ist mir aufgefallen, wie sehr die Armen im Mittelpunkt der Überlegungen standen 
und auf sie immer wieder hingewiesen wurde, weil genau im Dienst und im Leben mit den Armen 
die Kirche am meisten das ist, was sie sein soll: „das Sakrament, d. h. Zeichen und Werkzeug für 
die innigste Vereinigung mit Gott wie für die Einheit der ganzen Menschheit.“4 Für mich bleibt das 
eine große Herausforderung, wie wir die Armen in unseren Gemeinden im Mittelpunkt sehen und 
mit ihnen leben können. Genau im Umgang mit ihnen zeigt sich am meisten, ob wir Jüngerinnen 
und Jünger Christi sind, die mit derselben Liebe, mit der Er uns geliebt und zu Seinen Freunden 
erwählt hat (vgl. 15, 9.15), weiter lieben.

Im Mittelpunkt unseres Denkens und Strebens, in unseren vielen pastoralen Planungen angesichts 
des großen Umbruchs in Kirche und Welt, im Bemühen um eine vernünftige tragfähige Struktur in 
unserem Bistum, braucht es nach allen Entscheidungsprozessen der letzten Jahre jetzt die innere 
Füllung dieser Struktur, und sie kann nur davon ausgehen, indem wir die Bedeutung des Herzens 
wiedergewinnen. Planungen und Konstruktionen sind zunächst einmal kalt, wenn auch notwen-
dig. Aber der Inhalt bestimmt sich von der Botschaft, und die Botschaft, für die wir da sind, ist die 

2 Charles Peguy, Das Tor zum Geheimnis der Hoffnung, Einsiedeln 1980, S. 5.8.9.10.12.13.

3 GS 1.2.

4 LG 1. 
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Botschaft: „Er hat uns geliebt, oder besser gesagt: Er hat uns zuerst geliebt, und nichts kann uns 
von dieser Liebe scheiden.“5 

Es braucht Verwaltung. Aber es braucht sie, um Arme zu empfangen, um nicht im Luxusabteil zu 
fahren, sondern in der solidarischen Karawane Ihm entgegenzugehen. Es braucht den liebevollen 
Umgang miteinander und mit dem Fremden, bei allen notwendigen Grenzen.

Liebe Schwestern und Brüder, wir fangen in unserem Bistum nicht am Null-Punkt damit an. Wenn 
ich die letzten Jahre überschaue, in denen ich als Bischof mit Ihnen diese Botschaft zu den Men-
schen bringen durfte, kann ich auf viele lebhafte Zeugnisse dieser Liebe zurückblicken, sei es im 
organisatorischen Programm der einzelnen Pastoralpläne oder der Caritas und der Sozialverbän-
de, sei es in den schlichten und einfachen Gesten, die oft unscheinbar sind und bleiben. Auch 
das gibt mir Hoffnung und Zuversicht, als Pilger der Hoffnung die nächsten Jahre mit Ihnen zu 
gehen. Auch das stärkt mich, Sie darin zu bestärken, die Wirklichkeit der Taufe als den Sieg über 
den Tod zu bedenken und sich nicht entmutigen zu lassen von der Angst, durch die Liebe ver-
braucht zu werden. Wie der Apostel Paulus gesagt hat, so möchte ich es auch Ihnen sagen, und 
darin verkünde ich in aller Deutlichkeit und Prägnanz das Leben, das von Gott ausgeht und uns je 
neu der Macht des Todes entreißt: „Die Liebe ist langmütig, die Liebe ist gütig. Sie erträgt alles, 
glaubt alles, hofft alles, hält allem stand. Die Liebe hört niemals auf.“6 Wir können es, indem wir 
die Freundschaft des Herrn annehmen, die, wie Papst Franziskus sagt, eine Herzensangelegenheit 
ist und uns zu Personen im vollen Sinn des Wortes macht. „Christus ist das Herz der Welt … möge 
er die Schätze seines Lichtes und seiner Liebe ausschütten, damit unsere Welt, die inmitten von 
Kriegen, sozioökonomischen Ungleichgewichten, Konsumismus und dem menschenfeindlichen 
Einsatz von Technologie überlebt, das Wichtigste und Nötigste wiederfindet: Das Herz.“7

Ich gehe davon aus, dass Papst Franziskus meiner Ruhestandsbitte entsprechen wird. So möchte 
ich Sie an dieser Stelle wohl ein letztes Mal in dieser Form herzlich grüßen und Ihnen den Segen 
des allmächtigen und liebenden Gottes schenken. Zugleich verbunden mit einem tiefen Dank für 
das Glaubenszeugnis, das Sie mir geschenkt haben: So segne Euch der allmächtige Gott, der Vater 
und der Sohn und der Heilige Geist.

Und schließlich: Ich verlasse die Karawane nicht. Ich gehe weiter mit Ihnen, betend, singend, mit 
Freude und Trauer. Ich werde vermutlich nicht mehr vorangehen, das wird ein anderer tun – ge-
nau wie ich – nur stellvertretend für Ihn, unseren Herrn, mit Stärken und Schwächen. Wir gehen 
weiter, gemeinsam, zu Gott. À Dieu. Amen. 

Münster, am Fest der Darstellung des Herrn, 2. Februar 2025

Ihr Bischof

Dieses Wort ist am 1. Fastensonntag, dem 9. März 2025 in allen Gottesdiensten, einschl. der Vor-
abendmesse, zu verlesen.

 5 Enzyklika „Dilexit nos“ (DN) Nr. 1.

 6 1 Kor 13,4.7.8.

 7 Enzyklika DN 31.									                    
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Art. 51  	   Disziplinarordnung für Kleriker des Bistums Münster

Präambel

Das Nichtbeachten von klerikalen Dienstpflichten kann das für die wirksame Erfüllung der Sen-
dung der Kirche erforderliche Vertrauen bei den Gläubigen schädigen und die Glaubwürdigkeit 
der kirchlichen Verkündigung infrage stellen (Nr. 2044 KKK). Der Zweck des Disziplinarrechts ist es, 
das Wohl der Gemeinschaft der Gläubigen vor einem unangemessen oder missbräuchlich ausge-
übten Dienst oder Amt eines Klerikers zu schützen. In diesem Sinn komme ich als Bischof meiner 
Pflicht gemäß c. 392 § 2 CIC nach, indem ich diese Disziplinarordnung erlasse.

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Nach Maßgabe der Disziplinarordnung werden Handlungen und Unterlassungen, die einer vom 
kirchlichen Gesetz bestimmten Dienst- bzw. Amtspflicht widersprechen, geahndet. Diese können 
während der Ausübung eines Amtes oder Dienstes erfolgt sein. Ebenfalls werden nach Eintritt 
in den Ruhestand begangene als Disziplinarvergehen geltende Handlungen geahndet. Es ist die 
äußere Verletzung eines Gesetzes notwendig. Die Verfolgung und Ahndung kirchlicher Straftatbe-
stände ist nicht Gegenstand dieser Ordnung.

§ 2 Zuständige Disziplinarbehörde ist das Bischöfliche Generalvikariat Münster. Für Verfahren, die 
klerikale Dienstpflichten aus dem oldenburgischen Teil des Bistums Münster betreffen, ist abwei-
chend von Satz 1 das Bischöflich Münstersche Offizialat in Vechta die zuständige Disziplinarbehör-
de.

§ 3 Die Verletzung einer rechtlichen Pflicht muss schuldhaft, das heißt zurechenbar erfolgen. Vor-
satz ist nicht notwendig.

§ 4 Durch Disziplinarmaßnahmen kann nur der Dienststatus, jedoch nicht der Rechtsstatus betrof-
fen sein.

§ 5 Wird ein kanonisches Strafverfahren eingeleitet, gilt das Disziplinarverfahren als sistiert.

§ 6 Das Verteidigungsrecht des beschuldigten Klerikers ist in jeder Phase des Verfahrens zu achten. 
Es gilt die Unschuldsvermutung (c. 1321 § 1 CIC). Dem Beschuldigten steht das Recht auf einen 
Anwalt zu.

II. Personeller Anwendungsbereich

§ 7 Von Disziplinarmaßnahmen können Kleriker (c. 266 § 1 CIC) betroffen sein, die ein Amt in der 
Diözese Münster ausüben oder einen vom Bischof übertragenen Dienst haupt- oder nebenamtlich 
erfüllen.
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§ 8 Gegenüber Klerikern, die sich nur vorübergehend in der Diözese aufhalten, kann der Diözes-
anbischof nur ein Tätigkeits- und/oder Aufenthaltsverbot unter Benachrichtigung des Inkardina-
tionsordinarius aussprechen. Diese sind keine Disziplinarmaßnahmen.

§ 9 Die Ordnung gilt auch für Kleriker im Ruhestand.

III. Materielles Disziplinarrecht

§ 10 Die Dienstpflichten eines Klerikers sind insbesondere:

(1)	 Der Gehorsam gegenüber dem Papst und Ordinarius gemäß c. 273 CIC im Rahmen von c. 212 
§§ 1 und 3 CIC.

(2)	 Die Übernahme und treue Erfüllung der Aufgabe, die er vom Ordinarius übertragen bekommt 
gemäß c. 274 § 2 CIC. Einzelne Disziplinarvergehen in diesem Bereich sind insbesondere:

a)	 Wer unrechtmäßig die Privatsphäre des Einzelnen verletzt (c. 220 CIC) und/oder das Seel-
sorgegeheimnis bricht;

b)	 wer seelsorgerische Beziehungen zum eigenen Vorteil missbraucht;

c)	 wer entgegen den Vorschriften der cc. 213, 762, 843 § 1 und 1183-1185 CIC eine Hand-
lung kirchlicher Vollmacht oder eines Amtes unrechtmäßig auferlegt, unterlässt oder ver-
weigert;

d)	 wer in Ausübung der Seelsorge die angemessene und freie Wahl der geistlichen Lebens-
form der Gläubigen gemäß c. 214 CIC missachtet oder die Gläubigen zu einer bestimmten 
geistlichen Lebensform zwingt.

§11 Zu den Dienstpflichten eines Klerikers gehört auch die Beachtung folgender Verbote:

(1)	 Es ist Klerikern verboten, öffentliche Ämter auszuüben, die eine Teilhabe an der weltlichen 
Gewalt mit sich bringen (c. 285 § 3 CIC).

(2)	 Ohne Erlaubnis des Ordinarius ist es Klerikern verboten, Bürgschaften zu übernehmen (c. 285 
§ 4 CIC).

(3)	 Es ist Klerikern verboten, Gewerbe oder Handel gemäß c. 286 CIC zu betreiben.

(4)	 Kleriker ist es verboten, in politischen Parteien oder in der Leitung von Gewerkschaften aktiv 
beteiligt zu sein gemäß c. 287 § 2 CIC.

(5)	 Als Disziplinarvergehen gelten kirchenfeindliche Betätigungen, die öffentlich wahrnehmbar 
sind und sich gegen die Kirche oder deren Werteordnung richten. Hierzu zählen insbesonde-
re:

a)	 das öffentliche Eintreten gegen tragende Grundsätze der katholischen Kirche (z.B. die Pro-
pagierung der Abtreibung oder von Fremdenhass),

b)	 die Herabwürdigung von katholischen Glaubensinhalten, Riten oder Gebräuchen,

c)	 die Propagierung von religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen, die im Wider-
spruch zu katholischen Glaubensinhalten stehen, auch die Werbung für andere Religions- 
oder Weltanschauungsgemeinschaften.
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§ 12 Für kanonische Pfarrer gelten folgende weitere Pflichten:

(1)	 Die Residenzpflicht gemäß c. 533 CIC.

(2)	 Die Pflicht zur Verantwortung für die ordentliche Führung der Pfarrbücher gemäß c. 535 CIC.

(3)	 Die Sorge für das Pfarrarchiv gemäß c. 535 §§ 4 und 5 CIC.

§ 13 Als nicht mehr geziemendes Verhalten gemäß c. 277 § 3 i. V. m. 285 § 1 CIC gilt insbesondere:

(1)	 Grenzverletzend ist jedes Verhalten, das ungerechtfertigt die sexuelle Selbstbestimmung einer 
anderen Person einschränkt.1 

(2)	 Als sexuelle Übergriffe werden Handlungen bezeichnet, die das Geschlechtliche im Menschen 
zum Motiv haben, insbesondere Berührungen in sexuell bestimmter Weise, sexualbezogene 
Reden und Schreiben und das Vorzeigen sexualbezogener Darstellungen unter Verwendung 
jedweden Kommunikationsmittels.2 

§ 14 Vermögensrechtliche Pflichten sind:

(1)	 Jeder Kleriker ist im Rahmen seines Amtes zur ordentlichen Vermögensverwaltung gemäß c. 
1284 CIC verpflichtet.

(2)	 Jeder Kleriker hat die Pflicht, gemäß c. 1267 § 3 CIC, Gaben nur für den vom Spender bestimm-
ten Zweck zu verwenden.

(3)	 Jeder Kleriker hat die Pflicht, die Normen zur Applikation der Messstipendien gemäß cc. 945-
958 CIC einzuhalten.

IV. Formelles Disziplinarrecht									       
A. Disziplinarmaßnahmen

§ 15 Die einzelnen Disziplinarmaßnahmen sind:

(1)	 Mahnung (monitum) oder Verweis (correptio), die schriftlich erfolgen müssen und in die Per-
sonalakte übernommen werden.

(2)	 Eine Geldbuße.

(3)	 Eine befristete Minderung der remuneratio (Besoldung). Die sustentatio (Unterhalt) bleibt un-
angetastet.

(4)	 Eine Zurückstufung in der Dienstaltersstufe gemäß Anlage 1 PrBVO in ihrer jeweils aktuellen 
Fassung.

(5)	 Eine Kürzung des Ruhegehalts gemäß § 12 Abs. 3 Buchst. a PrBVO in ihrer jeweils aktuellen 
Fassung.

1 Erläuterung: Die erforderliche Wertung muss sich dabei an sozialethischen Maßstäben orientieren und einer Ge-
samtwürdigung von Intensität, Tathandlung, Begleitumständen, Persönlichkeit inkl. Altersreife, sowie der Bezie-
hung zwischen den Beteiligten erfolgen. Ein solches Dienstvergehen kann u. a. der Verstoß gegen ein institutionelles 
Schutzkonzept sein.

2 Erläuterung: „In sexuell bestimmter Weise“ erfolgt eine Berührung dann, wenn sie nach dem äußeren Erscheinungs-
bild einen sexuellen Bezug hat. „Sexualbezogene Reden“ bezeichnen eine sexuell motivierte Äußerung des Täters, mit 
der der/die Betroffene unerwünscht und ggf. in einer ungehörigen, das Schamgefühl betreffenden Weise konfrontiert 
wird.
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(6)	 Ein befristetes Verbot der öffentlichen Ausübung des geistlichen Dienstes. Insbesondere kom-
men als spezifische Disziplinarmaßnahmen in Betracht:

a)	 Entzug oder Beschränkung der Predigterlaubnis gemäß c. 764 CIC;

b)	 der Entzug der Beichtfacultas aus schwerwiegendem Grund gemäß c. 974 CIC;

c)	 das Verbot öffentlicher Zelebration.

(7)	 Eine befristete Suspendierung vom Amt bzw. Dienst.

(8)	 Versetzung (translatio) gemäß cc. 190 und 191 CIC.

(9)	 Amtsenthebung (amotio) gemäß cc. 192-195 CIC.

Versetzung in den vorzeitigen Ruhestand.

B. Das Disziplinarverfahren

§ 16 Einleitung des Disziplinarverfahrens

(1)	 Liegen tatsächliche Anhaltspunkte vor, die den Verdacht eines Disziplinarvergehens rechtferti-
gen, leitet die Disziplinarbehörde ein Ermittlungsverfahren ein und macht dies aktenkundig. Es 
ist zeitnah das Gespräch mit dem betreffenden Kleriker zu suchen. Der Kleriker hat das Recht, 
eine Person seines Vertrauens zum Gespräch hinzuzuziehen.

(2)	 In Fällen die sachgemäß der Interventionsstelle des Bistums Münster bzw. dem Interventi-
onskreis zuzuordnen sind, geht das Verfahren zur Intervention dieser Ordnung vor. Der Inter-
ventionskreis kann der Disziplinarbehörde die Befassung mit dem Fall nach dieser Ordnung 
empfehlen.

(3)	 Der Kleriker kann selbst bei der Disziplinarbehörde die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 
gegen sich beantragen. Der Antrag darf nur abgelehnt werden, wenn tatsächliche Anhalts-
punkte, die den Verdacht eines Disziplinarvergehens rechtfertigen, nicht vorliegen. Die Ent-
scheidung ist dem Kleriker schriftlich bekannt zu geben.

(4)	 Sollte sich im Gespräch ein Disziplinarvergehen bestätigen, ist abhängig von der Schwere des 
Falls zunächst eine correctio fraterna auszusprechen. Je nach Einzelfall kann auch eine Mah-
nung (monitum) oder ein Verweis (correptio) in schriftlicher Form erteilt werden.

(5)	 Handelt es sich um ein schwereres Disziplinarvergehen, das eine Disziplinarmaßnahme über 
den Verweis (correptio) hinaus erfordert, ist die Disziplinarkommission anzurufen.

(6)	 Über die erfolgten Gespräche – dabei sind die Protokolle immer von allen Beteiligten zu unter-
schreiben -, schriftlich erteilte Mahnungen (monitum) und Verweise (correptio) sind beglau-
bigte Notizen in die Personalakte zu übernehmen.

(7)	 Das Disziplinarverfahren erfolgt unbeschadet der prozeduralen Vorschriften der cc. 1742-1752 
CIC für die Versetzung und die Amtsenthebung von Pfarrern.

§ 17 Disziplinarkommission

(1)	 Die Disziplinarkommission setzt sich aus dem Generalvikar als ihrem Vorsitzendem und vier 
weiteren Mitgliedern zusammen. Die weiteren Mitglieder sind die Justitiarin / der Justitiar, 
die Verwaltungskanonistin / der Verwaltungskanonist, die Leiterin / der Leiter der Abteilung 
seelsorgliches Personal und die vierte Person entstammt nach Sachverhalt und fachlichen Er-
fordernissen einem anderen Fachbereich bzw. einer anderen Abteilung nach Entscheidung 

(10)
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des Vorsitzenden.

(2)	 Für jedes Mitglied sind jeweils eine Stellvertreterin bzw. ein Stellvertreter für den Verhinde-
rungsfall durch den Bischof von Münster zu ernennen.

(3)	 Ein weiteres Mitglied muss Kleriker sein. Mindestens zwei Mitglieder der Disziplinarkommissi-
on müssen jeweils die Befähigung zum kirchlichen oder staatlichen Richteramt besitzen.

(4)	 Soweit die Zuständigkeit des Verfahrens nach § 2 beim Bischöflich Münsterschen Offizialat 
liegt, setzt sich die Disziplinarkammer abweichend von Abs. 1 aus dem Ständigen Vertreter 
des Bischöflichen Offizials als ihren Vorsitzenden und vier weiteren Mitgliedern zusammen. 
Die weiteren Mitglieder sind die Justitiarin / der Justitiar und die Leiterin / der Leiter der Ab-
teilung Seelsorgepersonal im Bischöflich Münsterschen Offizialat sowie zwei Personen aus den 
Abteilungen des Bischöflichen Generalvikariats Münster, die vom Generalvikar unter Beach-
tung von Abs. 3 benannt werden. Für den Verhinderungsfall ernennt der Bischöfliche Offizial 
für den Vorsitz, für die Justitiarin / den Justitiar und die Leiterin / den Leiter der Abteilung 
Seelsorgepersonal aus dem Bischöflich Münsterschen Offizialat jeweils eine Stellvertreterin 
/ einen Stellvertreter. Durch den Bischof von Münster werden für den Fall der Verhinderung 
jeweils eine Stellvertreterin / ein Stellvertreter für die zwei Personen aus den Abteilungen des 
Bischöflichen Generalvikariats Münster ernannt. 

(5)	 Der Bischof von Münster oder im Falle der Zuständigkeit des Bischöflich Münsterschen Offi-
zialats nach § 2 der Bischöfliche Offizial ernennen mindestens eine Notarin / einen Notar für 
die Disziplinarkommission. Die Notarin / der Notar muss Mitglied der Disziplinarbehörde sein.

§ 18 Verfahren vor der Disziplinarkommission

(1)	 Wird die Disziplinarkommission angerufen, sind ihr die Unterlagen über die disziplinarrecht-
lich betroffene Person, die Beweise für das disziplinarrechtlich zu ahndende Verhalten und 
alle Elemente, die dieselbe Person zu ihrer Verteidigung und Rechtfertigung vorgelegt hat, zur 
Verfügung zu stellen.

(2)	 Der beschuldigte Kleriker ist unverzüglich über die Anrufung der Disziplinarkommission und 
das ihm zur Last gelegte Disziplinarvergehen durch die Disziplinarbehörde zu benachrichtigen. 
In der schriftlichen Mitteilung ist darauf hinzuweisen, dass der Fall an die Disziplinarkommis-
sion weitergeleitet wurde, mit dem Hinweis auf das Recht, einen Anwalt zu beauftragen und 
innerhalb von fünfzehn Tagen nach der Mitteilung beim Vorsitzenden der Disziplinarkommis-
sion neue Beweise oder Argumente vorzulegen. Eine Kopie der Mitteilung ist der Disziplinar-
kommission zuzustellen.

(3)	 Der Kleriker, gegen den das Verfahren eingeleitet wurde, kann sich einen Anwalt seiner Wahl 
nehmen, der eine Zulassung als kirchlicher Anwalt haben muss.

(4)	 Der Anwalt darf innerhalb von zehn Tagen nach der Mitteilung gemäß Abs. 2 die im Besitz der 
Disziplinarkommission befindlichen Unterlagen einsehen und bei den Vernehmungen anwe-
send sein.

(5)	 Der Anwalt kann nach einer Nutzfrist von 10 Tagen nach der Vernehmung gemäß § 19 Abs. 
3, oder falls eine solche nicht stattfindet, innerhalb derselben Frist nach der Einsichtnahme 
gemäß Abs. 4 eine Verteidigungsschrift seines Mandaten vorlegen.

§ 19 Beweiserhebung

(1)	 Nach Eingang des schriftlichen Antrags der zuständigen Behörde mit den entsprechenden Un-
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terlagen ernennt der Vorsitzende der Disziplinarkommission aus ihrer Mitte einen Berichter-
statter, den/die er mit der Prüfung des Falles betraut. Der Berichterstatter muss die Qualifika-
tion zum kirchlichen Richteramt haben und hat die Kompetenzen eines Vernehmungsrichters 
gemäß c. 1428 § 3 CIC.

(2)	 Beweise sind insbesondere gemäß cc. 1526-1583 CIC:

a)	 schriftliche dienstliche Auskünfte;

b)	 die Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen oder die Einholung ihrer schriftlichen 
Äußerung;

c)	 Urkunden und Akten;

d)	 die Verwertung von Niederschriften, die in einem anderen gesetzlich geregelten Verfahren 
erstellt wurden.;

e)	 Ortstermin und Inaugenscheinnahme.

(3)	 Hält der Berichterstatter die Unterlagen für unzureichend oder hält er es für zweckmäßig, 
einem der Anträge des dem Disziplinarverfahren unterworfenen Klerikers stattzugeben, so 
ersucht er den Vorsitzenden der Disziplinarkommission, den Kleriker vorzuladen, damit er von 
dem Berichterstatter zu neuen Beweisen oder Argumenten befragt werden kann.

(4)	 Die Ladung enthält die wesentlichen Angaben über die vorgeworfenen Disziplinarvergehen 
und den Gegenstand der Vernehmung. Die Anhörung wird frühestens fünfzehn Tage nach der 
Vorladung anberaumt.

(5)	 Die Notarin / der Notar ist bei der Anhörung anwesend und erstellt ein Protokoll gemäß c. 
1664 CIC.

§ 20 Entscheidung

(1)	 Hält der Vorsitzende die gesammelten Unterlagen für ausreichend, so übermittelt er den Mit-
gliedern der Disziplinarkommission Kopien aller Unterlagen unter Angabe des Tages, der Uhr-
zeit und des Ortes der Sitzung, in der über den betreffenden Fall beraten und entschieden 
wird.

(2)	 Nach den Ausführungen des Berichterstatters und einer eventuellen, vom Vorsitzenden mo-
derierten Diskussion, bittet er die Mitglieder um kollegiale Abstimmung. Es ist eine 2/3 Mehr-
heit für einen Beschluss notwendig. Der Vorsitzende verantwortet den Tenor des Beschlusses 
und lässt ihn schriftlich niederlegen. Der verfügende Teil des Beschlusses wird von den Mit-
gliedern, die an der Sitzung teilgenommen haben, und von der Notarin / vom Notar, die / der 
ohne Stimmrecht teilnimmt, unterzeichnet.

(3)	 Innerhalb der folgenden fünfzehn Tage erstellt der Berichterstatter eine Ausfertigung des Be-
schlusses mit den entsprechenden sachlichen und rechtlichen Gründen. Dieser Text wird von 
den Mitgliedern, die an der Entscheidung teilgenommen haben, und vom Notar unterzeich-
net.

(4)	 Der Vorsitzende übermittelt die Entscheidung dem Diözesanbischof oder im Falle der Zustän-
digkeit des Bischöflich Münsterschen Offizialats dem Bischöflichen Offizial, der die Ausstellung 
des Dekrets gemäß c. 51 CIC veranlasst und die Anwendung der Sanktion vollzieht. Im Einzel-
fall kann die „Ordnung des Bistums Münster über die Führungsaufsicht für Kleriker, denen die 
Ausübung der mit der Weihe verbundenen Befugnisse untersagt ist oder unter Auflagen ihre 
priesterlichen Dienste verrichten“ angewendet werden.
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§ 21 Rechtsmittel

(1)	 Gegen die Entscheidung des Diözesanbischofs oder im Falle der Zuständigkeit des Bischöflich 
Münsterschen Offizialats gegen die Entscheidung des Bischöflichen Offizials kann innerhalb 
der gesetzlich vorgeschriebenen Fristen ein Rechtsbehelf eingelegt werden durch hierarchi-
schen Rekurs (cc. 1734ff. CIC) und gegebenenfalls die Anrufung des Schlichtungsrates des Bis-
tums Münster.

(2)	 Die zuständige Rekursbehörde für das Bischöflich Münstersche Offizialat ist gemäß § 18 und 
19 der Konvention von Oliva die Römische Kurie. Eine Appellation an den Bischof von Münster 
ist nicht möglich, ungeachtet der Möglichkeit der Anrufung des Schlichtungsrates des Bistums 
Münster.

(3)	 Der Rechtsbehelf als solcher hat nur in den gesetzlich vorgeschriebenen Materien aufschie-
bende Wirkung.

V. Schlussbestimmungen

§ 22 Verjährung

Ein Monitum oder Verweis darf zwei, eine Geldbuße drei, eine Kürzung der Besoldung, ein Verbot 
der öffentlichen Ausübung des geistlichen Dienstes, eine befristete Suspendierung, eine Verset-
zung oder eine Kürzung des Ruhegehalts fünf und eine Amtsenthebung und eine vorzeitige Verset-
zung in den Ruhestand sieben Jahre nach der Vollendung eines Disziplinarvergehens nicht mehr 
ausgesprochen werden.

§ 23 Verwertungsverbot

(1)	 Ein Monitum oder Verweis darf nach zwei, eine Geldbuße nach drei, eine Kürzung der Besol-
dung, ein Verbot der öffentlichen Ausübung des geistlichen Dienstes, eine befristete Suspen-
dierung, eine Versetzung oder eine Kürzung des Ruhegehalts fünf und eine Amtsenthebung 
und eine vorzeitige Versetzung in den Ruhestand sieben Jahre bei weiteren Disziplinarmaß-
nahmen und sonstigen Personalmaßnahmen nicht mehr berücksichtigt werden (Verwertungs-
verbot). Der Kleriker gilt dann als nicht von der Disziplinarmaßnahme betroffen.

(2)	 Für Disziplinarverfahren, die nicht zu einer Disziplinarmaßnahme geführt haben, tritt ein Ver-
wertungsverbot zwei Jahre nach Abschluss des Verfahrens ein.

§ 22 Datenschutz

(1)	 Für die notwendige Verarbeitung von Daten nach dieser Ordnung gilt § 53 KDG und § 5 Abs. 3 
der Personalaktenordnung des Bistums Münster.

(2)	 Die Übermittlung personenbezogener Daten, insbesondere von Personalaktendaten sowie 
Auskünfte hieraus an eine mit dem Verfahren befasste Stelle ist zulässig, wenn kirchenrechtli-
che oder besondere bundes- oder entsprechende landesgesetzliche Verwendungsregelungen 
nicht entgegenstehen und die Übermittlung unter Berücksichtigung der Belange des Klerikers, 
anderer betroffener Personen und der übermittelnden Stelle zur Durchführung des Verfahrens 
erforderlich ist (vgl. § 18 Abs. 1 Personalaktenordnung des Bistums Münster).

(3)	 Die Übermittlung personenbezogener Daten durch eine mit dem Verfahren befasste Stelle an 
andere öffentliche Stellen oder andere mit dem Ermittlungsverfahren befasste Dritte ist zu-
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lässig, soweit dies zur Durchführung des Verfahrens, im Hinblick auf die künftige Übertragung 
von Aufgaben oder Ämtern an den Kleriker, zur Ausübung der Dienstaufsicht oder im Einzelfall 
aus besonderen dienstlichen Gründen unter Berücksichtigung der Belange des Klerikers und 
anderer betroffener Personen erforderlich ist (vgl. § 15 Personalaktenordnung des Bistums 
Münster)

§ 23 Evaluation

(1)	 Die Disziplinarordnung und die geführten Verfahren werden nach einem Zeitraum von drei 
Jahren durch eine Evaluationskommission bewertet, die der Ordinarius einsetzt.

(2)	 Die Kommission besteht aus drei Hochschullehrerinnen/Hochschullehrern für Kanonisches 
Recht, einem Vertreter des Priesterrates des Bistums Münster und einer Vertreterin / einem 
Vertreter des Fachbereichs Personal des Bistums Münster.

(3)	 Der Evaluationsbericht wird für das Bistum Münster und seine Gremien erstellt. Eine Kopie des 
Berichts geht an die Deutsche Bischofskonferenz.

§ 24 Rechtskraft

Diese Disziplinarordnung des Bistums Münster tritt vorbehaltlich einer überdiözesanen Regelung 
nach Beratung im Priesterrat zum 1. März 2025 in Kraft.

Münster, 06.02.2025

L.S.                                                                † Dr. Felix Genn 
					     Bischof von Münster							     
											                     AZ: R 710	
								                 

Art. 52       Ordnung des Schlichtungsrates des Bistums Münster gemäß c. 1733 § 2 CIC 	  

Präambel

Ich, der Bischof der Diözese Münster, erkenne den Wert eines Schlichtungsverfahrens an, das den 
Erfordernissen unserer Zeit und den Erwartungen der Gläubigen entspricht. Hiermit errichte ich, 
um meiner Amtspflicht gemäß c. 392 CIC, die kirchliche Ordnung vor Missbrauch zu schützen, 
nachzukommen, einen Schlichtungsrat in dieser Diözese und erkläre mich bereit, alle Streitigkei-
ten, die sich in der Diözese ergeben, gemäß den Regeln und Verfahren dieser Ordnung einem 
Schlichtungsverfahren zu unterwerfen.

Die Ausübung von Autorität und Vollmacht in der Kirche darf nicht willkürlich sein. Ein willkürli-
cher Gebrauch von Autorität und Vollmacht ist gegen das Naturrecht, das göttliche Recht und das 
Kanonische Recht. Das Mittel gegen die Willkür und den Missbrauch von Macht ist gemäß dem 
6. und 7. Reformprinzip des Codex Iuris Canonici der Schutz subjektiver Rechte durch geregelte 
Verfahren. Die Schlichtung ist dabei ein fundamentales Prinzip der christlichen Botschaft (vgl. Mt 
18, 15-17).

Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Materien des Schlichtungsverfahrens

(1)	 Gegenstand eines Verfahrens vor dem Schlichtungsrat können nur Streitigkeiten gemäß 	
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c. 1400 § 2 CIC sein, die sich aus Maßnahmen der ausführenden Gewalt ergeben. Konkret 
geht es um Verwaltungsakte für Einzelfälle gemäß c. 35 CIC gegenüber natürlichen (c. 96 CIC) 
und juristischen Personen (c. 115 CIC).

(2)	 Unter die Verwaltungsakte für Einzelfälle, wobei die Untätigkeit nach Fristablauf gemäß c. 57 
CIC einem solchen gleich steht, fallen u. a. 

a)	 Dekrete für Einzelfälle, das sind u. a. 							    

	– Ernennungen für Ämter und Aufgaben wie auch Versetzungen und Amtsenthebungen 
betreffend natürlicher Personen, insbesondere Kleriker,

	– die Errichtung, Veränderung, Auflösung oder Aufhebung kirchlicher Rechtsträger, oder 

	– Erlasse kirchliche Immobilien und Gegenstände betreffend, z. B. Profanierungen.

b)	 Verwaltungsbefehle für Einzelfälle, das sind Dekrete, durch die einer Person oder be-
stimmten Personen unmittelbar und rechtmäßig ein Tun oder Unterlassen auferlegt wird 
(c. 49 CIC). 

c)	 Reskripte, das sind von der zuständigen ausführenden Autorität schriftlich erlassene Ver-
waltungsakte, durch die ihrer Natur nach auf eine Bitte hin ein Rechtsakt verfügt wird. U. 
a. können dies die Bestätigung einer Wahl, die Genehmigung von Statuten und Satzungen 
oder allgemein vom Recht vorgesehene Zustimmungsrechte der diözesanen Kurie sein.

Dies betrifft insbesondere die Erteilung oder Versagung kirchenaufsichtlicher Genehmigun-
gen oder Maßnahmen nach den kirchlichen Vermögensverwaltungsgesetzen und kirchlichen 
Stiftungsordnungen für den nordrhein-westfälischen und den oldenburgischen Teil des Bis-
tums Münster in den jeweils gültigen Fassungen sowie den Satzungen kirchlicher Rechtsträ-
ger, die der Aufsicht des Bischofs von Münster bzw. des Bischöflich Münsterschen Offizials 
unterliegen.

(3)	 Ausgeschlossen sind:

a)	 Akte der Gesetzgebung (Gesetze und allgemeine Dekrete),

b)	 Alle gerichtlichen Entscheidungen und Streitsachen,

c)	 Alle lehramtlichen Akte,

d)	 Angelegenheiten des kirchlichen Arbeitsrechts, insbesondere nach der Grundordnung 
des kirchlichen Dienstes im Rahmen der Zuständigkeiten des kirchlichen Schlichtungsaus-
schuss zur außergerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis nach 
der Kirchlichen Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) oder der Arbeitsvertragsordnung 
für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst (AVO) und den Richtlinien für 
Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes (AVR) sowie der Ei-
nigungsstelle nach der Mitarbeitervertretungsordnung für den Bereich des Bistums Müns-
ter (MAVO) in den jeweils gültigen Fassungen. Dies gilt auch für die Beschwerdestellen 
nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) in der jeweils gültigen Fassung,

e)	 Angelegenheiten des kirchlichen Datenschutzes, insbesondere nach dem Gesetz über den 
kirchlichen Datenschutz (KDG) und der kirchlichen Datenschutzgerichtsordnung (KDSGO) 
in den jeweils gültigen Fassungen,

f)	 Angelegenheiten des Kirchensteuerrechts, insbesondere nach den Verordnungen über die 
Erhebung von Kirchensteuern (Kirchensteuerordnungen) in den jeweils gültigen Fassun-
gen,

g)	 Angelegenheiten, soweit diese anderen Schlichtungs- oder Entscheidungsverfahren oder 
den staatlichen Gerichten zugewiesen sind,
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h)	 Angelegenheiten in Bezug auf die Verleihung, die Verweigerung oder den Entzug der mis-
sio canonica (c. 805 CIC) und das nihil obstat (c. 812 CIC).

(4)	 Der Schlichtungsrat nimmt ebenfalls die Funktion der Schlichtungsstelle wahr bei Streitigkei-
ten

a)	 zwischen und innerhalb kirchlicher Gremien, Organen und deren Mitglieder bezüglich der 
jeweiligen Einhaltung der satzungsgemäßen Befugnisse nach den geltenden Statuten des 
Bischofs von Münster und den Satzungen solcher kirchlicher Rechtsträger, die der Aufsicht 
des Bischofs von Münster unterfallen, 

b)	 die in den geltenden Satzungen und (Gesellschafts-)Verträgen eine Schlichtungs- oder 
Schiedszuständigkeit des Bischofs von Münster oder der zuständigen kirchlichen Behör-
den vorsehen, soweit nicht die Zuständigkeit zu staatlichen Gerichten eröffnet ist.

(5)	 Der Schlichtungsrat ist ebenfalls zuständig für Maßnahmen bzw. Streitigkeiten gemäß Absatz 
1, 2 und 4 aus dem Gebiet des Bischöflich Münsterschen Offizialats, die der Aufsicht und Zu-
ständigkeit des Bischöflich Münsterschen Offizialats unterfallen.

(6)	 Der Schlichtungsrat ist zuständige Stelle im Sinne von § 23 des Kirchlichen Vermögensver-
waltungsgesetzes für den nordrhein-westfälischen Teil des Bistums Münster (KVVG MS) in 
seiner jeweils gültigen Fassung. Er ist auch zuständig für Entscheidungen des Bischofs und der 
bischöflichen Behörden nach der Satzung für die Pfarreiräte im Bistum Münster in der jeweils 
gültigen Fassung.

(7)	 Der Schlichtungsrat kann angerufen werden gegen Beschwerdeentscheidungen der bischöf-
lichen Behörden gegen die Wahlen von Kirchenvorständen im nordrhein-westfälischen Teil 
und die Wahlen von Kirchenausschüssen im oldenburgischen Teil des Bistums Münster, die 
Wahlen zu den Mitgliedern des Kirchensteuerrates für den nordrhein-westfälischen und 
oldenburgischen Teil des Bistums Münster und zu den Wahlen von Pfarreiräten im Bistum 
Münster. Die aufschiebende Wirkung ist dabei ausgeschlossen.

(8)	 Der Schlichtungsrat ist auch zuständig für sonstige Angelegenheiten, die diesem durch diö-
zesanes Gesetz oder Satzung zugewiesen sind.

(9)	 Die §§ 7-10 dieser Ordnung finden in den Fällen unter Absatz 4-8 analoge Anwendung, hierbei 
ist zwingend eine Beschwer der subjektiven Rechte notwendig.

§ 2 Natur des Schlichtungsverfahrens

(1)	 Das Schlichtungsverfahren basiert auf dem freien Willen beider Streitparteien, sich zur 
Schlichtung des Sachverhalts gemäß § 1 dem Schlichtungsspruch zu unterwerfen. Niemand 
kann dazu verpflichtet werden, einem Schlichtungsverfahren zuzustimmen. Es handelt sich 
um ein außergerichtliches Verfahren gemäß c. 1446 i. V. m. c. 1733 CIC.

(2)	 Die Rechte der Parteien, vor allem das Recht jedes Gläubigen gemäß c. 221 § 1 CIC, seine 
Rechte geltend zu machen und nach Maßgabe des Rechtes vor der zuständigen kirchlichen 
Behörde zu verteidigen, bleiben unangetastet. Dies betrifft insbesondere das Recht, einen 
hierarchischen Rekurs gegen einen Verwaltungsakt für Einzelfälle gemäß c. 1734ff. CIC einzu-
legen.

(3)	 Ziel des Schlichtungsverfahrens ist, den Streitgegenstand durch eine unparteiische dritte In-
stanz einer billigen Lösung zuzuführen, die nicht nur das Recht, sondern gemäß der kano-
nischen Billigkeit (c. 1752 CIC) auch die Notwendigkeit, Angemessenheit, Rücksichtnahme, 
Schonung und Auswirkungen auf die Stellung des/der Betroffenen in der Kirche berücksich-
tigt.
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Personal des Schlichtungsrats

§ 3 Schlichter/Schlichterinnen

(1)	 Der Schlichtungsrat besteht aus insgesamt 7 Schlichtern/Schlichterinnen. Diese müssen die 
Befähigung zum kirchlichen oder zum staatlichen Richteramt haben und sich darüber hinaus 
durch einen guten Ruf auszeichnen.

(2)	 Die Schlichter/Schlichterinnen werden von folgenden Institutionen nominiert:

a)	 3 Schlichter/Schlichterinnen werden direkt durch den Bischof von Münster ernannt, 

b)	 2 Schlichter/Schlichterinnen werden vom Priesterrat des Bistums Münster nominiert,

c)	 2 Schlichter/Schlichterinnen werden vom Diözesanrat des Bistums Münster nominiert. 

(3)	 Die Amtszeit der Schlichter/Schlichterinnen beträgt drei Jahre. Eine erneute Ernennung ist 
möglich.

(4)	 Aus den Schlichtern/Schlichterinnen wird eine Schlichtungskammer gebildet. 

(5)	 Die Schlichter/Schlichterinnen wählen aus ihrer Mitte für die Dauer von einem Jahr einen Prä-
sidenten/eine Präsidentin des Schlichtungsrats. Wiederwahl ist möglich.

(6)	 Der Präsident/die Präsidentin des Schlichtungsrates kann nicht Mitglied einer Schlichtungs-
kammer sein.

(7)	 Jeder/jede Schlichter/Schlichterin muss einen Amtseid auf der Grundlage von c. 1454 CIC ab-
legen, der ihre / seine Unparteilichkeit, die amtliche Verschwiegenheit und ihre / seine aus-
schließliche Verpflichtung gegenüber dem Gesetz zum Gegenstand hat.

(8)	 Die Schlichter/Schlichterinnen werden vom Bischof von Münster ernannt. Sie dürfen hauptbe-
ruflich nicht im kirchlichen Dienst der diözesanen Kurie stehen (Bischöfliches Generalvikariat, 
Bischöfliches Offizialat, Bischöflich Münstersches Offizialat). Eine Berufung ist frühestens zwei 
Jahre nach dem Ausscheiden aus dem Dienst der diözesanen Kurie möglich.

§ 4 Notare/Notarinnen

(1)	 Der Bischof von Münster ernennt mindestens eine Notarin/einen Notar für den Schlichtungs-
rat. Hierzu fungieren die bestellten Notarinnen/Notare des Offizialates Münster.

(2)	 Die Notare/Notarinnen sind zuständig für den Schriftverkehr sowie die Pflege des Archivs des 
Schlichtungsrates.

§ 5 Rechtsbeistände

(1)	 Es besteht die Pflicht beim Schlichtungsrat, dass sich jede Partei einen Rechtsbeistand gemäß 
c. 1481ff. CIC wählt.

(2)	 Der Kirchenanwalt oder eine andere entsprechend qualifizierte Person übernimmt die Funkti-
on des Rechtsbeistandes für die kirchlichen Behörden.
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Verfahren

§ 6 Einleitung des Schlichtungsverfahrens

(1)	 Es ist obligatorisch, dass die Person, die sich beschwert fühlt, die Rücknahme oder Abände-
rung des Verwaltungsakts für Einzelfälle gemäß c. 1734 § 1 CIC schriftlich bei der Autorität 
beantragt, die das Dekret erlassen hat. Der Antrag muss innerhalb der ausschließenden Nutz-
frist von zehn Tagen nach rechtmäßiger Bekanntgabe des Dekretes gestellt werden (c. 1734 § 
2 CIC). Hiermit kann die Anrufung des Schlichtungsrates verbunden sein.

(2)	 Antragsberechtigt, ein Schlichtungsverfahren einzuleiten, ist jede natürliche oder juristische 
Person, die sich durch einen Verwaltungsakt für Einzelfälle beschwert fühlt oder die Autorität, 
die das Dekret erlassen hat. Für ein Beschwernis muss nicht zwingend die Rechtswidrigkeit der 
exekutiven Maßnahme vorliegen.

(3)	 In jedem Fall sind die Rechte der beteiligten Parteien zu wahren. Das Verfahren vor dem 
Schlichtungsrat des Bistums Münster kann nur auf freiwilliger Basis erfolgen. Das Recht zum 
hierarchischen Rekurs wird dabei nicht ausgeschlossen und der Fristenlauf nicht verlängert 
oder ausgesetzt.

§ 7 Schlichtungsvereinbarung

(1)	 Die Schlichtungsvereinbarung ist ein Vertrag, in dem sich beide Parteien freiwillig dazu ver-
pflichten, den Streit vor eine Schlichtungskammer zu bringen. Die Schlichtungsvereinbarung 
muss enthalten:

a)	 Gegenstand des Streites, der geschlichtet werden soll,

b)	 die unterschriebene Verpflichtung beider Parteien, den Schlichtungsspruch der Schlich-
tungskammer als mögliche Lösung des Streites zu akzeptieren.

(2)	 Der Präsident/die Präsidentin des Schlichtungsrats legt nach Eingang des Antrags der be-
schwerten Partei nach c. 1734 § 1 CIC sowie der Autorität, die das Dekret erlassen hat, eine 
Schlichtungsvereinbarung zur Zustimmung vor.

§ 8 Bestellung der Schlichtungskammer

(1)	 Der Präsident/die Präsidentin des Schlichtungsrates bestellt eine Schlichtungskammer im ei-
genen Ermessen für den anhängigen Fall. Eine Schlichtungskammer ist ein kollegiales Organ 
bestehend aus drei Schlichtern/Schlichterinnen, von denen mindestens eine/einer die Befähi-
gung zum kirchlichen Richteramt haben muss und eine/einer die Befähigung zum staatlichen 
Richteramt. 

(2)	 Keiner der Schlichter/Schlichterinnen darf im Sinne von c. 1448 CIC befangen sein. Beiden 
Parteien steht es zu, eine Befangenheitseinrede einzureichen. Über die Befangenheitseinrede 
entscheidet der Präsident/die Präsidentin des Schlichtungsrates.

(3)	 Der Präsident/die Präsidentin des Schlichtungsrats entscheidet über den Vorsitz der Schlich-
tungskammer.

§ 9 Schlichtungsverfahren

(1)	 Zusammen mit den Rechtsbeiständen stellen die Parteien schriftlich ihre Anträge und reichen 
die Beweise ein. Für die Anträge sind die Grundsätze von c. 1658 CIC zu beachten. Für die 
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Beweise gelten die gesetzlichen Vorschriften der cc. 1526-1586 CIC, vor allem Parteiaussagen, 
Urkunden, Zeugen, Sachverständige.

(2)	 Die eingereichten Anträge sind beiden Parteien wechselseitig zur Kenntnis zu bringen.

(3)	 Nach der Kenntnisnahme der Anträge durch beide Parteien beraumt der/die Vorsitzende der 
Schlichtungskammer eine mündliche Anhörung unter Anwesenheit beider Parteien und ihrer 
Rechtsbeistände an. Die Anhörung ist nicht öffentlich.

(4)	 In der Anhörung bringen beide Parteien zu Beginn ihre Anliegen vor und tragen ihre Bewei-
se vor. Zeugen und Sachverständige können im Rahmen der Anhörung befragt werden. Nach 
dem Ende der Beweisaufnahme erfolgt die Erörterung des Sachverhaltes unter Leitung der/
des Vorsitzenden der Schlichtungskammer.

(5)	 Der Notar/die Notarin erstellt ein Protokoll der Anhörung gemäß c. 1664 CIC. Das Protokoll ist 
von allen Prozessbeteiligten zu unterzeichnen.

(6)	 In der Regel soll eine Anhörung ausreichen. Ist dies nicht der Fall, können auf Antrag der Par-
teien oder durch die Schlichtungskammer selbst eine oder mehrere weitere Anhörungen an-
beraumt werden.

§ 10 Schlichtungsspruch

(1)	 Spätestens dreißig Tage nach der letzten Anhörung fällt die Schlichtungskammer mit Mehrheit 
einen schriftlichen Schlichtungsspruch, der beiden Parteien eine Lösung unter Berücksichti-
gung der kanonischen Billigkeit unterbreitet.

(2)	 Der Schlichtungsspruch enthält eine Begründung der vorgeschlagenen Lösung.

(3)	 Der Schlichtungsspruch kann von beiden Parteien durch schriftliche Erklärung angenommen 
werden. Dies muss innerhalb einer ausschließenden Nutzfrist von zehn Tagen nach Bekannt-
gabe des Schlichtungsspruches erfolgen. Beide Parteien handeln dann entsprechend dem 
Schlichtungsspruch.

(4)	 Im Fall eines laufenden hierarchischen Rekurses ist dem zuständigen Dikasterium die Beile-
gung des Streites durch den Vorsitzenden / die Vorsitzende der Schlichtungskammer unver-
züglich mitzuteilen.

(5)	 Nimmt bzw. nehmen eine oder beide Parteien den Schlichtungsspruch nicht an, gilt das Ver-
fahren als gescheitert.

Schlussbestimmungen

§ 11 Kosten

Die Kosten für den Schlichtungsrat und die Schlichtungsverfahren trägt das Bistum Münster, für 
Maßnahmen bzw. Streitigkeiten aus dem Gebiet des oldenburgischen Teils des Bistums Münster 
das Bischöflich Münstersche Offizialat. Die Kosten für die Rechtsbeistände sind von den Parteien 
zu tragen.

§ 12 Fristen

Für den Fristenlauf gilt c. 201 § 2 CIC.
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§ 13 Evaluation

(1)	 Der Schlichtungsrat, seine Ordnung und seine Verfahren werden nach einem Zeitraum von 
drei Jahren durch eine Evaluationskommission bewertet, die der Ordinarius einsetzt.

(2)	 Die Kommission besteht aus drei Hochschullehrern/Hochschullehrerinnen für Kanonisches 
Recht, drei leitenden Angestellten der Verwaltungskanonistik, drei Justitiaren von Diözesen 
und einem bischöflichen Vertreter der Deutschen Bischofskonferenz.

(3)	 Der Evaluationsbericht wird für das Bistum Münster und seine Gremien erstellt. Kopien des 
Berichts gehen an die Deutsche Bischofskonferenz und die Apostolische Signatur.

§ 14 Rechtskraft

Diese Ordnung des Schlichtungsrats des Bistums Münster tritt zum 1. März 2025 in Kraft.

Münster, 06.02.2025

L.S.                                                                † Dr. Felix Genn 
					     Bischof von Münster							     
											                    AZ: R 710		
						           

Art. 53 	   Gesetz zur Einführung und Ausführung eines Neuen Kirchlichen	 			 
	      Finanzmanagements für die kirchlichen Körperschaften und Einrichtungen auf der 	                                                                                      	
                 unteren und mittleren pastoralen Ebene im nordrhein-westfälischen Anteil des 	

Bistums Münster (NKF Einführungsgesetz) 

§ 1 Geltungsbereich

(1)	 Dieses Gesetz findet Anwendung für die Finanzwirtschaft und das Vermögen der Kirchenge-
meinde als Körperschaft des öffentlichen Rechts sowie das Vermögen des oder der Kirchen-
fonds, der Stellenfonds, der Armenfonds sowie der unselbstständigen, treuhänderisch von 
der Kirchengemeinde, dem Kirchenfonds oder einem Stellenfonds zu verwaltenden Stiftun-
gen oder zweckbestimmten Sondervermögen im nordrhein-westfälischen Anteil des Bistums 
Münster.

(2)	 Es gilt auch für die Finanzwirtschaft und das Vermögen der gemeinsamen Einrichtungen der 
Kirchengemeinden ((Kirchen-)Gemeindeverbände). 

(3)	 Nicht unter dieses Gesetz fallen Vermögen von unselbstständigen, treuhänderisch zu ver-
waltenden Stiftungen oder zweckbestimmten Sondervermögen von Kirchengemeinden 
oder Fonds, wenn diese Vermögen zu einer wirtschaftlich selbständigen Einrichtung der Kir-
chengemeinde gehören oder eine gesellschaftsrechtliche Beteiligung besteht, mit der eine 
wirtschaftlich selbständige Einrichtung betrieben wird und die Sondervermögen in eigenen 
Wirtschaftsplänen und/oder -rechnungen verbucht werden. Werden die oben genannten Ein-
richtungen und Betriebe nicht mehr durch die Kirchengemeinde betrieben oder die gesell-
schaftsrechtliche Beteiligung aufgegeben, fällt das Vermögen in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zurück.

§ 2 Finanzwirtschaft einer Kirchengemeinde

(1)	 Die Finanzwirtschaft in einer Kirchengemeinde ist die Gesamtheit aller wirtschaftlichen Akti-
vitäten in dem in § 1 definierten Geltungsbereich. 
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(2)	 Die Gliederung der Finanzwirtschaft gilt in der bis zum In-Kraft-Treten dieses Gesetzes gel-
tenden Fassung mit der Maßgabe fort, dass die in § 1 Abs. 1 genannten Vermögensmassen 
weiterhin gesondert auszuweisen sind. Nähere Regelungen erfolgen in den Regelungen der 
bischöflichen Behörde zum doppischen Haushalts- und Kassenrecht für die kirchlichen Körper-
schaften und Einrichtungen auf der unteren und mittleren pastoralen Ebene. 

§ 3 Grundsätze des Neuen Kirchlichen Finanzmanagements

Das Neue Kirchliche Finanzmanagement erfolgt nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buch-
führung. Die Verwaltungs- und Geschäftsvorfälle sowie die Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage 
sind in der Form der doppelten Buchführung abzubilden und zu bilanzieren. 

§ 4 Kassengemeinschaft

Mit der Umstellung auf die doppelte Buchführung bildet die Kasse des Verbandes mit den Kassen 
der dem Verband angeschlossenen Kirchengemeinden eine einheitliche Kasse (Kassengemein-
schaft).

§ 5 Eröffnungsbilanz, Vermögens- und Schuldenübersicht

(1)	 Mit Einführung der doppischen Rechnungsführung ist grundsätzlich nach den Regeln der dop-
pelten Buchführung eine Eröffnungsbilanz aufzustellen. 

(2)	 Solange keine vollständige Vermögensbewertung erfolgt ist, ist ab dem Beginn der doppischen 
Rechnungsführung mindestens das monetäre Vermögen in einer Vermögens- und Schulden-
übersicht aufzustellen. Diese Regelung gilt bis zur Erstellung einer vollumfänglichen Eröff-
nungsbilanz.

(3)	 Die Eröffnungsbilanz bzw. die erste Vermögens- oder Schuldenübersicht ist bei der Umstellung 
auf die doppische Rechnungsführung der Stabsabteilung Revision vorzulegen. Sie bedarf eines 
schriftlichen Bestätigungsvermerks. 

§ 6 Aufstellung des doppischen Haushaltsplans

(1)	 Mit Umstellung auf die doppelte Buchführung ist zum Stichtag 1. Januar eines jeden Kalender-
jahres für jeden einzelnen Aufgaben-/Produktbereich ein produktorientierter Teilplan aufzu-
stellen. Ein Ergebnis- und ein Finanzplan ist aufzustellen, wenn mehrere Teilpläne aufzustellen 
sind. 

(2)	 Haushaltsbeschluss und Haushaltsplan nebst Anlagen sind innerhalb eines Monats nach der 
Auslegung der bischöflichen Behörde vorzulegen. Die bischöfliche Behörde kann den Haus-
haltsbeschluss und den Haushaltsplan innerhalb von acht Wochen nach Eingang beanstanden 
und eine erneute Beschlussfassung fordern. 

§ 7 Ausführung des doppischen Haushalts und Rechnungslegung

(1)	 Für die Ausführung des doppischen Haushalts sind die Vorschriften zum doppischen Haus-
halts- und Kassenrecht für die kirchlichen Körperschaften und Einrichtungen auf der unteren 
und mittleren pastoralen Ebene zu beachten.

(2)	 Zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres muss ein Jahresabschluss aufgestellt werden. Bei der 
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Aufstellung des ersten Jahresabschlusses brauchen keine Vorjahreszahlen angegeben zu wer-
den. Die weiteren Regelungen der Vorschriften zum doppischen Haushalts- und Kassenrecht 
bleiben unberührt.

§ 8 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsbestimmung

(1)	 Dieses Gesetz tritt zum 1. März 2025 in Kraft. Die doppische Rechnungsführung der Kirchen-
gemeinden und (Kirchen-)Gemeindeverbände hat spätestens bis Ablauf des Kalenderjahres 
2029 stattzufinden. Nähere Regelungen trifft die bischöfliche Behörde.

(2)	 Mit der Umstellung auf das doppische Finanzmanagement tritt die Haushalts- und Kassen-
ordnung für die umgestellten kirchlichen Körperschaften und Einrichtungen auf der unteren 
pastoralen Ebene im nordrhein-westfälischen Anteil des Bistums Münster – HKO in der zuletzt 
gültigen Fassung vom 1. Juli 2021 außer Kraft.

(3)	 Für die Abwicklung des letzten kameralen Haushaltsjahres inkl. Rechnungslegung finden die 
bisher geltenden Bestimmungen weiterhin Anwendung.

Münster, den 10.02.2025

L.S.                                                                † Dr. Felix Genn 
					     Bischof von Münster                                                     			 
											                     AZ: R 710	
								                

Art. 54       Gesetz zur Umsetzung der Generaldekrete der Deutschen Bischofskonferenz 			
	       zu c. 1277 Satz 1, 2. Halbsatz CIC und zu cc. 1292, 1295, 1297 CIC 

Artikel 1												          
Generaldekret der Deutschen Bischofskonferenz zu c. 1277 Satz 1, 2. Halbsatz CIC

Das Generaldekret der Deutschen Bischofskonferenz zu c. 1277 Satz 1, 2. Halbsatz CIC (Kirchliches 
Amtsblatt Münster 2024, Nr. 5, Art. 89) wird für den Bereich des Bistums Münster nach § 3 Abs. 1 
Satz 2 des Generaldekretes zum 1. März 2025 in Kraft gesetzt. 

Artikel 2												          
Generaldekret der Deutschen Bischofskonferenz zu cc. 1292, 1295, 1297 CIC

§ 1 Inkraftsetzung

Das Generaldekret der Deutschen Bischofskonferenz zu cc. 1292, 1295, 1297 CIC (Kirchliches 
Amtsblatt Münster 2024, Nr. 5, Art. 89) wird für den Bereich des Bistums Münster nach § 6 Abs. 1 
Satz 2 des Generaldekretes zum 1. März 2025 in Kraft gesetzt.

§ 2 Untergrenze nach § 2 Abs. 1 des Generaldekretes

Die Untergrenze nach § 2 Abs. 1 des Generaldekretes wird nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe d) des 
Generaldekretes wie folgt erhöht: 
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a)	 für öffentliche juristische Personen des kanonischen Rechtes nach § 1 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 des 
Generaldekretes (Bistum Münster, Bischöflicher Stuhl zu Münster, Römisch-Katholische Kirche 
im Oldenburgischen Teil der Diözese Münster) auf 2 Million Euro; 

b)	 für öffentliche juristische Personen nach § 1 Abs. 1 Ziff. 3 bis 5 des Generaldekretes (Domkapi-
tel der Hohen Domkirche St. Paulus zu Münster, Kirchengemeinden einschließlich Fonds und 
(Kirchen-)Gemeindeverbände) auf 2 Million Euro. 

§ 3 Wertgrenze nach § 4 Abs. 4 Satz 1 des Generaldekretes

Die Wertgrenze nach § 4 Abs. 4 Satz 1 des Generaldekretes für Nachträge im Rahmen von Bauvor-
haben wird wie folgt festgesetzt:

a)	 für öffentliche juristische Personen des kanonischen Rechtes nach § 1 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 des 
Generaldekretes (Bistum Münster, Bischöflicher Stuhl zu Münster, Römisch-Katholische Kirche 
im Oldenburgischen Teil der Diözese Münster) auf 2 Million Euro; 

b)	 für öffentliche juristische Personen nach § 1 Abs. 1 Ziff. 3 bis 5 des Generaldekretes (Domkapi-
tel der Hohen Domkirche St. Paulus zu Münster, Kirchengemeinden einschließlich Fonds und 
(Kirchen-)Gemeindeverbände) auf 500.000 Euro. 

Artikel 3												          
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt nach Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt des Bistums Münster zum 	
1. März 2025 in Kraft.

Münster, den 10.02.2025

L.S.                                                                † Dr. Felix Genn 
					     Bischof von Münster                                                     			 
											                     AZ: R 710	
  									               

Art. 55 Änderungsgesetz des Begleitgesetzes zum Kirchlichen Vermögensverwaltungsgesetz 		
      für den nordrhein-westfälischen Anteil des Bistums Münster – KVVG – (BG KVVG MS) 

Artikel 1 des Begleitgesetzes zum Kirchlichen Vermögensverwaltungsgesetz für den nord-
rhein-westfälischen Anteil des Bistums Münster – KVVG – (BG KVVG MS) vom 27. September 2024 
(Kirchliches Amtsblatt Münster 2024, Nr. 11, Art. 158) wird geändert und wie folgt neu gefasst:

Artikel 1											         

Allgemeine Genehmigungsvorbehalte für die Verwaltung des Vermögens in den Kirchengemein-
den und (Kirchen-)Gemeindeverbänden des nordrhein-westfälischen Anteil des Bistums Müns-
ter

Gemäß § 22 des Kirchlichen Vermögensverwaltungsgesetzes für den nordrhein-westfälischen An-
teil des Bistums Münster (KVVG) vom 27. September 2024 (Kirchliches Amtsblatt Münster 2024, 
Nr. 11, Art. 156) wird durch gesondertes Diözesangesetz bestimmt, in welchen Fällen ein Beschluss, 
ein Rechtsgeschäft oder Rechtsakt erst durch Genehmigung des Bischöflichen Generalvikariates 
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rechtswirksam wird. Hiermit wird für die Kirchengemeinden und (Kirchen-)Gemeindeverbände im 
nordrhein-westfälischen Anteil des Bistums Münster folgende Regelung getroffen: 

§ 1 Allgemeine kirchenaufsichtliche Genehmigungsvorbehalte

(1)	 Beschlüsse und Willenserklärungen der beschlussfassenden Organe der Kirchengemeinden 
(Kirchenvorstand und Ausschüsse) sowie der (Kirchen-)Gemeindeverbände (Verbandsvertre-
tungen und Verbandsausschüsse) bedürfen in folgenden Fällen zu ihrer Rechtswirksamkeit der 
schriftlichen Genehmigung des Bischöflichen Generalvikariates.

a)	 Bei Rechtsgeschäften ohne Rücksicht auf den Gegenstandswert:

1.	 Erwerb, Veräußerung, Belastung und Aufgabe des Eigentums an Grundstücken, grund-
stücksgleichen Rechten und sonstigen Rechten an Grundstücken und deren Änderung 
sowie die Ausübung von Vorkaufsrechten, jeweils einschließlich des schuldrechtlichen 
Geschäfts;

2.	 Zustimmung zur Veräußerung und Belastung von Rechten Dritter an kirchlichen Grund-
stücken;

3.	 Begründung bauordnungsrechtlicher Baulasten an kirchlichen Grundstücken;

4.	 Verträge über Bau- und Unterhaltungsverpflichtungen, Kultuslasten sowie entspre-
chende Geld- und Naturalleistungsansprüche;

5.	 Annahme von mit einer Verpflichtung belasteten Schenkungen, Zuwendungen und Ver-
mächtnissen sowie die Annahme und Ausschlagung von Erbschaften;

6.	 Abgabe von Bürgschafts- und Garantieerklärungen, Übernahme von Fremdverpflich-
tungen, insbesondere Schuldübernahme und Schuldbeitritt, sowie Rangrücktrittserklä-
rungen;

7.	 Rechtsgeschäfte über Gegenstände, die einen wissenschaftlichen, geschichtlichen oder 
künstlerischen Wert haben, sowie die Aufgabe des Eigentums an diesen Gegenständen;

8.	 Abschluss und wesentliche Änderung von Dienst- und Arbeitsverträgen;

9.	 Verträge über Architekten- und Ingenieurleistungen sowie Verträge mit bildenden 
Künstlern;

10.	Gesellschaftsverträge und deren Änderung sowie der Erwerb von Anteilen an einer Ge-
sellschaft;

11.	Begründung von Vereinsmitgliedschaften;

12.	Errichtung, Erweiterung, Übernahme, Übertragung und teilweise oder vollständige 
Schließung von Einrichtungen einschließlich Friedhöfen, sowie die vertragliche oder 
satzungsrechtliche Regelung ihrer Nutzung;

13.	Errichtung oder Umwandlung juristischer Personen;

14.	Erteilung von Gattungsvollmachten;

15.	Begründung öffentlich-rechtlicher Verpflichtungen, unbeschadet der unter Ziff. 3 ge-
nannten Verpflichtungstatbestände, insbesondere Erschließungsverträge, Sanierungs-
ausgleichsverträge, Durchführungsverträge im Rahmen von vorhabenbezogenen Be-
bauungsplänen;

16.	alle Rechtsgeschäfte mit Mitgliedern des Kirchenvorstandes und des Pfarreirates so-
wie der Organe der (Kirchen-)Gemeindeverbände, es sei denn, dass das Rechtsgeschäft 



Kirchliches Amtsblatt Münster 2025 Nr. 3132

ausschließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit besteht;

17.	Beauftragung von Rechtsanwälten;

18.	Einleitung von Rechtsstreitigkeiten vor staatlichen Gerichten (ausgenommen Mahn- 
und Vollstreckungsverfahren) und deren Fortführung in weiteren Rechtszügen, soweit 
es sich nicht um ein Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes handelt; im letzteren 
Fall ist das Bischöfliche Generalvikariat unverzüglich zu benachrichtigen;

19.	gerichtliche und außergerichtliche Vergleiche;

20.	Verträge über Beteiligungen, Finanzanlagen und -instrumente jeder Art, soweit sie 
nicht vom Diözesanbischof erlassener oder kirchenaufsichtlich genehmigter qualifizier-
ter Anlagerichtlinien unterfallen.

b)	 Bei Rechtsgeschäften mit einem Gegenstandswert von mehr als 50.000,00 EUR:

1.	 Schenkungen;

2.	 Aufnahme von Darlehen und die Vereinbarung von Kontokorrentkrediten sowie die Ge-
währung von Darlehen, mit Ausnahme von Einlagen bei Kreditinstituten;

3.	 Kauf- und Tauschverträge;

4.	 Werkverträge mit Ausnahme der unter lit. a) Ziff. 9 genannten Verträge;

5.	 Geschäftsbesorgungs- und Treuhandverträge;

6.	 Abtretung von Forderungen, Schulderlass, Schuldversprechen, Schuldanerkenntnisse 
gemäß §§ 780, 781 BGB, Begründung sonstiger abstrakter Schuldverpflichtungen;

7.	 Miet-, Pacht- und Leasingverträge, die unbefristet sind oder befristet sind mit einer 
Laufzeit von 10 oder mehr Jahren und in beiden Fällen deren Miete oder Pacht die 
Höhe von 50.000,00 EUR übersteigt.

(2)	 Für die Bestimmung des Gegenstandswertes gelten in Zweifelsfällen die Vorschriften der Zivil-
prozessordnung.

§ 2 Verfahren

Bei Eingaben zur kirchenaufsichtlichen Genehmigung ist in allen genehmigungspflichtigen Fällen 
der betreffende Beschluss in Form eines beglaubigten Auszuges aus dem Protokoll mit etwaigen 
zur Prüfung erforderlichen Unterlagen beizufügen. Durch gesonderte Regelung kann die Vorlage 
in elektronischer Form zugelassen werden.

§ 3 Vorausgenehmigungen

Zum Zwecke der Verwaltungsvereinfachung kann das Bischöfliche Generalvikariat regeln, dass für 
genehmigungspflichtige Rechtsgeschäfte oder für bestimmte Gruppen genehmigungspflichtiger 
Rechtsgeschäfte nach § 1 unter bestimmten Voraussetzungen die Genehmigung als bereits erteilt 
gilt (Vorausgenehmigung). Zu den Voraussetzungen nach Satz 1 gehört die Wahrung bestehender 
Zustimmungsvorbehalte des diözesanen Vermögensverwaltungsrats und des Konsultorenkollegi-
ums. Die Regelung ist im Kirchlichen Amtsblatt für das Bistum Münster zu veröffentlichen.
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Artikel 2											         

Beschlüsse der Kirchengemeinden und (Kirchen-)Gemeindeverbände des nordrhein-westfäli-
schen Anteil des Bistums Münster über Baumaßnahmen

§ 1 Allgemeines

Die Kirchenvorstände und Verbandsvertretungen haben bei der Planung und Durchführung von 
Baumaßnahmen die von ihnen vertretenen Vermögen der Kirchengemeinden und (Kirchen-)Ge-
meindeverbände sparsam und wirtschaftlich zu verwalten, so dass diese nicht geschmälert wer-
den und die Erfüllung der Aufgaben der Kirchengemeinden und (Kirchen-)Gemeindeverbände 
nicht beeinträchtigt wird. 

§ 2 Baumaßnahmen

Baumaßnahmen i. S. dieser Ordnung sind

1.	 das Errichten und Herstellen,

2.	 das Umbauen, Wiederherstellen und Erweitern,

3.	 das Modernisieren, Instandhalten und Instandsetzen,

4.	 das Abbrechen,

von Gebäuden, sonstigen Bauwerken, nicht dauerhaft ortsfesten Installationen, Innenräumen so-
wie Freianlagen.

§ 3 Genehmigungspflichtige Beschlüsse zu Baumaßnahmen

Beschlüsse der Kirchenvorstände und Verbandsvertretungen über

1.	 Verträge, die Baumaßnahmen betreffen, deren Gegenstandswert im Einzelfall 50.000,00 EUR 
übersteigt,

2.	 Verträge mit Architekten, Ingenieuren und Planern, die Baumaßnahmen vorbereiten oder be-
aufsichtigen, unabhängig von der Höhe des Honorars,

3.	 Verträge, die Baumaßnahmen an denkmalgeschützten Bauwerken und Bauwerksteilen (inklu-
sive Ausstattungen) betreffen, unabhängig von der Höhe der Gegenleistung

bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der schriftlichen Genehmigung des Bischöflichen Generalvi-
kariates.

§ 4 Erwerb von Ausstattung und Einrichtung

Beschlüsse der Kirchenvorstände und Verbandsvertretungen über Verträge für Ausstattung und 
Einrichtungsgegenstände bei der Durchführung von Baumaßnahmen bedürfen, wenn ihr Gegen-
standswert im Einzelfall 50.000,00 EUR übersteigt, zu ihrer Rechtswirksamkeit der schriftlichen 
Genehmigung des Bischöflichen Generalvikariates.

§ 5 Glocken, Orgeln und Kunstwerke

Beschlüsse der Kirchenvorstände und Verbandsvertretungen über Verträge zum Erwerb oder zur 
Herstellung von Glocken, Orgeln und Kunstwerken bedürfen, unabhängig von der Höhe der Ge-
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genleistung, zu ihrer Rechtswirksamkeit der schriftlichen Genehmigung des Bischöflichen Gene-
ralvikariates. Dies gilt auch für Verträge über Wiederherstellung, Veränderung und Instandhalten 
beweglicher Kunstwerke. 

§ 6 Anzeigepflicht

Die Kirchenvorstände und Verbandsvertretungen sind verpflichtet, vor Abschluss von Verträgen i. 
S. der §§ 3, 4 und 5 das Vorhaben dem Bischöflichen Generalvikariat anzuzeigen, damit rechtzei-
tige Beratung erfolgen kann.

§ 7 Erlass von Anordnungen

Das Bischöfliche Generalvikariat kann zur Regelung von Einzelheiten Anordnungen erlassen. Durch 
gesonderte Regelung kann die Vorlage in elektronischer Form zugelassen werden. 

§ 8 Gefahr in Verzug

Unter Berücksichtigung des § 21 Abs. 4 KVVG sind bei Gefahr in Verzug die notwendigen Maßnah-
men zu treffen. Die Maßnahmen sind dem Bischöflichen Generalvikariat unverzüglich anzuzeigen. 
Die notwendigen Beschlüsse sind unverzüglich nachzuholen und in allen genehmigungspflichtigen 
Fällen dem Bischöflichen Generalvikariat in Form des § 2 dieser Ordnung vorzulegen.

Artikel 3											         

Baumaßnahmenordnung

§ 1 Geltungsbereich

Diese Ordnung regelt das Verfahren zur Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung nach 
Artikel 1 und 2 für Baumaßnahmen der Kirchengemeinden und (Kirchen-)Gemeindeverbände 
einschließlich deren Stellenfonds, unselbständigen Stiftungen und Sondervermögen im nord-
rhein-westfälischen Anteil des Bistums Münster.

§ 2 Entscheidungsbereiche

Vor und während der Planung und Durchführung einer Maßnahme sind die erforderlichen Ent-
scheidungen und Beschlüsse über folgende Bereiche herbeizuführen:

1.	 Programm, Bauabschnitte,

2.	 Beteiligte,

3.	 Planungsstufen,

4.	 Zeitplan,

5.	 Kosten,

6.	 Finanzierung.
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§ 3 Verfahren

(1)	 Planungsfreigabe

1.	 Zur Vorbereitung einer Maßnahme fasst der Kirchenvorstand einen Grundsatzbeschluss 
über das Planungs- und Durchführungsziel und legt diesen dem Bischöflichen Generalvika-
riat schriftlich vor.

2.	 Das Bischöfliche Generalvikariat erteilt das Einverständnis mit dem Planungs- und Durch-
führungsziel durch die schriftliche Genehmigung des Kirchenvorstandsbeschlusses. Die 
Genehmigung kann mit Auflagen erteilt werden.

(2)	 Planungsablauf

1.	 Auf der Basis des Grundsatzbeschlusses erarbeitet der Planer in Zusammenarbeit mit dem 
Kirchenvorstand und in Abstimmung mit dem Bischöflichen Generalvikariat das Planungs-
konzept.

2.	 Wird die Planung einer Maßnahme entsprechend den Leistungsphasen der Honorarord-
nung für Architekten und Ingenieure (HOAI) stufenweise in Auftrag gegeben, so fasst der 
Kirchenvorstand zum Ergebnis der jeweils beauftragten Stufe einen Beschluss und legt die-
sen mit den begründenden Unterlagen dem Bischöflichen Generalvikariat vor. 

3.	 Das Bischöfliche Generalvikariat erteilt das Einverständnis durch die schriftliche Genehmi-
gung des Kirchenvorstandsbeschlusses. Die Genehmigung kann mit Auflagen erteilt wer-
den.

(3)	 Gesetzliche Bauanträge

Bei Baumaßnahmen und Nutzungsänderungen, für die bauordnungsrechtliche Antragsver-
fahren erforderlich sind, ist die schriftliche Genehmigung des Bischöflichen Generalvikariats 
einzuholen.

§ 4 Verträge mit Planern – Architekten, Ingenieuren und Künstlern – 

(1)	 Der Kirchenvorstand ist grundsätzlich verpflichtet, mit der fachlichen Planung und Überwa-
chung einer Maßnahme einen Planer zu beauftragen.

(2)	 Mit dem Planer ist ein Vertrag abzuschließen. Hierbei sind die vom Bischöflichen Generalvika-
riat vorgeschriebenen Vertragsvordrucke zu verwenden.

(3)	 Verträge sind vor Beschlussfassung des Kirchenvorstandes mit dem Bischöflichen Generalvika-
riat abzustimmen.

(4)	 Falls eine Änderung von Grundlagen der genehmigten Honorarvereinbarung erforderlich wird, 
dürfen aus Anlass der Änderung Zahlungen erst geleistet werden, wenn zuvor der Beschluss 
zur Vertragsänderung durch das Bischöfliche Generalvikariat schriftlich genehmigt worden ist. 

§ 5 Ausschreibung und Vergabe

(1)	 Bauleistungen/Leistungen für eine Maßnahme sind von der Kirchengemeinde nach den 
Grundsätzen der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB)/Leistungen (VOL) 
auszuschreiben und zu vergeben.

(2)	 Der Kirchenvorstand bestimmt im Benehmen mit dem Planer eine ausreichende Anzahl von 
Firmen, die zur Angebotsabgabe aufgefordert werden.

Bei einer erwarteten Angebotssumme bis zu einem Betrag von 5.000,00 EUR und unter Be-
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rücksichtigung der Haushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit kann auf die 
Durchführung eines Vergabeverfahrens verzichtet werden (Direktauftrag). Es wird eine Preis-
prüfung mit mindestens zwei Vergleichsangeboten empfohlen.

Bei einer erwarteten Angebotssumme von über 5.000 bis zu 15.000 EUR ist eine Verhand-
lungsvergabe durchzuführen. Es sind mindestens zwei Bieter zur Angebotsabgabe aufzufor-
dern, oder, es ist eine Preisprüfung auf Basis aktueller Vergleichspreise aus durchgeführten 
Vergabeverfahren oder die Einordnung gemäß statistischer Baupreisdurchschnittswerte durch 
den Planer vorzunehmen und zu dokumentieren.

Bei einer erwarteten Angebotssumme von über 15.000 bis zu 50.000 EUR ist eine Verhand-
lungsvergabe durchzuführen. Es sind mindestens drei Bieter zur Angebotsabgabe aufzufor-
dern. Die Verhandlungsvergabe ist zu dokumentieren.

Bei einer erwarteten Angebotssumme von über 50.000 EUR ist eine beschränkte Ausschrei-
bung nach VOB/VOL Teil A durchzuführen. Es sind mindestens sechs Bieter zur Angebotsabga-
be aufzufordern.

Alle vorgenannten Regelungen gelten nur, sofern nicht durch öffentliche Förderbestimmungen 
eine andere Ausschreibungsart gefordert wird.

(3)	 Die Leistungsverzeichnisse sind nach Leistungsbereichen und der DIN 276 – Kosten im Bauwe-
sen – zu gliedern. Der Ausschreibung sind die vom Bischöflichen Generalvikariat vorgeschrie-
benen Vertragsbedingungen zugrunde zu legen. Andere Vertragsbedingungen dürfen nur zu-
grunde gelegt werden, wenn öffentliche Förderbestimmungen diese fordern.

(4)	 Die fristgerecht eingegangenen Angebote sind in Anwesenheit von mindestens einem Beauf-
tragten des Kirchenvorstandes und dem Planer zu öffnen. Das Ergebnis der Angebotsöffnung 
ist in einer Niederschrift von den anwesenden Beteiligten durch Unterschrift zu bestätigen.

(5)	 Der Planer prüft und wertet die eingegangenen Angebote nach den Grundsätzen der VOB/VOL 
Teil A und unterbreitet dem Kirchenvorstand einen Vergabevorschlag. Eine Vergabe an einen 
Bieter, der nicht das günstigste Angebot abgegeben hat oder durch einen späteren Preisnach-
lass das günstigste Angebot unterschreitet, darf nicht erfolgen.

(6)	 Kann durch die Ausschreibungsergebnisse der genehmigte Kostenrahmen nicht eingehalten 
werden, so muss in Abstimmung zwischen dem Kirchenvorstand, dem Planer und dem Bischöf-
lichen Generalvikariat eine Überarbeitung der qualitativen und quantitativen Leistungsgrund-
lagen erfolgen, die der schriftlichen Genehmigung des Bischöflichen Generalvikariats bedarf.

(7)	 Wird der genehmigte Kostenrahmen eingehalten, so fasst der Kirchenvorstand einen Beschluss 
über die Vergabe und legt den Sitzungsbuchauszug dem Bischöflichen Generalvikariat vor.

(8)	 Der Kirchenvorstandsbeschluss bedarf der schriftlichen Genehmigung durch das Bischöfliche 
Generalvikariat, wenn dieser nach den Bestimmungen dieses Gesetzes erforderlich ist. In die-
sem Fall sind dem Sitzungsbuch beizufügen:

1.	 Niederschrift über die Angebotsöffnung,

2.	 Preisspiegel des Ausschreibungsergebnisses,

3.	 Angebot des günstigsten Bieters des Leistungsbereichs,

4.	 Verzeichnis aller Auftragsvergaben,

5.	 Vergabevorschlag des Planers. 

Die Genehmigung kann mit Auflagen erteilt werden. Nach der Genehmigung des Kirchenvor-
standsbeschlusses erfolgt die schriftliche Auftragserteilung durch den Kirchenvorstand.
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§ 6  Durchführungskontrolle

(1)	 Während der Durchführung einer Maßnahme hat der Planer im Rahmen seines Verantwor-
tungsbereiches die Leistungen auf Übereinstimmung mit der Leistungsart und dem Leistungs-
umfang, die den erteilten Aufträgen zugrunde liegen, zu überwachen.

(2)	 Wird bei der Durchführung der Maßnahme eine Überschreitung des genehmigten Kostenrah-
mens erkennbar, so haben der Kirchenvorstand und der Planer das Bischöfliche Generalvi-
kariat unverzüglich schriftlich zu unterrichten, die Überschreitung zu begründen, Vorschläge 
über Einsparungen zu machen und die schriftliche Genehmigung für die weitere Durchführung 
der Maßnahme einzuholen.

(3)	 Die Änderung eines kirchenaufsichtlich genehmigten Vertrages bedarf wiederum der schriftli-
chen Genehmigung durch das Bischöfliche Generalvikariat.

§ 7  Abrechnung

(1)	 Die Fertigstellung einer Maßnahme ist vor der Inbetriebnahme/Nutzung des Objektes von der 
Kirchengemeinde dem Bischöflichen Generalvikariat schriftlich mitzuteilen.

(2)	 Nach Fertigstellung einer Maßnahme hat der Planer unverzüglich die Beträge aller Schluss-
rechnungen, nach Auftragnehmern geordnet, aufzulisten und hierzu die Differenzbeträge zu 
den Vergabesummen auszuweisen. Zur Kostenfeststellung nach DIN 276 sind die Rechnungs-
beträge entsprechend zu gliedern. Änderung der Vergabesummen und etwaige zusätzliche 
Leistungen sind schriftlich zu begründen.

(3)	 Der Planer hat für die durchgeführten Leistungen eine Übersicht der Gewährleistungsfristen 
zu erstellen.

(4)	 Unbeschadet der Bestimmungen über die Festsetzung der Haushaltsrechnung und Prüfung 
der Jahresrechnung prüft der Kirchenvorstand innerhalb von drei Monaten die vom Planer 
aufgestellte Schlussabrechnung der Maßnahme daraufhin, ob

1.	 der genehmigte Kostenrahmen eingehalten worden ist,

2.	 die einzelnen Rechnungsbeträge vorschriftsmäßig begründet und belegt sind, 

3.	 die Maßnahme ordnungsgemäß durchgeführt ist und

4.	 die vom Planer vorzulegenden Unterlagen vollständig sind.

Der Kirchenvorstand verfasst hierzu einen Schlussbericht und legt diesen dem Bischöflichen 
Generalvikariat vor. 

§ 8  Bauunterhaltung

Der Kirchenvorstand hat zur Abwendung von Schäden und Gefahren dafür Sorge zu tragen, dass 
die in seiner Unterhaltungspflicht stehenden Objekte jährlich durch einen Fachkundigen auf ihre 
Sicherheit und Instandsetzungsbedürftigkeit hin überprüft werden. Hierüber ist ein Protokoll zu 
führen. Notwendige Maßnahmen sind unter Beachtung dieser Ordnung rechtzeitig einzuleiten. 
Die DGUV Vorschrift 1 der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft in ihrer jeweils aktuell gültigen Fas-
sung ist hierbei besonders zu beachten.
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§ 9 Sonderregelungen 

(1)	 In sich abgegrenzte Modernisierungs-, Instandhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen, der 
Erwerb und die Herstellung von Ausstattungen und Einrichtungsgegenständen mit einem Ge-
samtkostenrahmen bis zu 50.000,00 EUR unterliegen nicht der Genehmigungspflicht nach den 
Bestimmungen dieser Ordnung.

(2)	 Soweit Rechtsgeschäfte über Dienst- und Werkverträge über Architekten- und Ingenieurleis-
tungen gemäß Art. 1 § 1 Abs. 1 a) Ziff. 9 und Art. 2 § 3 Ziff. 2 innerhalb dieses Gesamtkosten-
rahmens liegen, gelten die Beschlüsse des Kirchenvorstandes als genehmigt, sofern der Maß-
nahme haushaltsrechtliche Bedenken nicht entgegenstehen.

(3)	 Die unter Absatz 1 genannten Sonderregelungen gelten nicht für Maßnahmen an sakralen 
Gebäuden, Denkmälern und Kunstwerken.

(4)	 Befreiung von Einzelvorschriften dieser Ordnung kann das Bischöfliche Generalvikariat schrift-
lich erteilen. Durch gesonderte Regelung kann die Vorlage in elektronischer Form zugelassen 
werden.

Artikel 4											         

Ergänzende Regelungen zur Verwaltung des Vermögens, Organisation und Arbeitsweise der Kir-
chenvorstände

§ 1 Vermögen in den Kirchengemeinden

(1)	 Die Kirchenvorstände verwalten und vertreten gem. § 4 Abs. 1 KVVG die Kirchengemeinde und 
ihr Vermögen sowie das Vermögen in der Kirchengemeinde.

(2)	 Zum Vermögen in der Kirchengemeinde gehört das Vermögen der Kirchengemeinde als Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts sowie das Vermögen des oder der Kirchenfonds, der Stellen-
fonds, der Armenfonds sowie der unselbstständigen, treuhänderisch von der Kirchengemeinde, 
dem Kirchenfonds oder einem Stellenfonds zu verwaltenden Stiftungen oder zweckbestimmte 
Sondervermögen.

(3)	 Das Recht der Stelleninhaber an der Verwaltung und Vertretung der Stellenfonds wird hier-
durch nicht berührt.

(4)	 Mit der Verwaltung des Vermögens kann der Kirchenvorstand einen von der Kirchengemeinde 
angeschlossenen (Kirchen-)Gemeindeverband beauftragen, der diese Aufgabe im Wege der 
Amtshilfe durch seine unselbstständige Einrichtung (Zentralrendantur) erfüllt.

(5)	 Der Kirchenvorstand kann die Verwaltung von Vermögen von unselbstständigen, treuhän-
derisch zu verwaltenden Stiftungen oder zweckbestimmten Sondervermögen auf kirchliche 
Rechtsträger übertragen, wenn diese Vermögen zu einer wirtschaftlich selbständigen Einrich-
tung der Kirchengemeinde gehören oder eine gesellschaftsrechtliche Beteiligung besteht, mit 
der eine wirtschaftlich selbständige Einrichtung betrieben wird. Die Übertragung bedarf zu 
ihrer Wirksamkeit der schriftlichen Genehmigung des Bischöflichen Generalvikariates.

(6)	 Die Kosten der Zentralrendantur können durch eine Verwaltungsumlage unter den dem (Kir-
chen-)Gemeindeverband angeschlossenen Kirchengemeinden finanziert werden.

(7)	 Das Nähere ergibt sich aus der Haushalts- und Kassenordnung für die kirchlichen Körperschaf-
ten und Einrichtungen auf der unteren pastoralen Ebene im NRW-Teil des Bistums Münster so-
wie den zu ihrer Ausführung ergangenen Bestimmungen in ihren jeweils gültigen Fassungen.
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§ 2 Sitzungsvorsitz

Sind der oder die Vorsitzende des Kirchenvorstands, der oder die geschäftsführende Vorsitzende 
des Kirchenvorstands sowie alle weiteren stellvertretenden Vorsitzenden verhindert und ist der 
Kirchenvorstand im übrigen beschlussfähig, wählen die anwesenden Kirchenvorstandsmitglieder 
in der Sitzung für diese einen Vorsitzenden oder eine Vorsitzende. Er oder sie übernimmt den Vor-
sitz des Kirchenvorstands für diese Sitzung mit allen Rechten und Pflichten.

§ 3 Sitzungsplan

Der Kirchenvorstand soll zu Beginn eines Kalenderjahres einen Sitzungsplan für das laufende Ka-
lenderjahr aufstellen. § 15 KVVG bleibt unberührt.

§ 4 Verwaltungsleitung

Verwaltungsleitung i.S.d. KVVG ist der Verwaltungsleiter oder der Verwaltungsreferent. Hierüber 
beschließt der Kirchenvorstand. 

Artikel 5											         

Bildung von Ausschüssen

Gemäß § 7 Abs. 3 KVVG wird folgende Regelung getroffen:

§ 1 Bildung von Ausschüssen

(1)	 Für die Dauer seiner Amtsperiode kann der Kirchenvorstand im Rahmen von § 7 KVVG Aus-
schüsse bilden.

(2)	 Im Beschluss des Kirchenvorstandes ist für jeden Ausschuss insbesondere festzulegen:

a)	 die Anzahl der Ausschussmitglieder,

b)	 der Vorsitz und der stellvertretende Vorsitz im Ausschuss,

c)	 der Zuständigkeitsbereich des Ausschusses.

Soll einem Ausschuss gemäß § 7 Abs. 2 KVVG die Vertretung der Kirchengemeinde für be-
stimmte Sach- oder Geschäftsbereiche übertragen werden, sind Art und Umfang dieser Er-
mächtigung im Beschluss des Kirchenvorstandes (Gattungsvollmacht) hinreichend bestimmt 
festzulegen.

(3)	 Der Kirchenvorstand kann Beschlüsse zur Bildung von Ausschüssen jederzeit rückgängig 
machen und erteilte Vollmachten widerrufen.

§ 2 Besetzung, sachkundige Mitglieder

(1)	 Die Anzahl der Ausschussmitglieder ist so zu bemessen, dass eine geordnete und zeitnahe 
Erledigung der übertragenen Aufgaben gewährleistet ist.

(2)	 Die Berufung der Ausschussmitglieder erfolgt für die Dauer der Amtsperiode des Ausschus-
ses. Mit dem Ausscheiden aus dem Kirchenvorstand endet zugleich die Mitgliedschaft im Aus-
schuss. 
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(3)	 Der Vorsitzende des Kirchenvorstandes oder der oder die geschäftsführende Vorsitzende oder 
einer oder eine der beiden stellvertretenden Vorsitzenden sollen dem Ausschuss nach Mög-
lichkeit angehören. Werden einem Ausschuss Befugnisse nach § 7 Abs. 2 S. 1 KVVG übertra-
gen, muss diesem Ausschuss mindestens ein Mitglied des Kirchenvorstandes angehören.

(4)	 Personen, die dem Kirchenvorstand nicht angehören, können als sachkundige Mitglieder in 
Ausschüsse berufen werden, sofern sie in Bezug auf die dort zu behandelnden Aufgabenstel-
lungen eine besondere fachliche oder persönliche Eignung aufweisen. Zum sachkundigen 
Mitglied kann grundsätzlich nur bestellt werden, wer in einer Kirchengemeinde im nord-
rhein-westfälischen Anteil des Bistums Münster aktiv wahlberechtigt zum Kirchenvorstand ist 
und dessen Wahlrecht nicht nach § 10 Abs. 2 KVVG ruht. Zudem darf die Wählbarkeit nicht 
nach § 11 Abs. 4 KVVG sowie § 3 Abs. 3 und 4 KV-WO ausgeschlossen sein. 

(5)	 Die Anzahl der sachkundigen Mitglieder soll die der Kirchenvorstandsmitglieder im Ausschuss 
nicht übersteigen.

§ 3 Gattungsvollmachten

(1)	 Soweit der Kirchenvorstand von der Möglichkeit zur Ermächtigung von Ausschüssen nach § 
7 Abs. 2 KVVG Gebrauch macht, ist in der Gattungsvollmacht (Berechtigung zur Vornahme 
sämtlicher Geschäfte einer bestimmten Art oder Gattung) insbesondere der Gegenstand und 
Umfang der Ermächtigung (einschließlich etwaiger Beschränkungen) zu regeln.

(2)	 Gattungsvollmachten  sollen grundsätzlich nur für Geschäfte der laufenden Verwaltung oder 
für Rechtsakte erteilt werden, die nicht zum Kernbereich der Kirchenvorstandstätigkeit ge-
hören. Die Erteilung von Gattungsvollmachten bedarf zu ihrer Wirksamkeit der schriftlichen 
Genehmigung des Bischöflichen Generalvikariates.

(3)	 Die Erteilung von Generalvollmachten (Berechtigung zur Vornahme aller Rechtsgeschäfte, so-
weit Vertretung zulässig ist) ist unzulässig.

(4)	 Die Bevollmächtigung ist gemäß § 20 Abs. 4 KVVG durch einen beglaubigten Auszug aus dem 
Sitzungsbuch des Kirchenvorstandes nachzuweisen.

(5)	 Die Gattungsvollmacht muss enthalten 

a.	 Name und Anschrift aller Bevollmächtigten,

b.	 eine Kennzeichnung, ob der oder die jeweilige Bevollmächtigte Mitglied des Kirchen-vor-
standes ist oder nicht,

c.	 eine Kennzeichnung, wer Vorsitzende/r und wer stellvertretende/r Vorsitzende/r des Aus-	
schusses ist,

d.	 den Zeitraum, in dem die Bevollmächtigung gelten soll,

e.	 die nach der Art oder Gattung bestimmten übertragenen Rechtsgeschäfte unter der Anga-
be von Wertgrenzen,

f.	 die in § 4 genannten Vorgaben sowie

g.	 eine Unterschriftsprobe der bevollmächtigten Ausschussmitglieder.

Das Bischöfliche Generalvikariat kann Muster zur Verfügung stellen.

(6)	 Ist jemand hinsichtlich einer Angelegenheit befangen, so kann ihm keine Vollmacht erteilt 
werden. 
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§ 4 Sitzung und Beschlussfassung

(1)	 Für die Sitzung und Beschlussfassung in Ausschüssen sind die §§ 15 bis 19 sowie § 20 Abs. 1 
bis 3 KVVG entsprechend anzuwenden.

(2)	 Willenserklärungen des Ausschusses, welche die Kirchengemeinde oder die vom Kirchen-
vorstand vertretenen Vermögensmassen berechtigen oder verpflichten sollen, sind stets von 
mindestens zwei Ausschussmitgliedern, von denen eines zugleich dem Kirchenvorstand an-
gehören muss, schriftlich und unter Bezugnahme auf die entsprechende Gattungsvollmacht 
abzugeben. Dies gilt nicht für Geschäfte der laufenden Verwaltung i.S.v. § 21 Abs. 3 KVVG.

(3)	 Die kirchenaufsichtlichen Genehmigungsvorbehalte bleiben unberührt und sind vor der Abga-
be von Willenserklärungen auch von Ausschüssen zwingend zu beachten.

(4)	 Ausschüsse sind dem Kirchenvorstand gegenüber rechenschaftspflichtig. Sie haben den Kir-
chenvorstand spätestens in dessen nächster Sitzung von allen wesentlichen Vorgängen, insbe-
sondere der Abgabe von Willenserklärungen, welche die Kirchengemeinde oder die vertrete-
nen Vermögensmassen berechtigen oder verpflichten sollen, in Kenntnis zu setzen.

Artikel 6											         

Bestimmung von Geschäften der laufenden Verwaltung 

Gemäß § 21 Abs. 3 S. 3 KVVG wird folgende Regelung getroffen:

§ 1 Geschäfte der laufenden Verwaltung

Geschäfte der laufenden Verwaltung im Sinne des § 21 Abs. 3 S. 1 KVVG sind solche Geschäfte bis 
zu einer Höhe von 5.000,00 EUR im Einzelfall, die in mehr oder weniger regelmäßigen Wiederkehr 
vorkommen und nach Größe, Umfang der Verwaltungstätigkeit und Finanzkraft der Kirchenge-
meinde von sachlich weniger erheblicher Bedeutung sind.

§ 2 Heraufsetzung der Wertgrenze

Der Kirchenvorstand kann für einzelne oder sämtliche Geschäfte der laufenden Verwaltung durch 
vorherigen Beschluss die Wertgrenze nach § 1 bis zur Höhe des doppelten Betrages einheitlich 
heraufsetzen. Eine darüberhinausgehende Erhöhung bedarf der schriftlichen Genehmigung durch 
das Bischöfliche Generalvikariat.

§ 3 Regelung durch den Kirchenvorstand

(1)	 Der Kirchenvorstand entscheidet nach Maßgabe der §§ 1 und 2 für sich und seine Ausschüsse, 
welche Rechtsgeschäfte und Verwaltungsvorgänge zu seinen Geschäften der laufenden Ver-
waltung gehören.

(2)	 Nicht zu den Geschäften der laufenden Verwaltung zählen alle Geschäfte, die einer Genehmi-
gungspflicht des Bischöflichen Generalvikariates unterliegen.

§ 4 Bevollmächtigung Dritter

Gemäß § 21 Abs. 4 und 5 KVVG kann der Kirchenvorstand auch eine andere Person, insbesondere 
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die Verwaltungsleitung oder einen Verwaltungsreferenten, mit der Wahrnehmung von Geschäf-
ten der laufenden Verwaltung betrauen. Der Beschluss bedarf zu seiner Wirksamkeit der schriftli-
chen Genehmigung des Bischöflichen Generalvikariates. 

Artikel 7											         

Regelungen zu Friedhöfen der Kirchengemeinden und (Kirchen-)Gemeindeverbände im nord-
rhein-westfälischen Anteil des Bistums Münster

Der kirchliche Friedhof ist sowohl eine Einrichtung der örtlichen Daseinsvorsorge als auch eine 
Stätte der Verkündigung der christlichen Hoffnung. Verstorbene Gemeindemitglieder und sonstige 
Nutzungsberechtigte werden würdevoll beigesetzt, Hinterbliebene haben einen öffentlichen Ort 
zur Trauer. Friedhof- und Grabgestaltung bezeugen den Glauben an die Auferstehung der Toten.

§ 1 Der christliche Charakter des Friedhofs

(1)	 Die Nutzung des Friedhofes wird durch eine Friedhofssatzung geregelt. Auf dem Friedhof 
sind nur Erd- und Urnenbestattungen zulässig. Erdbestattungen sind grundsätzlich in Särgen, 
Aschenbeisetzungen sind stets in Urnen vorzunehmen. Ausnahmen regelt die jeweilige Fried-
hofssatzung. Bestattungen, die der christlichen Glaubenslehre widersprechen, sind nicht zu-
lässig.

(2)	 Verstorbene gehören weiterhin zur christlichen Gemeinschaft, in dem jeder einzelne Verstor-
bene zählt. Die Anlage anonymer Gräber ist daher unzulässig. Die jeweilige Friedhofssatzung 
kann die Bestattung in einer nicht gekennzeichneten Einzelgrabstelle als Teil einer Gemein-
schaftsgrabanlage mit der Namensnennung an einer zentralen Erinnerungsstätte (halbanony-
me Bestattung) erlauben.

(3)	 Die Gräber sollen Kreuze oder Grabmale haben, die der christlichen Hoffnung auf Auferste-
hung nicht widersprechen.

§ 2 Geltung öffentlich-rechtlicher Hygienevorschriften

Die für das Begräbnis, die Umbettung und Aufbewahrung von Leichen geltenden staatlichen Hygi-
enevorschriften sind einzuhalten.

§ 3 Finanzierung des Friedhofes

(1)	 Für den Friedhof führt der Friedhofsträger einen besonderen Haushalt. Er ist ein Gebühren-
haushalt, der auch durch staatliche Gerichte überprüft werden kann.

(2)	 Der Friedhofsträger stellt zur Finanzierung eine Gebührensatzung auf, die den staatlichen Vor-
schriften über das Gebührenrecht, insbesondere dem Kommunalabgabengesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen in seiner jeweils gültigen Fassung, entspricht.

(3)	 Den in der Satzung ausgewiesenen Netto-Gebühren kann ein Kalkulationszeitraum von höchs-
tens drei Jahren zugrunde gelegt werden.

(4)	 Soweit ein Friedhofsträger mehrere Friedhöfe betreibt, sind für diese getrennte Haushalte zu 
führen. Für jeden Friedhof ist eine eigene Gebührenkalkulation aufzustellen. Es kann für meh-
rere Friedhöfe eine einheitliche Gebührensatzung erlassen werden.
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§ 4 Bildung von Rücklagen

(1)	 Gewinne dürfen nicht erwirtschaftet werden. Erlöse für kalkulatorische Kosten, die nicht zur 
Finanzierung der Anschaffung von Anlagevermögen benötigt werden, sind im Rahmen des 
jeweils geltenden Haushaltsrechts einer Rücklage zuzuführen.

(2)	 Zur Vermeidung von Gebührendefiziten ist regelmäßig eine Überprüfung der Gebühren und 
im Zweifel die Neufestsetzung der Gebühren erforderlich. Die Festlegung der Gebühren bedarf 
der schriftlichen Genehmigung des Bischöflichen Generalvikariates und, falls diese im Wege 
des Verwaltungszwangsverfahrens beigetrieben werden sollen, der staatlichen Genehmigung.

(3)	 Über die Regelung des Absatz 1 hinaus dürfen aus dem Gebührenaufkommen keine weiteren 
Rücklagen für Investitionen gebildet werden.

§ 5 Bildung von passiven Rechnungsabgrenzungsposten

Passive Rechnungsabgrenzungsposten für mehrjährige Grabnutzungsgebühren sind erst im Rah-
men der Umstellung auf das neue Finanzwesen (doppische Haushaltsführung) zu bilden.

Artikel 8		

Übergangsregelungen für Kirchengemeinden und (Kirchen-)Gemeindeverbände im nord-
rhein-westfälischen Anteil des Bistums Münster

§ 1 Übergangsregelung für Organe und Organmitglieder

(1)	 Gemäß § 32 Abs. 1 Satz 1 KVVG bleiben die bei Inkrafttreten des KVVG bestehenden Organe 
der Kirchengemeinden (Kirchenvorstände) und (Kirchen-)Gemeindeverbände (Verbandsver-
tretungen, Verbandsausschüsse) bis zur ersten Konstituierung der nach dem KVVG zu bilden-
den Organe bestehen.

(2)	 Bisherige Mitglieder nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes über die Verwaltung des katholischen 
Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924 („dem auf Grund besonderen Rechtstitels Berechtigten 
oder dem von ihnen Ernannten“) gehören den betreffenden Kirchenvorständen weiterhin als 
stimmberechtigte Mitglieder an. Die Mitgliedschaft endet spätestens mit dem Wegfall der zu-
grunde liegenden Rechtstitel. Auf eine Ablösung der Rechtstitel soll hingewirkt werden.

(3)	 Bisherige Mitglieder nach § 2 Abs. 2 des Gesetzes über die Verwaltung des katholischen Kir-
chenvermögens vom 24. Juli 1924 („andere hauptamtlich angestellte Seelsorgegeistliche der 
Gemeinde aus dem Weltklerus“) gehören den betreffenden Kirchenvorständen weiterhin als 
stimmberechtigte Mitglieder bis zur ersten Konstituierung der nach dem KVVG zu bildenden 
Organe an.

(4)	 Personen, die in einem Beschäftigungsverhältnis zur Kirchengemeinde stehen, gehören den 
betreffenden Kirchenvorständen weiterhin als stimmberechtigte Mitglieder bis zur ersten 
Konstituierung der nach dem KVVG zu bildenden Organe an.

(5)	 § 5 Abs. 1 KVVG findet insoweit keine Anwendung.

§ 2 Sonstige Bestimmungen

(1)	 Die in Bezug auf die Verwaltung und Vertretung der Kirchenvorstände und (Kirchen-)Gemein-
deverbände im nordrhein-westfälischen Anteil des Bistums Münster bestehenden sonstigen 
Bestimmungen bleiben bis zu einer Neuregelung in Kraft, soweit sie nicht dem KVVG oder 
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diesem Begleitgesetz widersprechen. Dies gilt insbesondere für die Vorausgenehmigungen zu 
Tatbeständen i.S.v. Artikel 1 § 1, die als Vorausgenehmigung i.S.v. Artikel 1 § 3 fortgelten, sowie 
die Regelung zum Verwaltungsverfahren für die Ausschreibung und Vergabe von Orgelbauleis-
tungen vom 10. Januar 2022 (Kirchliches Amtsblatt Münster 2022, Art. 23).

(2)	 § 32 Abs. 2 KVVG bleibt unberührt. Hinsichtlich der förmlichen Geschäftsführung der (Kir-
chen-)Gemeindeverbände (z.B. Einberufung, Beschlussfassung und Vertretung) gelten die Re-
gelungen des KVVG für den Kirchenvorstand entsprechend.

(3)	 Sofern gesetzlich nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, trifft die Ausführungsbestim-
mungen zum KVVG und zum Begleitgesetz der Generalvikar.

Artikel 9

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt nach Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt des Bistums Münster zum 1. 
März 2025 in Kraft.

Münster, 20.02.2025

L.S.                                                                † Dr. Felix Genn 
					     Bischof von Münster                                                     			 
											                     AZ: R 710

Art. 56  	 Anlagerichtlinien für das Kapitalvermögen der Kirchengemeinden und 			 
	 (Kirchen-)Gemeindeverbände im nordrhein-westfälischen Teil des Bistums Münster

Verwaltungsvorschriften gem. § 84 Nr. 1 der Haushalts- und Kassenordnung für die kirchlichen 
Körperschaften und Einrichtungen auf der unteren pastoralen Ebene im nordrhein-westfälischen 
Teil des Bistums Münster – HKO – vom 1. Juli 2021 (Kirchliches Amtsblatt Münster 2021, Nr. 6, Art. 
122) zu § 27 HKO – Anlegung von Rücklagen 

1. Geltungsbereich

Der Geltungsbereich dieser Verwaltungsvorschriften entspricht § 1 HKO.

Das Vermögen der Kirchengemeinden einschließlich der Fondsvermögen, welche Vermögen in 
der Kirchengemeinde sind, gliedert sich in das Substanzvermögen, die Allgemeine Rücklage, die 
zweckbestimmten Rücklagen und das Inventarvermögen. Das Substanzvermögen kann sowohl aus 
Grundvermögen als auch aus Kapitalvermögen bestehen. Diese Anlagerichtlinien gelten für die 
Anlage des Kapitalvermögens im Substanzvermögen, der Allgemeinen Rücklage und der zweckbe-
stimmten Rücklagen.

Die Anlage der Kapitalvermögen der Kirchengemeinden dient deren nachhaltiger Aufgabenerfül-
lung. 

Regelungen zu den Kirchengemeinden gelten entsprechend für die (Kirchen-)Gemeindeverbände 
im nordrhein-westfälischen Teil des Bistums Münster.
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2. Kapitalvermögen

2.1 Grundsätzliches

Alle Konten und Depots müssen auf den vollen Namen der Kirchengemeinde oder der von ihr 
verwalteten Fonds lauten und dürfen nicht auf den Namen einzelner Personen ausgestellt sein. 

Die Kapitalvermögen der Kirchengemeinden ergeben sich aus den Vermögensnachweisen der Kir-
chengemeinden aus deren Vermögensbuchführung. Sie können in einer gemeinsamen Anlage ge-
bündelt werden. Die Aufteilung auf Substanzvermögen, Allgemeine Rücklage und zweckbestimm-
te Rücklagen ist über die Vermögensbuchführung sicherzustellen.

Der Anlagehorizont der Kapitalvermögen ist auf die Fristigkeit der jeweiligen Verbindlichkeiten 
bzw. Verpflichtungen abzustimmen. Der Kirchenvorstand hat bei jeder Vermögensposition die Ein-
wertung des Anlagehorizontes vorzunehmen und diese der LIQUIDITÄT (bis 1 Jahr) oder ANLAGE 
zuzuordnen.

2.2 Substanzvermögen

Das Substanzvermögen (u.a. der Kirchenfonds und der Pfarrfonds) dient dauerhaft und langfristig 
der Mitfinanzierung der kirchlichen Aufgaben. Es darf keinesfalls, auch nicht vorübergehend, zur 
Deckung von laufenden Betriebskosten der Verwaltungshaushalte der Kirchengemeinde verwen-
det werden. 											         

Die Kapitalvermögen stehen grundsätzlich der ANLAGE zur Verfügung. Das Anlageziel ist der reale 
Erhalt des Kapitalvermögens. 									       

Die Erträge der Anlagen sind dem laufenden Verwaltungshaushalt zuzuführen.

2.3 Allgemeine Rücklage

Die Allgemeine Rücklage dient der Sicherung der Haushaltswirtschaft der Kirchengemeinde und 
somit dem laufenden Geschäftsbetrieb. Defizite der Verwaltungshaushalte mindern und Über-
schüsse der Verwaltungshaushalte mehren die Allgemeine Rücklage.				  

Ein Sockelbetrag von 10% des Haushaltsvolumens des Verwaltungshaushaltes (SBB00-1) ohne 
Vermögenshaushalte der Kirchengemeinde, mindestens jedoch 100.000 Euro, ist als LIQUIDITÄT 
vorzuhalten. Das Anlageziel ist die Sicherung der jederzeitigen Zahlungsfähigkeit.			 

Mittel der Allgemeinen Rücklage, die über den Sockelbetrag hinausgehen, stehen der ANLAGE zur 
Verfügung. Das Anlageziel ist die Erwirtschaftung von Erträgen zur Mitfinanzierung der kirchlichen 
Aufgaben. 											         

Unterschreiten die Mittel der Allgemeinen Rücklage zum 31.12. den Sockelbetrag, soll die ANLAGE 
aufgelöst werden, sofern nicht durch Überschüsse der Verwaltungshaushalte im laufenden Haus-
haltsjahr der Sockelbetrag erreicht wird.							     

Die Erträge der Anlagen sind dem laufenden Verwaltungshaushalt zuzuführen.

2.4 Zweckbestimmte Rücklagen

2.4.1 Spenden, Zweckbestimmungen oder Zuschüsse 

Die in der Regel aus Spenden, Zweckbestimmungen oder Zuschüssen stammenden Mittel der 
zweckbestimmten Rücklagen dienen der Finanzierung bestimmungsgemäßer Maßnahmen.	

Entsprechend der Fristigkeit der bestimmungsgemäßen Maßnahmen sind diese Kapitalvermögen 
entweder als LIQUIDITÄT vorzuhalten oder stehen der ANLAGE zur Verfügung. Das Anlageziel ist 
entweder die Sicherung der jederzeitigen Zahlungsfähigkeit oder die Erwirtschaftung von Erträgen 
zur Mitfinanzierung der zweckbestimmten Aufgaben.						    

Die Erträge der Anlagen verbleiben in den zweckbestimmten Rücklagen, sofern nicht aufgrund 



Kirchliches Amtsblatt Münster 2025 Nr. 3146

gesetzlicher oder anderweitiger Grundlage eine Entnahme gefordert ist (z.B. KiBiz-Rücklage).

2.4.2 Unselbstständige Stiftungen oder Sondervermögen

Das Kapitalvermögen nach dem Anwendungsbereich unter Beachtung von § 1 Abs. 3 HKO von un-
selbstständigen Stiftungen oder anderer unselbstständiger Sondervermögen der Kirchengemein-
den (nicht zwangsläufig Armenstiftungen) dient dauerhaft und langfristig der Sicherstellung der 
Zweckbestimmung bzw. Herkunft. 								      

Die Kapitalvermögen stehen grundsätzlich der ANLAGE zur Verfügung. Das Anlageziel ist der reale 
Erhalt des Kapitalvermögens.										       

Die Erträge der Anlagen sind dem laufenden Verwaltungshaushalt zuzuführen und zweckentspre-
chend zu verausgaben.

2.5 Zusammenfassung

3. Anlagen

3.1 Grundsätzliches

Ziele der Anlage der Kapitalvermögen sind die Sicherung der jederzeitigen Zahlungsfähigkeit (Li-
quidität), die Reduzierung von Risiken (Sicherheit), die Erwirtschaftung von Erträgen (Rentabilität) 
sowie die Berücksichtigung ethisch-nachhaltiger Überlegungen (Nachhaltigkeit).

Das Bistum Münster ist sich bewusst, dass eine ideelle Orientierung auch in einem bewussten 
Umgang mit Anlagen zum Ausdruck zu bringen ist. Alle in der Verantwortlichkeit einer maßvollen 
Verwaltung des Kapitalvermögens zuständigen Personen haben dafür Sorge zu tragen, eine nach-
haltige Anlagenpolitik weiterzuentwickeln. 

Zur Unterstützung der Finanzverantwortlichen hat das Zentralkomitee der deutschen Katholiken 
(ZdK) und die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) die Orientierungshilfe „Ethisch-nachhaltig inves-
tieren“ veröffentlicht. Die in der jeweils geltenden Fassung der Orientierungshilfe dargestellten 
Überlegungen sollen bei den Anlagen beachtet werden.

Die Anlage der Kapitalvermögen ist breit gestreut (Diversifikation) zu tätigen und grundsätzlich 
risikoscheu ausgerichtet (Risikoklasse 2 von 5). Bei einem risikoscheuen Anleger überwiegen die 
Sicherheitsbedürfnisse gegenüber dem Liquiditätsbedarf und der Renditeerwartung. Der Anleger 
wünscht eine höhere Rendite als bei konservativer Risikobereitschaft und toleriert geringe bis mä-
ßige Kurs- bzw. Wertschwankungen. Hierzu können auch konservative (Risikoklasse 1 von 5) und 
risikoscheue (Risikoklasse 2 von 5) mit jeweils bis zu 100 % mit risikobereiten Anlagen (Risikoklasse 
3 von 5) von bis zu 35 % kombiniert werden.

3.2 LIQUIDITÄT

Für die als LIQUIDITÄT eingewerteten Kapitalvermögen sind folgende Anlageformen zulässig.
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3.2.1 Bankeinlagen (Laufzeiten bis 1 Jahr)

Anlagen mit Laufzeiten von bis zu einem Jahr auf Konten (u.a. Kontokorrent, Tagesgeld, Termin-
geld, Sparbuch) von Kreditinstituten, sofern diese Einlagen durch die gesetzliche Einlagensiche-
rung und eine zusätzliche inländische Einlagensicherung oder Institutssicherung geschützt sind.

3.2.2 Geldmarktfonds

Anlagen in Geldmarktfonds.

3.3 ANLAGE

Für die als ANLAGE eingewerteten Kapitalvermögen sind zusätzlich folgende Anlageformen zuläs-
sig.

3.3.1 Bankeinlagen (Laufzeiten ab 1 Jahr)

Anlagen mit Laufzeiten ab einem Jahr auf Konten (u.a. Termingeld, Sparbrief) von Kreditinstituten, 
sofern diese Einlagen durch die gesetzliche Einlagensicherung und eine zusätzliche inländische 
Einlagensicherung oder Institutssicherung geschützt sind.

3.3.2 Renten (verzinsliche Wertpapiere)

Bis zu 100 % in Bundes- und Länderanleihen, Anleihen von Gebietskörperschaften, vom deut-
schen Staat garantierte Anleihen und deutsche Pfandbriefe.

Bis zu 50 % in Bankanleihen, sofern diese durch eine inländische Institutssicherung (bei Sparkas-
sen sowie Volks- und Raiffeisenbanken) geschützt sind.

Bis zu 50 % in Anleihen mit einem Mindestrating von AA- (gemäß Standard & Poors oder einer 
vergleichbaren Gesellschaft).

Bis zu 50 % in Rentenfonds mit einem Durchschnittsrating von mindestens A-.

Bei diesen Anlagen ist auf eine ausreichende Streuung bei der Wahl der Emittenten zu achten.

Nullkuponanleihen und diskontierte Wertpapiere dürfen nicht erworben werden.

Strukturierte Wertpapiere oder Zertifikate mit derivativen Bestandteilen dürfen nicht erworben 
werden. 

3.3.3 Unternehmensanleihen

Bis zu 40 % in Unternehmensanleihefonds oder Vermögensverwaltungen mit einem Durchschnitts-
rating von mindestens BBB.

3.3.4 Aktien

Bis zu 35 % in Aktienfonds oder Vermögensverwaltungen. 

Eine Direktanlage in Einzeltiteln ist nicht zulässig.

3.3.5 Immobilien

Bis zu 40 % in Immobilienfonds.

3.3.6 Mikrofinanzen

Bis zu 10 % in Mikrofinanzfonds.

3.3.7 Sonstiges

Bis zu 30 % in ausländischen Währungen und Wertpapieren mit Währungsrisiken.

Derivate dürfen nicht direkt erworben werden.

Die Fonds und Vermögensverwaltungen müssen Erträge ausschütten.
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Die prozentualen Anteile beziehen sich auf die Kurswerte der Anlagen. Bei der Anlage in Misch-
fonds und Vermögensverwaltungen, sind deren prozentuale Anteile den o.g. Anlageklassen zuzu-
rechnen.

3.4 Zusammenfassung

4. Genehmigung

Gemäß Art. 1 § 1 Abs. 1 Ziff. a) Nr. 20 des Begleitgesetz zum Kirchlichen Vermögensverwaltungsge-
setz für den nordrhein-westfälischen Anteil des Bistums Münster – KVVG – (BG KVVG MS) vom 20. 
Februar 2025 bedürfen ein Beschluss, ein Rechtsgeschäft oder Rechtsakt der Kirchengemeinden 
und (Kirchen-)Gemeindeverbände im nordrhein-westfälischen Anteil des Bistums Münster be-
treffend Verträge über Beteiligungen, Finanzanlagen und -instrumente jeder Art zu ihrer Rechts-
wirksamkeit der schriftlichen Genehmigung durch die Bischöfliche Behörde, soweit sie nicht vom 
Diözesanbischof erlassener oder kirchenaufsichtlich genehmigter qualifizierter Anlagerichtlinien 
unterfallen.

Hierzu wird die nachfolgende Regelung getroffen:

4.1 Kirchenaufsichtliche Vorausgenehmigung bzgl. Anlagen bis zu einem Wert i.H.v. 500.000 
Euro

Hiermit wird unter nachfolgenden Voraussetzungen die kirchenaufsichtliche Genehmigung erteilt:

a)	 Die Anlagen der LIQUIDITÄT und ANLAGE übersteigt nicht einen Anlagewert von 500.000 Euro, 

b)	 in dem zugrundeliegenden Beschluss des Kirchenvorstandes bzw. der Verbandsvertretung 
wird die Einhaltung dieser Anlagerichtlinien bestätigt und

c)	 eine Geeignetheitserklärung eines Kreditinstituts, einer Kapitalverwaltungsgesellschaft oder 
eines Vermögensverwalters bei Anlageberatungen in Wertpapieren, in der die Einhaltung die-
ser Anlagerichtlinien bestätigt wird, liegt vor.

Das Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen gemäß Abs. 1 wird durch die jeweilige Zentral-
rendantur durch Vermerk wie folgt bestätigt:

„Kirchenaufsichtlich genehmigt durch die Bischöfliche Behörde gemäß Nr. 4 der Anlagerichtlini-
en für das Kapitalvermögen der Kirchengemeinden und (Kirchen-)Gemeindeverbände im nord-
rhein-westfälischen Teil des Bistums Münster vom 20. Februar 2025. 

Für die Richtigkeit 											         
Ort, Datum 												          
Geschäftszeichen 											         
Unterschrift.“
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Der Bischöflichen Behörde bleibt es vorbehalten, die dieser Regelung unterfallenden Sachverhalte 
insbesondere im Hinblick auf das Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen im Einzelfall zu 
überprüfen.

4.2 Kirchenaufsichtliche Genehmigung bzgl. Anlagen ab einem Wert i.H.v. 500.000 Euro

Anlagen der LIQUIDITÄT und ANLAGE ab einem Anlagewert von 500.000 Euro sowie Vermö-
gensverwaltungsverträge bedürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit der schriftlichen Genehmigung der 
Bischöflichen Behörde. Dem Antrag auf Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung sind 
auch beizufügen: 

a)	 Beschluss des Kirchenvorstandes bzw. der Verbandsvertretung, der die Einhaltung dieser An-
lagerichtlinien bestätigt, und

b)	 eine Geeignetheitserklärung eines Kreditinstituts, einer Kapitalverwaltungsgesellschaft oder 
eines Vermögensverwalters bei Anlageberatungen in Wertpapieren, in der die Einhaltung die-
ser Anlagerichtlinien bestätigt wird.

Das Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen ist durch die jeweilige Zentralrendantur zu be-
stätigen.

Die Rechte des Diözesan-Vermögensverwaltungsrates und des Konsultorenkollegiums bleiben un-
berührt.

4.3 Informationspflicht und Abweichungen

Das Genehmigungsverfahren entbindet die Kirchenvorstände und Verbandsvertretungen nicht 
von der Verpflichtung, bei Bedenken, insbesondere rechtlicher oder sachlicher Art, die Bischöf-
liche Behörde zu informieren.

Abweichungen von diesen Anlagerichtlinien sind möglich, bedürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit je-
doch der vorherigen Prüfung und kirchenaufsichtlichen Genehmigung der Bischöflichen Behörde.

5. Prüfung

Der Kirchenvorstand ist im Rahmen der jährlichen Rechnungsprüfung der Haushaltsrechnung ge-
mäß § 80 HKO verpflichtet, die Vermögensnachweise der Kirchengemeinde mit der Einwertung je 
nach Fristigkeit in LIQUIDITÄT und ANLAGE zu erstellen und die Einhaltung dieser Anlagerichtlinie 
zu prüfen und zu bestätigen.

Dieser Bestätigung sind die Beschlüsse des Kirchenvorstandes bzw. Gemeindeverbandes und bei 
Anlageberatungen in Wertpapieren die Geeignetheitserklärungen der Kreditinstitute, Kapitalver-
waltungsgesellschaften oder Vermögensverwalter für die Anlageentscheidungen beizufügen. 

Sofern die Anlagerichtlinien nicht mehr eingehalten werden, sind die Anlagen im laufenden oder 
folgenden Haushaltsjahr anzupassen.

Der Bischöflichen Behörde bleibt es vorbehalten, die dieser Regelung unterfallenden Sachverhalte 
im Einzelfall zu prüfen.

6. Inkrafttreten

6.1 Vor Inkrafttreten dieser Anlagerichtlinien bestehende Verträge bleiben von diesen Regelun-
gen unberührt. Bei jeglichen vertraglichen Änderungen oder neuen Vereinbarungen über Anlagen 
nach dem Inkrafttreten der Anlagerichtlinien sind die vorgenannten Regelungen einzuhalten. 

6.2 Die vorliegenden Verwaltungsvorschriften zu den Anlagerichtlinien treten mit ihrer Veröffent-
lichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 
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6.3 Die bestehenden Anlagerichtlinien vom 2. Januar 2024 treten hiermit außer Kraft. 

Münster, 20.02.2025

L.S.                                                                † Dr. Felix Genn 
					     Bischof von Münster                                                     			 
											                     AZ: R 710

Art. 57    	    Satzung des Kirchensteuerrates und des Vermögensrates für den 			 
	                             nordrhein-westfälischen Teil des Bistums Münster

Für den in Nordrhein-Westfalen gelegenen Teil des Bistums Münster besteht ein Kirchensteuerrat 
(KStR) und ein Vermögensrat (VR), dessen Zusammensetzung und Aufgaben sich nach Maßgabe 
der cc. 492 ff. CIC und der partikularrechtlichen Gewohnheiten nach den nachstehenden Bestim-
mungen dieser Satzung richten. Beide Gremien bilden den Diözesan-Vermögensverwaltungsrat 
für den nordrhein-westfälischen Teil des Bistums Münster:

Artikel 1												          
Kirchensteuerrat

§ 1 Zusammensetzung

(1)	 Dem Kirchensteuerrat gehören an:

1.	 der Generalvikar oder ein/e vom Bischof benannte Stellvertreterin oder Stellvertreter als 
Vorsitzende oder Vorsitzender. Im Falle der Sedisvakanz wird die Vorsitzende oder der Vor-
sitzende vom Diözesanadministrator ernannt. Der Vorsitz ist nicht mit einem Stimmrecht 
verbunden;

2.	 zwei Leitende Pfarrer aus dem nordrhein-westfälischen Teil des Bistums Münster;

3.	 elf Laien, die hauptberuflich nicht im kirchlichen Dienst des Bischöflichen Generalvikaria-
tes, des Bischöflichen Offizialates, der sonstigen Einrichtungen des Bistums Münster oder 
des Caritasverbandes für die Diözese Münster e.V. stehen. Personen, die hauptberufliches 
Mitglied eines Organs eines kirchlichen Rechtsträgers sind oder als Leitende Mitarbeiter im 
Sinne der Mitarbeitervertretungsordnung – MAVO – für den Bereich des Bistums Münster 
in ihrer jeweils geltenden Fassung gelten, sind gleichfalls von einer Mitgliedschaft ausge-
schlossen.;

4.	 vier vom Diözesanrat gewählte Mitglieder;

5.	 die Ökonomin/der Ökonom (c. 494 §§ 1 und 2 CIC), die/der mit der/m Leiter/in der für 
Finanzen im Bischöflichen Generalvikariat zuständigen Organisationseinheit identisch sein 
soll, ohne Stimmrecht;

6.	 die Justitiarin/der Justitiar ohne Stimmrecht.

(2)	 Die Mitglieder gem. Abs. 1 Ziff. 2 werden von den Mitgliedern des Priesterrates, die im nord-
rhein-westfälischen Teil des Bistums Münster ihr Amt ausüben, gewählt.

(3)	 Von den Mitgliedern gem. Abs. 1 Ziff. 3 werden acht durch die Kirchenvorstände im nord-
rhein-westfälischen Teil des Bistums Münster gewählt. Wählbar ist, wer seinen ersten Wohn-
sitz im nordrhein-westfälischen Teil des Bistums Münster hat, der Kirchensteuerpflicht unter-
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liegt und die nach den geltenden Vorschriften erforderlichen persönlichen Voraussetzungen 
für die Mitgliedschaft in einem Kirchenvorstand besitzt. Sie müssen nicht Mitglied eines Kir-
chenvorstandes sein. Drei Mitglieder werden vom Bischof berufen.

(4)	 Die gem. Abs. 1 Ziff. 4 gewählten Mitglieder müssen die Wahlvoraussetzungen gem. Abs. 3 
Satz 2 erfüllen. Abs. 1 Ziff. 3 gilt entsprechend. Zwei von ihnen müssen Mitglieder des Diö-
zesanrates sein, die für die Dauer der Wahlperiode des Diözesanrates gewählt sind.

(5)	 Soweit in dieser Satzung oder in anderen Bestimmungen nicht ausdrücklich etwas anderes ge-
regelt ist, sind alle Personen wählbar und berufbar, welche das 18. Lebensjahr, aber bei Beginn 
der Amtszeit noch nicht das 75. Lebensjahr, vollendet haben.

(6)	 Die Mitgliedschaft endet, wenn die Voraussetzungen für die Wahl oder die Berufung entfallen. 
Sie endet ferner, wenn der Rücktritt erklärt wird. 

(7)	 Wenn eine Gewählte oder ein Gewählter ihre oder seine Wahl nicht annimmt, tritt nach Maß-
gabe der Wahlordnung das Ersatzmitglied ein. Das Gleiche gilt, wenn ein Mitglied aus seinem 
Amt ausscheidet.

(8)	 Der Kirchensteuerrat wählt aus seinen stimmberechtigten Mitgliedern bis zu zwei stellver-
tretende Vorsitzende. Er legt die Reihenfolge der Stellvertretung fest. Die stellvertretenden 
Vorsitzenden vertreten die Vorsitzende/den Vorsitzenden bei der Sitzungsleitung und bei der 
Unterzeichnung des Protokolls in den von ihnen geleiteten Sitzungen nach § 9 Absatz 2. Bei 
Verhinderung der Vorsitzenden/des Vorsitzenden und der stellvertretenden Vorsitzenden soll 
das nach Lebensalter älteste anwesende stimmberechtigte Mitglied den Vorsitz führen. Ver-
zichtet dieses auf den Vorsitz, so wählt der Kirchensteuerrat aus seiner Mitte die Vorsitzende/
den Vorsitzenden. Die Wahl leitet das nach Lebensalter älteste anwesende stimmberechtigte 
Mitglied. 

§ 2 Wahlordnung

Das Verfahren für die Wahl der Mitglieder und Ersatzmitglieder des Kirchensteuerrates regelt die 
Wahlordnung für den Kirchensteuerrat im nordrhein-westfälischen Teil des Bistums Münster, so-
weit diese Satzung nicht für die Wahl durch den Priesterrat oder den Diözesanrat besondere Vor-
schriften enthält. 

§ 3 Amtszeit

(1)	 Die Mitglieder werden durch den Bischof ernannt. Die Amtszeit der gewählten und berufenen 
Mitglieder beträgt unbeschadet der Regelung in § 1 Abs. 4 Satz 3 fünf Jahre. Das Ausscheiden 
der gewählten und berufenen Mitglieder erfolgt mit dem Eintritt der Nachfolger. Die Ersatz-
mitglieder müssen bei jeder Wahl neu gewählt werden.

(2)	 Der Diözesanrat wählt jeweils in seiner 1. Sitzung die Mitglieder gem. § 1 Abs. 4 Satz 3, sonst 
aber nach Bedarf.

(3)	 Wiederwahl und erneute Berufung sind zulässig.

(4)	 Scheiden gewählte oder berufene Mitglieder während ihrer Amtszeit aus, so tritt nach Maß-
gabe der Wahlordnung das Ersatzmitglied bzw. das neu berufene Mitglied in die Amtszeit des 
ausgeschiedenen Mitgliedes ein.

(5)	 Alle gewählten und berufenen Mitglieder bleiben bis zur konstituierenden Sitzung des neuen 
Gremiums im Amt. Das neue Gremium tritt unverzüglich nach der Veröffentlichung des Wahl-
ergebnisses der gewählten Mitglieder im Kirchlichen Amtsblatt zusammen. Die Berufung der 
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Mitglieder nach § 1 Abs. 3 Satz 4 soll bis zur konstituierenden Sitzung erfolgen. Die Amtszeit 
der gemäß § 1 Abs. 1 Ziffer 4 gewählten Mitglieder endet mit Ablauf der Wahlperiode des 
Diözesanrates. Sie setzen ihr Wahlmandat bis zu einer Neuwahl durch den Diözesanrat fort. 

§ 4 Verpflichtung

Die gewählten und berufenen Mitglieder werden zu Beginn ihrer Amtszeit durch die Vorsitzende 
oder den Vorsitzenden auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Aufgaben und die Wahrung des Steu-
ergeheimnisses entsprechend der staatlichen Abgabenordnung (AO) verpflichtet.

§ 5 Aufgaben des Kirchensteuerrates

(1)	 Der Kirchensteuerrat hat folgende Aufgaben:

1.	 den Haushaltsplan des Bistums Münster und des Bischöflichen Stuhls zu Münster gemäß 
den weiteren Bestimmungen der Geschäftsanweisung für das Haushalts- und Kassenwe-
sen im Bistum Münster (nrw-Teil) in der jeweils geltenden Fassung festzusetzen; der Kir-
chensteuerrat erstattet dem Diözesanrat über den Bistumshaushalt Bericht;

2.	 die Jahresrechnung des Bistums Münster und des Bischöflichen Stuhls zu Münster gemäß 
den weiteren Bestimmungen der Geschäftsanweisung für das Haushalts- und Kassenwe-
sen im Bistum Münster (nrw-Teil) in der jeweils geltenden Fassung festzustellen; der Kir-
chensteuerrat erstattet dem Diözesanrat über den Bistumshaushalt Bericht;

3.	 die Höhe der Kirchensteuer festzusetzen (§ 4 der Verordnung über die Erhebung der Kir-
chensteuer im nordrhein-westfälischen Teil des Bistums Münster – Kirchensteuerordnung 
– in der jeweils geltenden Fassung); 

4.	 über die Anträge auf Erlass und Stundung der Kirchensteuer gem. § 13 der Kirchensteuer-
ordnung zu entscheiden;

5.	 den Vorschlag für die aus dem Kirchensteuerrat entsandten Mitglieder des Vermögensra-
tes für den nordrhein-westfälischen Teil des Bistum Münster zu unterbereiten; 

6.	 die Bestellung der Leitung der Rechnungsprüfung und deren Abberufung nach der Rech-
nungsprüfungs- und Revisionsordnung des Bistums Münster (nrw-Teil) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

(2)	 Der vorherigen Anhörung des Kirchensteuerrates bedürfen zu ihrer Gültigkeit insbesondere 
folgende Rechtsakte des Bischofs:

1.	 die Festsetzung der Akte außerordentlicher Vermögensverwaltung für dem Bischof unter-
stehende öffentliche juristische Personen des kanonischen Rechts gemäß c. 1281 § 2 CIC;

2.	 die Anlage von Geld und beweglichem Vermögen für eine fromme Stiftung (c. 1305 CIC);

3.	 die Herabsetzung von Stiftungsverpflichtungen (c. 1310 § 2 CIC), ausgenommen die Herab-
setzung von Messverpflichtungen (c. 1308 CIC);

4.	 Akte der Vermögensverwaltung, die unter Beachtung der Vermögenslage des Bistums von 
größerer Bedeutung sind („maioris momenti“, c. 1277 Satz 1, 1. Halbsatz CIC);

5.	 die Auferlegung einer Steuer für die dem Bischof unterstehenden öffentlichen juristischen 
Personen des kanonischen Rechts oder für übrige natürliche und juristische Personen, so-
fern dem Bischof nicht partikulare Gesetze und Gewohnheiten weitergehende Rechte ein-
räumen (c. 1263 CIC); 

6.	 die Ernennung oder die vorzeitige Abberufung der Ökonomin/des Ökonomen (c. 494 §§ 1 
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und 2 CIC), die/der mit der/dem Leiter/in der für Finanzen im Bischöflichen Generalvikariat 
zuständigen Organisationseinheit identisch sein soll, einschließlich der Wahl einer Ökono-
min/eines Ökonomen in der Zeit der Vakanz gemäß c. 423 § 2 CIC.

(3)	 Der Kirchensteuerrat kann die Erfüllung der Aufgabe nach Abs. 1 Ziff. 4 einem aus seiner Mitte 
gewählten Erlassausschuss übertragen, dem die Justitiarin/der Justitiar beratend angehören 
muss.

(4)	 Der Bischof kann dem Kirchensteuerrat darüber hinaus generell oder im Einzelfall weitere 
Aufgaben übertragen.

§ 6 Einberufung, Geschäftsführung

(1)	 Die Vorsitzende oder der Vorsitzende beruft den Kirchensteuerrat zu den Sitzungen ein, so oft 
es zur ordnungsgemäßen Erledigung der Geschäfte erforderlich ist, oder wenn ein Viertel der 
stimmberechtigten Mitglieder oder die Ökonomin/der Ökonom oder die Justitiarin/der Just-
itiar dies unter Angabe der Beratungspunkte beantragt, mindestens jedoch zweimal im Jahr.

(2)	 Zu den Sitzungen des Kirchensteuerrates wird von der Vorsitzenden oder vom Vorsitzenden 
mit einer Frist von zwei Wochen in Schrift- oder Textform (Brief, Fax, E-Mail etc.) unter Anga-
be der Beratungspunkte und Beifügung der Sitzungsvorlagen eingeladen. Maßgebend für die 
Rechtzeitigkeit der Einladung ist der Tag der Absendung. Im Ausnahmefall, insbesondere bei 
Eilbedürftigkeit, können

1.	 die in Satz 1 genannten Fristen auf 48 Stunden verkürzt werden,

2.	 Sitzungen sowohl in virtueller als auch teilweise virtueller Form, insbesondere als 		
Telefon-, Web- oder Videokonferenz, abgehalten werden,

3.	 Beschlüsse im schriftlichen Umlaufverfahren gefasst werden.

Eine Beschlussfassung im Umlaufverfahren setzt voraus, dass kein Mitglied dieser Form der 
Beschlussfassung widerspricht und jedes Mitglied mindestens 48 Stunden zuvor die Sitzungs-
vorlagen erhalten hat.

(3)	 Die Geschäftsführung des Kirchensteuerrates (insbesondere Einladung, Sitzungsvorbereitung, 
Protokollführung und Nachbereitung) obliegt der Ökonomin/dem Ökonomen. Sie/Er kann 
sich dabei des Bischöflichen Generalvikariates bedienen. Die Vorsitzende oder der Vorsitzen-
de kann und hat auf Verlangen des Kirchensteuerrates, der Ökonomin/des Ökonoms oder der 
Justitiarin/des Justitiars jederzeit die zuständigen Mitarbeitenden des Bischöflichen General-
vikariates zu den Sitzungen des Kirchensteuerrates einzuladen, sofern die Tagesordnung ihr 
Sachgebiet betrifft. Entsprechendes gilt für die Hinzuziehung von Sachverständigen.

§ 7 Beschlussfähigkeit

(1)	 Der Kirchensteuerrat ist beschlussfähig, wenn die Vorsitzende oder der Vorsitzende und die 
Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind; ist die Vorsitzende oder der Vorsit-
zende nicht anwesend, ist der Kirchensteuerrat nur beschlussfähig, wenn die Hälfte der stimm-
berechtigten Mitglieder, darunter eine stellvertretende Vorsitzende oder ein stellvertretender 
Vorsitzender, anwesend sind. Er ist stets beschlussfähig, wenn er zum zweiten Male zur Sit-
zung mit derselben Tagesordnung eingeladen wird und bei der Einberufung ausdrücklich auf 
diese Folge hingewiesen ist. 

(2)	 Ist nicht vorschriftsmäßig eingeladen, so kann ein Beschluss nur gefasst werden, wenn alle 
stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind und niemand widerspricht. Sind nicht alle 
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stimmberechtigten Mitglieder anwesend, können die abwesenden Mitglieder der Beschluss-
fassung nachträglich zustimmen.

(3)	 Ist ein Mitglied nicht ordnungsgemäß eingeladen, so kann es dem gefassten Beschluss schrift-
lich mit der Folge widersprechen, dass der Kirchensteuerrat erneut zur Beratung und Be-
schlussfassung einzuberufen ist. Das Widerspruchsrecht entfällt, wenn das betreffende Mit-
glied an der Sitzung teilgenommen und einer Beschlussfassung nicht widersprochen hat. Der 
Widerspruch muss innerhalb von zwei Wochen nach Absendung des Protokolls (§ 9 Abs. 3) bei 
der Vorsitzenden oder bei dem Vorsitzenden eingehen.

§ 8 Beschlussfassung

(1)	 Die Beschlüsse werden mit Mehrheit der Stimmen der erschienenen stimmberechtigten Mit-
glieder des Kirchensteuerrates gefasst. Eine Übertragung des Stimmrechts ist ausgeschlossen.

(2)	 Die Vorsitzende oder der Vorsitzende legt die gefassten Beschlüsse zu § 5 Abs. 1 Ziff. 1 bis 3 
dem Bischof zur Genehmigung vor, der sie unter Angabe von Gründen beanstanden und dem 
Kirchensteuerrat zur erneuten Entscheidung zuweisen kann. Kommt eine Einigung zwischen 
Kirchensteuerrat und dem Bischof nicht zustande, kann der Bischof auch ohne weitere Mitwir-
kung des Kirchensteuerrates entscheiden. Die mangelnde Einigung muss der Bischof förmlich 
feststellen und dem Kirchensteuerrat mitteilen.

(3)	 Die Beschlüsse zu § 5 Abs. 1 Ziff. 3 legt der Bischof den zuständigen staatlichen Organen zur 
Anerkennung vor (§ 16 Kirchensteuergesetz) und veröffentlicht sie nach der staatlichen Aner-
kennung zusammen mit den Beschlüssen zu § 5 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 im Kirchlichen Amtsblatt.

(4)	 Die Abstimmung im Kirchensteuerrat erfolgt offen, wenn nicht wenigstens drei Mitglieder eine 
geheime Abstimmung beantragen. 

(5)	 Die Mitglieder des Kirchensteuerrates sind in ihren Entscheidungen weisungsunabhängig und 
nur ihrem Gewissen unterworfen. Sie sind über die Inhalte der Sitzungen zur Verschwiegen-
heit verpflichtet; schwerwiegende Verstöße können zu einer Amtsenthebung führen. Die Sit-
zungen des Kirchensteuerrates sind nicht-öffentlich.

(6)	 Die Mitglieder des Kirchensteuerrates sind befangen, soweit sie selbst oder eine nahe Ange-
hörige oder ein naher Angehöriger oder ein kirchlicher Rechtsträger, in dessen Organ sie ver-
treten sind oder bei dem sie hauptberuflich im kirchlichen Dienst stehen, Beratungspunkt des 
Kirchensteuerrates sind. Hierfür besteht bei Ausscheiden des Mitgliedes aus dem hauptberuf-
lichen kirchlichen Dienst in den letzten zwei Jahren eine Vermutung. Wer annehmen muss, 
befangen zu sein, hat die Befangenheit unaufgefordert der Vorsitzenden oder dem Vorsitzen-
den anzuzeigen. Über die Feststellung entscheidet der Kirchensteuerrat ohne Mitwirkung des 
Betroffenen. Ein befangenes Mitglied des Kirchensteuerrates hat kein Stimmrecht und darf 
bei der Beratung und Abstimmung nicht anwesend sein. Die Befangenheit ist im Protokoll zu 
dokumentieren. Die Vorschriften der staatlichen Abgabenordnung (AO) finden entsprechende 
Anwendung.

(7)	 Die Mitglieder des Kirchensteuerrates haften bei der Wahrnehmung ihrer Pflichten nur für 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Ist streitig, ob ein Mitglied des Kirchensteuerrates vorsätz-
lich oder grob fahrlässig gehandelt hat, trägt das Bistum die Beweislast. Das Bistum wird die 
Mitglieder des Kirchensteuerrates durch eine erweiterte Vermögensschadenshaftpflichtversi-
cherung mit angemessener Deckungshöhe für die Fälle von fahrlässigem Handeln versichern.

(8)	 Die stimmberechtigten Mitglieder des Kirchensteuerrates sind ehrenamtlich tätig. Sie können 
im Rahmen der steuerlichen Vorgaben eine Aufwandsentschädigung erhalten (insbesondere 
Fahrt- und Reisekosten, Porto-, Telefon-, Kopier- und Druckkosten), die auch pauschalisiert ge-
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währt werden kann. Die Aufwandsentschädigung erfolgt zu Lasten des Haushalts des Bistums.

(9)	 Hat bei der Beschlussfassung ein Mitglied mitgewirkt, bei dem nachträglich festgestellt wird, 
dass die Voraussetzungen für die Mitgliedschaft nicht vorgelegen haben oder entfallen sind, 
wird die Gültigkeit der unter seiner Mitwirkung zustande gekommenen Beschlüsse nicht be-
rührt.

§ 9 Sitzungsniederschrift

(1)	 Über die Sitzungen des Kirchensteuerrates ist ein Protokoll zu fertigen, das Tag und Ort der 
Sitzung, die Namen der erschienenen Mitglieder sowie den Gegenstand, den wesentlichen 
Inhalt der Beratungen und die Beschlüsse wiedergibt. Das Protokoll kann auch in geeigneter 
elektronischer Form geführt werden.

(2)	 Das Protokoll ist von der Vorsitzenden oder von dem Vorsitzenden und zwei Mitgliedern zu 
unterzeichnen.

(3)	 Das Protokoll wird den Mitgliedern zugesandt. Die Protokolle der Sitzungen sind zu archivie-
ren.

§ 10 Ausschüsse

(1)	 Der Kirchensteuerrat kann Ausschüsse bilden. Zu diesen Ausschüssen können sachverständige 
Personen, die nicht dem Kirchensteuerrat angehören, hinzugezogen werden. Sie haben kein 
Stimmrecht.

(2)	 Der Kirchensteuerrat bildet aus seiner Mitte mindestens einen Erlassausschuss sowie einen 
Rechnungsprüfungsausschuss. Er kann aus seiner Mitte einen Personalausschuss für kirchen-
rechtlich vorgesehene Leitungsämter bilden.

(3)	 Der Kirchensteuerrat überträgt die Entscheidung für die Bewilligung von Investitionszuweisun-
gen gemäß Zuweisungsordnungen zur Finanzierung von Herstellungs- und Erhaltungsmaßnah-
men der Kirchengemeinden und (Kirchen-)Gemeindeverbänden dem Vermögensrat nach Arti-
kel 2 dieser Satzung. Die Zuweisungsordnungen werden vom Generalvikar nach Anhörung des 
Kirchensteuerrates zu Beginn der Sitzungsperiode erlassen. Der Kirchensteuerrat kann dem 
Vermögensrat weitere Aufgaben übertragen. 

(4)	 Für die Ausschüsse gelten die Regelungen dieser Satzung entsprechend.

Artikel 2												          
Vermögensrat

§ 1 Zusammensetzung

(1)	 Dem Vermögensrat gehören fünf bis acht vom Bischof ernannte Gläubige an, die in wirtschaft-
lichen Fragen sowie im weltlichen Recht wirklich erfahren sind und die sich durch Integrität 
auszeichnen (c. 492 § 1 CIC).

(2)	 Die Mitglieder des Vermögensrates werden vom Kirchensteuerrat für den nordrhein-west-
fälischen Teil des Bistums Münster vorgeschlagen. Die Mehrheit der Mitglieder müssen aus 
dessen Reihen stammen. Unterbreitet der Kirchensteuerrat keinen Vorschlag, so ernennt der 
Bischof diese Mitglieder frei. 

(3)	 Soweit in dieser Satzung oder in anderen kirchenrechtlichen Bestimmungen nicht ausdrück-
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lich etwas anderes geregelt ist, sind alle Personen ernennbar, welche

a)	 die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllen,

b)	 in ihren Gliedschaftsrechten nicht beschränkt sind und

c)	 dass 18. Lebensjahr, aber bei Beginn der Amtszeit noch nicht das 75. Lebensjahr vollendet 
haben.

(4)	 Abweichend von Absatz 1 bis 3 können zu Mitgliedern des Vermögensrates nicht ernannt wer-
den:

a)	 der Generalvikar;

b)	 die/der nach c. 494 CIC ernannte oder nach c. 423 § 2 CIC gewählte Ökonomin/Ökonom;

c)	 die Justitiarin/der Justitiar;

d)	 die Mitglieder des Konsultorenkollegiums;

e)	 Laien, die hauptberuflich im kirchlichen Dienst des Bischöflichen Generalvikariates, des 
Bischöflichen Offizialates, der sonstigen Einrichtungen des Bistums Münster oder des Cari-
tasverbandes für die Diözese Münster e.V. stehen. Personen, die hauptberufliches Mitglied 
eines Organs eines kirchlichen Rechtsträgers sind oder als Leitende Mitarbeiter im Sinne 
der Mitarbeitervertretungsordnung – MAVO – für den Bereich des Bistums Münster in ihrer 
jeweils geltenden Fassung gelten, sind gleichfalls von einer Mitgliedschaft ausgeschlossen.

f)	 Personen, die mit dem Bischof, dem Generalvikar, der Ökonomin/dem Ökonomen oder der 
Justitiarin/dem Justitiar bis zum vierten Grad blutsverwandt oder verschwägert sind (c. 492 
§ 3 CIC).

§ 2 Amtszeit

(1)	 Die Mitglieder des Vermögenrates werden gemäß c. 492 § 2 CIC für die Dauer von fünf Jahren 
ernannt; nach Ablauf dieser Zeit ist Wiederernennung für jeweils weitere fünf Jahre möglich. 
Die Amtszeit endet gemäß c. 186 CIC mit Ablauf der in der Ernennungsurkunde bestimmten 
Amtszeit. 

(2)	 Die Mitglieder des Vermögensrates werden zu Beginn ihrer Amtszeit durch die Vorsitzende 
oder den Vorsitzenden auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Aufgaben und die Wahrung des 
Steuergeheimnisses entsprechend der staatlichen Abgabenordnung (AO) verpflichtet.

(3)	 Die Mitgliedschaft im Vermögensrat endet vorzeitig

a)	 durch Tod;

b)	 durch die Annahme eines gegenüber dem Bischof erklärten Rücktritts;

c)	 wenn zumindest eine der Voraussetzungen nach Artikel 2 § 1 Absatz 3 Ziffer a) oder b) ent-
fällt und dies durch schriftliches Dekret des Bischofs festgestellt ist;

d)	 durch Amtsenthebung gemäß cc. 192 bis 195 CIC nach Anhörung des Betroffenen oder 
durch Absetzung gemäß c. 196 CIC;

e)	 durch Ausscheiden aus dem Kirchensteuerrat.

(4)	 Scheidet ein Mitglied des Vermögensrates vorzeitig aus, ernennt der Bischof für die Dauer 
von fünf Jahren ein neues Mitglied; § 1 Absatz 2 gilt entsprechend. Das Mitglied bleibt bis zur 
Ernennung des Nachfolgers im Amt.

(5)	 Die bisherigen Mitglieder bleiben bis zur konstituierenden Sitzung des neuen Gremiums im 
Amt.
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§ 3 Vorsitz, beratende Teilnahme, Geschäftsführung

(1)	 Den Vorsitz im Vermögensrat führt gemäß c. 492 § 1 CIC der Bischof oder eine von ihm beauf-
tragte Person. Der Vorsitz ist nicht mit einer Mitgliedschaft oder einem Stimmrecht verbun-
den. Darüber hinaus kann der Bischof bis zu zwei stellvertretende Vorsitzende aus den Reihen 
der Mitglieder des Vermögensrates benennen. Er legt die Reihenfolge der Stellvertretung fest. 

(2)	 Der Generalvikar nimmt an den Sitzungen ohne Stimmrecht teil, soweit er nicht als im Sinne 
von Absatz 1 Satz 1 Beauftragter des Bischofs dem Vermögensrat vorsitzt.

(3)	 Soweit ein/e Ökonomin/Ökonom nach c. 494 CIC ernannt oder nach c. 423 § 2 CIC gewählt ist, 
nimmt diese/r und die Justitiarin/der Justitiar ohne Stimmrecht an den Sitzungen teil.

(4)	 Die Geschäftsführung des Vermögensrates (insbesondere Einladung, Sitzungsvorbereitung, 
Protokollführung und Nachbereitung) obliegt der Ökonomin/dem Ökonomen. Sie/Er kann 
sich dabei des Bischöflichen Generalvikariates bedienen. Die Vorsitzende oder der Vorsitzen-
de kann und hat auf Verlangen des Vermögensrates, der Ökonomin/des Ökonoms oder der 
Justitiarin/des Justitiars jederzeit die zuständigen Mitarbeitenden des Bischöflichen General-
vikariates zu den Sitzungen des Vermögensrates einzuladen, sofern die Beratungspunkte ihr 
Sachgebiet betreffen. Entsprechendes gilt für die Hinzuziehung von Sachverständigen.

§ 4 Einberufung, Beschlussfähigkeit, Arbeitsweise

(1)	 Zu den Sitzungen des Vermögensrates wird von der Vorsitzenden oder von dem Vorsitzenden 
mit einer Frist von einer Woche in Schrift- oder Textform (Brief, Fax, E-Mail etc.) unter Anga-
be der Beratungspunkte und Beifügung der Sitzungsvorlagen eingeladen. Maßgebend für die 
Rechtzeitigkeit der Einladung ist der Tag der Absendung. Im Ausnahmefall, insbesondere bei 
Eilbedürftigkeit, können

a)	 die in Satz 1 genannten Fristen auf 48 Stunden verkürzt werden,

b)	 Sitzungen sowohl in virtueller als auch teilweise virtueller Form, insbesondere als Telefon-, 
Web- oder Videokonferenz, abgehalten werden,

c)	 Beschlüsse im schriftlichen Umlaufverfahren gefasst werden.

Eine Beschlussfassung im Umlaufverfahren setzt voraus, dass kein Mitglied dieser Form der 
Beschlussfassung widerspricht und jedes Mitglied mindestens 48 Stunden zuvor die Sitzungs-
vorlagen erhalten hat.

(2)	 Die Vorsitzende oder der Vorsitzende beruft den Vermögensrat ein, so oft es zur ordnungs-
gemäßen und zeitnahen Erledigung der anfallenden Geschäfte erforderlich ist. Sie/Er hat den 
Vermögensrat einzuberufen, wenn mindestens zwei Mitglieder des Vermögensrat oder die 
Ökonomin/der Ökonom oder die Justitiarin/der Justitiar dies unter Angabe der Beratungs-
punkte verlangen.

(3)	 Der Vermögensrat ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß zur Sitzung eingeladen wurde und 
die Vorsitzende bzw. der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende oder der stellver-
tretende Vorsitzende sowie mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. Ein Verstoß 
gegen Absatz 1 gilt als geheilt, wenn die Vorsitzende oder der Vorsitzende und alle Mitglieder 
anwesend sind und niemand der Beschlussfassung widerspricht.

(4)	 Beschlüsse werden mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Eine Übertragung 
des Stimmrechts ist ausgeschlossen.

(5)	 Über die Sitzungen des Vermögensrat ist ein Ergebnisprotokoll zu fertigen, das von der Proto-
kollführerin oder dem Protokollführer und von der Vorsitzenden oder von dem Vorsitzenden 
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bzw. der stellvertretenden Vorsitzenden oder dem stellvertretenden Vorsitzenden zu unter-
zeichnen ist. Das Protokoll soll, neben Tag und Ort der Sitzung, die Namen der Anwesenden, 
die Tagesordnung, die gefassten Beschlüsse und die Abstimmungsergebnisse enthalten. Das 
unterzeichnete Protokoll ist dem Bischof, dem Generalvikar, der Ökonomin/dem Ökonomen, 
der Justitiarin/dem Justitiar sowie allen Mitgliedern des Vermögensrates spätestens 14 Tage 
nach der Sitzung zuzuleiten. Einwendungen gegen das Protokoll müssen spätestens bis zur 
nächsten Sitzung mitgeteilt werden. Das Protokoll kann auch in geeigneter elektronischer 
Form geführt werden. Die Protokolle der Sitzungen sind zu archivieren.

(6)	 Der Vermögensrat kann sich eine Geschäftsordnung geben, in der insbesondere der Sitzungs-
rhythmus und der Geschäftsablauf zum Bischöflichen Generalvikariat festgelegt wird. Die Zu-
stimmung oder Anhörung des Vermögensrat ist zusätzlich beim Rechtsakt zu dokumentieren.

(7)	 Die Mitglieder des Vermögensrat sind in ihren Entscheidungen weisungsunabhängig und nur 
ihrem Gewissen unterworfen. Sie sind über die Inhalte der Sitzungen zur Verschwiegenheit 
verpflichtet; schwerwiegende Verstöße können zu einer Amtsenthebung führen. Die Sitzun-
gen des Vermögensrates sind nicht-öffentlich.

(8)	 Die Mitglieder des Vermögensrat sind befangen, soweit sie selbst oder eine nahe Angehörige 
oder ein naher Angehöriger oder ein kirchlicher Rechtsträger, in dessen Organ sie vertreten 
sind oder bei dem sie hauptberuflich im kirchlichen Dienst stehen, Beratungspunkt des Ver-
mögensrat sind. Hierfür besteht bei Ausscheiden des Mitgliedes aus dem hauptberuflichen 
kirchlichen Dienst in den letzten zwei Jahren eine Vermutung. Wer annehmen muss, befangen 
zu sein, hat die Befangenheit unaufgefordert der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden anzu-
zeigen. Über die Feststellung entscheidet der Vermögensrat ohne Mitwirkung des Betroffenen. 
Ein befangenes Mitglied des Vermögensrat hat kein Stimmrecht und darf bei der Beratung und 
Abstimmung nicht anwesend sein. Die Befangenheit ist im Protokoll zu dokumentieren. Die 
Vorschriften der staatlichen Abgabenordnung (AO) finden entsprechende Anwendung.

(9)	 Die Mitglieder des Vermögensrat haften bei der Wahrnehmung ihrer Pflichten nur für Vorsatz 
und grobe Fahrlässigkeit. Ist streitig, ob ein Mitglied des Vermögensrat vorsätzlich oder grob 
fahrlässig gehandelt hat, trägt das Bistum die Beweislast. Das Bistum wird die Mitglieder des 
Vermögensrat durch eine erweiterte Vermögensschadenshaftpflichtversicherung mit ange-
messener Deckungshöhe für die Fälle von fahrlässigem Handeln versichern.

Die Mitglieder des Vermögensrat sind ehrenamtlich tätig. Sie können im Rahmen der steuerli-
chen Vorgaben eine Aufwandsentschädigung erhalten (insbesondere Fahrt- und Reisekosten, 
Porto-, Telefon-, Kopier- und Druckkosten), die auch pauschalisiert gewährt werden kann. Die 
Aufwandsentschädigung erfolgt zu Lasten des Haushalts des Bistums.

§ 5 Aufgaben

(1)	 Der Vermögensrat nimmt die ihm nach dem Codex Juris Canonici 1983 (CIC) obliegenden Auf-
gaben, insbesondere die dort geregelten Zustimmungs- und Anhörungsrechte, nach Maßgabe 
dieser Satzung wahr, soweit diese nicht dem Kirchensteuerrat nach Artikel 1 dieser Satzung 
vorbehalten sind.

(2)	 Der vorherigen Zustimmung des Vermögensrates bedürfen zu ihrer Gültigkeit insbesondere 
folgende Rechtsakte des Bischofs:

1.	 Akte der außerordentlichen Vermögensverwaltung über Vermögen des Bistums (c. 1277 
Satz 1, 2. Halbsatz CIC), welche von der Deutschen Bischofskonferenz festgelegt sind;

2.	 die Veräußerung oder die Erlaubnis zur Veräußerung von Vermögen öffentlicher juristi-
scher Personen des kanonischen Rechts, die dem Bischof unterstehen, soweit der Wert 

(10)
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oberhalb der von der Deutschen Bischofskonferenz gemäß c. 1292 § 1 CIC festgesetzten 
Untergrenze liegt;

3.	 die Vornahme oder die Erlaubnis zur Vornahme von veräußerungsähnlichen Rechtsge-
schäften gemäß c. 1295 CIC in Bezug auf Vermögen öffentlicher juristischer Personen des 
kanonischen Rechts, die dem Bischof unterstehen, soweit der Wert oberhalb der von der 
Deutschen Bischofskonferenz gemäß cc. 1292 § 1, 1295 CIC festgesetzten Untergrenze 
liegt;

4.	 die Veräußerung oder die Erlaubnis zur Veräußerung von Sachen einer dem Bischof unter-
stehenden öffentlichen juristischen Person des kanonischen Rechts, wenn diese Sachen 
aufgrund eines Gelübdes geschenkt worden sind oder künstlerisch oder historisch wertvoll 
sind (c. 1292 § 2 CIC).

Zum Zwecke der Verfahrensvereinfachung kann der Vermögensrat beschließen, für einzel-
ne zustimmungspflichtige Rechtsakte oder für bestimmte Gruppen zustimmungspflichtiger 
Rechtsakte unter bestimmten Voraussetzungen seine Zustimmung bereits im Voraus zu ertei-
len; die Zustimmungsvoraussetzungen sind im jeweiligen Beschluss festzuhalten. Die Rechte 
des Konsultorenkollegiums bleiben davon unberührt.

(3)	 Der Bischof kann dem Vermögensrat darüber hinaus generell oder im Einzelfall weitere Auf-
gaben übertragen.

(4)	 Bestehen Zweifel, ob ein Rechtsakt der Zustimmung oder Anhörung des Vermögenrates be-
darf, so ist von einer Zustimmungspflicht auszugehen.

(5)	 Rechnungsprüfungszuständigkeiten (c. 1287 § 1 CIC) kommen dem Vermögensrat nicht zu, 
wenn gesetzlich ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist oder wenn für einzelne, dem Bischof 
unterstehenden öffentlichen juristischen Personen des kanonischen Rechts ein eigenes Gre-
mium errichtet ist, das die Aufgaben eines Verwaltungsrates im Sinne des c. 1280 CIC wahr-
nimmt.

Artikel 3												          
Inkrafttreten

§ 1 Sedisvakanz

Im Falle der Behinderung oder Vakanz des Bischöflichen Stuhls (cc. 412 ff., 416 ff. CIC) werden die 
dem Bischof nach dieser Satzung zukommenden Befugnisse von derjenigen Person wahrgenom-
men, der nach den kirchenrechtlichen Bestimmungen die Leitung des Bistums obliegt; abwei-
chend von dieser Satzung erfolgen Ernennungen bzw. Wiederernennungen dann lediglich bis zur 
Beendigung der Behinderung bzw. Vakanz.

§ 2 Inkrafttreten

(1)	 Diese Satzung tritt nach Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt des Bistums Münster zum 
1. März 2025 in Kraft.

(2)	 Zugleich treten alle entgegenstehenden partikularen Gesetze und Gewohnheiten für den 
nordrhein-westfälischen Teil des Bistums Münster, insbesondere die Satzungen des Kirchen-
steuerrates für den nordrhein-westfälischen Teil des Bistums Münster vom 1. Februar 2024 
(Kirchliches Amtsblatt Münster 2024, Art. 58) und des Diözesan-Vermögensverwaltungsrates 
für den nordrhein-westfälischen Teil des Bistums Münster vom 1. Februar 2024 (Kirchliches 
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Amtsblatt Münster 2024, Art. 59), außer Kraft.

(3)	 Die bisherigen Mitglieder des Kirchensteuerrates für den nordrhein-westfälischen Teil des Bis-
tums Münster bleiben unbeschadet entgegenstehender Regelungen dieser Satzung bis zum 
Ablauf ihrer Amtszeit im Amt. Die bisherigen Mitglieder des Diözesan-Vermögensverwaltungs-
rates für den nordrhein-westfälischen Teil des Bistums Münster bleiben unbeschadet entge-
genstehender Regelungen dieser Satzung bis zur Neukonstituierung des Vermögensrates im 
Amt.

(4)	 Die Satzungen des Kirchensteuerrates der Römisch-Katholischen Kirche im Oldenburgischen 
Teil der Diözese Münster und des Vermögensverwaltungsrates der Römisch-Katholischen Kir-
che im Oldenburgischen Teil der Diözese Münster (Offizialatsbezirk Oldenburg) in der jeweils 
geltenden Fassung bleiben unberührt.

(5)	 Die Statuten und Rechte des Konsultorenkollegiums, insbesondere die Statuten des Domka-
pitels der Hohen Domkirche St. Paulus zu Münster in der jeweils geltenden Fassung, bleiben 
unberührt.

(6)	 Änderungen und Abweichungen von dieser Satzung bedürfen der ausdrücklichen schriftli-
chen Zustimmung des Bischofs und der Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt des Bistums 
Münster. Den Mitgliedern des Kirchensteuerrates und des Vermögensrates ist zuvor Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu geben.

Münster, 24.02.2025

L.S.                                                                † Dr. Felix Genn 
					     Bischof von Münster                                                     			 
											                     AZ: R 710

Art. 58             Gesetz zur Änderung der Satzung für die Pfarreiräte im Bistum Münster 

Die Satzung für die Pfarreiräte im Bistum Münster vom 12. Dezember 2024 (Kirchliches Amts-
blatt Münster 2025, Nr. 1, Art. 5) wird wie folgt geändert:

Artikel 1

1.	 In § 3 Abs. 3 Satz 3 wird nach „Diese delegieren ihre ehrenamtlichen Vertreterinnen und 
Vertreter“ eingefügt: „durch Wahl“.

2.	 In § 5 Abs. 2 wird als Satz 2 eingefügt: 								      
„Die Mitgliedschaft endet jedoch nicht, wenn das 75. Lebensjahr (§ 4 Abs. 2) vollendet wur-
de.“ 

3.	 In § 10 Abs. 3 wird das Wort „stimmberechtigten“ durch das Wort „gem. § 3 Abs. 1 gewähl-
ten oder über die Ersatzliste nachgerückten“ ersetzt.

4.	 In § 11 Abs. 3 Satz 3 wird das Wort „Gemeindeausschuss“ durch „Ausschuss“ ersetzt. 

Artikel 2

Diese Änderung tritt nach Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt zum 1. März 2025 in Kraft.

Münster, 20.02.2025
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L.S.                                                                † Dr. Felix Genn 
					     Bischof von Münster                                                     			 
											                     AZ: R 710

Art. 59           Beschluss über die Festsetzung des Haushaltsplans für das Bistum Münster, 		
			                      nrw-Teil, Haushaltsjahr 2025 

Der Kirchensteuerrat für den in Nordrhein-Westfalen gelegenen Teil der Diözese Münster hat 
folgenden Beschluss gefasst:

1.	 Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025, der die für die Erfüllung der Aufgaben des 
nordrhein-westfälischen Teils der Diözese Münster voraussichtlich erzielbaren Erträge und 
entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird				 
im Ergebnisplan mit dem

Gesamtbetrag der Erträge auf 	 741.764.767 €

Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 	 767.818.360 €

im Finanzplan mit dem

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf 	 744.041.967 €

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf 	 696.410.162 €

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 	 515.500 €

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 	 41.472.500 €

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf	 580.261 €

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf	 198.500 €

festgesetzt.

2.	 Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsaus-
zahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 

109.450.000 €

festgesetzt.

3.	 Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergeb-
nisses im Ergebnisplan wird auf                                                         

26.053.593 €

festgesetzt.

4.	 Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf 

50.000.000 € 

festgesetzt. 

5.	 Soweit im Stellenplan ein Vermerk „künftig wegfallend (kw)“ angebracht ist, entfällt beim 
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Ausscheiden eines Stelleninhabers oder Erledigung der wahrgenommenen Aufgabe die Plan-
stelle der angegebenen Besoldungs- bzw. Entgeltgruppe.

Wenn im Stellenplan ein Vermerk „künftig umzuwandeln“ (ku) angebracht ist, ändert sich die 
Bewertung mit dem Zeitpunkt des Freiwerdens der Stelle auf einen neuen Stellenwert.

Münster, 24.09.2024

L.S.                                                                † Dr. Felix Genn 
					     Bischof von Münster                                                     			 
											                     AZ: R 511

Art. 60           Beschluss über die Festsetzung des Haushaltsplans für den Bischöflichen Stuhl, 		
				            Münster Haushaltsjahr 2025 

Der Kirchensteuerrat für den in Nordrhein-Westfalen gelegenen Teil der Diözese Münster hat 
folgenden Beschluss gefasst:

1.	 Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025, der die für die Erfüllung der Aufgaben des 
Bischöflichen Stuhls voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen 
sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Ver-
pflichtungsermächtigungen enthält, wird

im Ergebnisplan mit dem

Gesamtbetrag der Erträge auf		            521.874 €

Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 		            519.089 €

im Finanzplan mit dem 

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf	 521.874 €

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf	 393.805 €

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf		           0 €

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf		  0 €

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf		          0 €

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf	          0 €

festgesetzt.

2.	 Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsaus-
zahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf

0 €

festgesetzt. 
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3.	 Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht erfolgen.

Münster, 24.09.2024

L.S.                                                                † Dr. Felix Genn 
					     Bischof von Münster                                                     			 
											                     AZ: R 511

Art. 61    Beschluss zur Festsetzung des Kirchensteuer-Hebesatzes für das Steuerjahr 2025

Der Kirchensteuerrat für den in Nordrhein-Westfalen gelegenen Teil der Diözese Münster hat 
folgenden Beschluss gefasst:

In dem im Lande Nordrhein‐Westfalen gelegenen Teil des Bistums Münster werden im Steuer-
jahr 2025 Kirchensteuern als Zuschlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer, 
veranlagte Einkommensteuer) in Höhe von 9 v. H. erhoben.

Dieser Hebesatz gilt auch in den Fällen der Pauschalierung der Lohn‐ und Einkommensteuer; er 
wird auf 7 v. H. der Lohnsteuer ermäßigt, wenn der Arbeitgeber von der Vereinfachungsregelung 
nach Nummer 1 der gleichlautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden der Bundesländer 
betr. Kirchensteuer bei Pauschalierung der Lohn‐ und Einkommensteuer vom 8. August 2016 
(BStBl 2016 Teil 1 Seite 773) bzw. der Nachfolgeerlasse in der jeweils gültigen Fassung Gebrauch 
macht.

Die oben festgesetzten Kirchensteuern werden auch über den 31. Dezember 2025 weiter er-
hoben, falls zu dem genannten Termin neue Kirchensteuer‐Hebesätze nicht beschlossen und 
staatlich anerkannt sind.

Münster, 24.09.2024

L.S.                                                                † Dr. Felix Genn 
					     Bischof von Münster                                                     			 
											                     

Im Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen						    
des Landes Nordrhein-Westfalen staatlich anerkannt						    
fur das Steuerjahr 2025.

Düsseldorf, 16.01.2025

			   Der Ministerpräsident des Landes Nordrhein-Westfalen				  
					               Im Auftrag							     
					            Waldtraut Hof

											                     AZ: R 511
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Verordnungen und Verlautbarungen des Bischöflichen Generalvikariats

Art. 62               	          Hinweise zur Fastenaktion Misereor 2025

Die 67. Misereor-Fastenaktion steht 2025 unter dem Leitwort „Auf die Würde. Fertig. Los!“. Das 
größte katholische Hilfswerk für Entwicklungszusammenarbeit stellt in dieser Aktion eine tamili-
sche Bevölkerungsgruppe aus Sri Lanka in den Mittelpunkt, deren Vorfahren in der Kolonialzeit als 
Teepflückerinnen und Teepflücker aus Indien geholt wurden. Die Lebenssituation der Menschen 
hat sich seither kaum verändert: Die politische Teilhabe ist unzureichend, der Zugang zu staatli-
chen Sozialleistungen und Bürgerrechten wird stark erschwert. Selbst sauberes Trinkwasser und 
sanitäre Einrichtungen fehlen. Versuchen die Menschen, sich anderen Ortes ein neues Leben auf-
zubauen, werden sie aufgrund ihrer Herkunft oft diskriminiert. Dem wirkt die Partnerorganisation 
Caritas Sri Lanka-SEDEC mit Unterstützung von Misereor entgegen: Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter ebnen Männern, Frauen und Kindern den Weg in ein würdevolles und selbstbestimmtes 
Leben.

Die Misereor-Fastenaktion wird am 1. Fastensonntag, dem 9. März 2025, im Bistum Essen eröff-
net. Gemeinsam mit Bischöfen, Partnerinnen und Partnern aus Sri Lanka sowie Gläubigen aus 
dem Bistum feiert Misereor um 10:00 Uhr in der Pfarrkirche St. Antonius in Essen-Fronhausen 
einen Gottesdienst, der live in der ARD übertragen wird.

Bitte hängen Sie das Aktionsplakat zur Fastenaktion gut sichtbar in Ihrer Gemeinde auf, zum Bei-
spiel im Schaukasten und am Schriftenstand. Das Misereor-Schild können Sie am Opferstock in 
Ihrer Kirche anbringen.

2025 erscheint das 25. Misereor-Hungertuch. Es wurde von der Erfurter Künstlerin Konstanze 
Trommer mit dem Titel „Gemeinsam träumen – Liebe sei Tat“ geschaffen und setzt sich kritisch 
mit gesellschaftspolitischen und ökologischen Themen auseinander. Das Hungertuch ist in zwei 
Größen zum Aushang im Kirchenraum, Pfarrheim oder in der Schule bestellbar.

Die „Liturgischen Bausteine“ geben Anregungen zur Gestaltung von Gottesdiensten während der 
Fastenzeit und stehen unter fastenaktion.misereor.de/liturgie zum Download bereit. Kreuzwege 
für Kinder und Erwachsene können auch in gedruckter Form bestellt werden.

Der Misereor-Fastenkalender 2025 und die Fastenimpulse (fastenaktion.misereor.de) laden ab 
Aschermittwoch ein, die Fastenzeit für sich oder mit der Familie aktiv zu gestalten.

Die Kinderfastenaktion hält zahlreiche Anregungen und Angebote zur Gestaltung der Fastenzeit in 
Kindergarten, Grundschule und Gemeinde bereit. Mehr dazu finden Sie unter: kinderfastenaktion.
de. Rucky Reiselustig nimmt die Kinder dieses Jahr mit nach Sri Lanka.

Für gemeinsame Spendenaktionen in der Fastenzeit zugunsten der Arbeit von Misereor stellt das 
Hilfswerk viele Anregungen bereit: Beim „Coffee Stop“ zum Beispiel wird in den Gemeinden fair 
gehandelten Kaffee oder Tee gegen eine Spende ausgeteilt. Am Freitag, dem 4. April 2025, ruft 
Misereor den bundesweiten „Coffee Stop“-Aktionstag aus. Empfohlen wird auch die Teilnahme 
an der „Solibrot“-Aktion, ein Solidaritätslauf oder ein Fastenessen in der Gemeinde. Inspirationen 
und Tipps zu solchen Aktionen finden Sie auf misereor.de/aktionen.

Am 4. Fastensonntag, dem 30. März 2025, soll in allen katholischen Gottesdiensten der Aufruf der 
deutschen Bischöfe zur Misereor-Fastenaktion verlesen werden. Legen Sie an diesem Wochenen-
de bitte auch die Spendentütchen in der Kirche aus. Diese können auch dem Pfarrbrief beigelegt 
werden.

Am 5. Fastensonntag, dem 6. April 2025, wird mit der Misereor-Kollekte um Unterstützung der 
Projekte in Afrika, Asien, Ozeanien und Lateinamerika gebeten. Für spätere Spenden sollte das 
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Misereor-Schild am Opferstock bis zum Sonntag nach Ostern stehen bleiben. Das „Fastenopfer der 
Kinder“ soll gemeinsam mit der Gemeindekollekte überwiesen werden. Die Kollekte soll zeitnah 
und ohne Abzug von den Gemeinden über die Bistumskasse an Misereor weitergeleitet wird. Eine 
pfarreiinterne Verwendung der Kollektengelder, z. B. für eigene Partnerschaftsprojekte, ist nicht 
zulässig. Misereor ist den Spendern gegenüber rechenschaftspflichtig. Sobald das Ergebnis Ihrer 
Kollekte vorliegt, geben Sie es bitte der Gemeinde mit einem herzlichen Wort des Dankes bekannt.

Fragen zur Fastenaktion beantwortet das „Team Fastenaktion“ bei Misereor, Tel.: 0241 / 442-445, 
E-Mail: fastenaktion@misereor.de. Informationen finden Sie auf der Misereor-Homepage fasten-
aktion.misereor.de. Dort stehen viele Materialien zum kostenlosen Download bereit.

Materialien zur Fastenaktion können bestellt werden bei: MVG, Tel.: 0241 / 47986100, 		
E-Mail: bestellung@eine-welt-shop.de und im Internet unter www.misereor-medien.de.

											                         AZ: 001

Art. 63                      Hinweise zur Durchführung der Palmsonntagskollekte 2025 

Die Palmsonntagskollekte kommt den Christen im Heiligen Land zugute; sie steht im Jahr 2025 
unter dem Motto „Schritt für Schritt. Aufeinander zugehen“. Die Gräben zwischen Israelis und 
Palästinensern, die durch den Krieg verschärft worden sind, scheinen unüberbrückbar. Und doch 
gibt es Menschen – Juden, Christen und Muslime –, die sich über religiöse, ethnische und nationa-
le Grenzen hinweg als Brückenbauer im Bereich der Dialog- und Versöhnungsarbeit engagieren.

Die Palmsonntagskollekte findet am Palmsonntag, dem 13. April 2025, in allen Gottesdiensten 
(auch am Vorabend) statt. Sie ermöglicht konkrete Hilfe für die Menschen im Heiligen Land. Der 
Deutsche Verein vom Heiligen Lande und das Kommissariat des Heiligen Landes der Franziskaner 
unterstützen durch Ihre Spende Projekte im Bereich der Dialog- und Versöhnungsarbeit. Dadurch 
kann gesellschaftliches Miteinander als Grundlage für ein friedliches Zusammenleben von Israelis 
und Palästinensern sowie Juden, Christen und Muslimen wieder möglich werden.

Auf ausdrücklichen Wunsch der Bischöfe soll die Kollekte zeitnah und ohne jeden Abzug von den 
Gemeinden an die Bistumskassen überwiesen werden, die die Kollekten dann wiederum an den 
Deutschen Verein vom Heiligen Lande weiterleiten (Ausnahme: die (Erz-)Diözesen der Freisinger 
Bischofskonferenz überweisen ihre Spenden an das Erzbischöfliche Ordinariat München). Diesem 
obliegt die Aufteilung der Gelder gemäß dem bekannten Schlüssel zwischen dem Deutschen Ver-
ein vom Heiligen Lande und dem Kommissariat des Heiligen Landes der Franziskaner in Deutsch-
land. Eine pfarreiinterne Verwendung der Kollektengelder, beispielsweise für Partnerschaftspro-
jekte, ist nicht zulässig. Der Deutsche Verein vom Heiligen Lande und das Kommissariat des 
Heiligen Landes sind den Spendern gegenüber rechenschaftspflichtig. Bitte teilen Sie das Ergebnis 
der Kollekte, verbunden mit einem Herzlichen Dank, der Gemeinde mit.

Weitere Informationen finden Sie auf der Internetseite www.palmsonntagskollekte.de. Hier 
können ab sofort alle Unterlagen heruntergeladen werden. Etwa zwei Wochen vor Palmsonntag 
werden weitere Materialien zur Palmsonntagskollekte an alle deutschen katholischen Pfarreien 
versandt. Bei weiteren Fragen zur Palmsonntagskollekte wenden Sie sich bitte an: 

Deutscher Verein vom Heiligen Lande								      
Christoph Tenberken, Referent Fundraising								      
Tel.: 0221 / 99 50 65 51										        
E-Mail: palmsonntagskollekte@dvhl.de								      
Internet: www.dvhl.de											         
          											                         AZ: 001
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Art. 64     Spendung des Sakramentes der Firmung durch Pfarrer bzw. Kapläne im Jahr 2024

Region Borken und Steinfurt: 7									       
Region Coesfeld, Warendorf und Münster: 8								     
Region Recklinghausen und Niederrhein: 5

Münster, 3. Januar 2025

											                      AZ: R 720

Art. 65  	    Video mit dem Wort des Bischofs zur österlichen Bußzeit 

Auch in diesem Jahr wird es eine Videoaufzeichnung des Fastenhirtenwortes, gesprochen von 
Bischof Dr. Felix Genn, geben. Sie haben so die Möglichkeit, das Video in den Gottesdiensten am 
ersten Fastensonntag, 8./9. März 2025, einzuspielen. Eine Videodatei und eine Audiodatei werden 
ab dem 3. März 2025 zum Download auf https://medien.bistum-muenster.de bereitgestellt.

Zudem wird das Hirtenwort ab dem 3. März 2025 auch im YouTube-Kanal des Bistums Münster 
zunächst verborgen und ab dem 8. März 2025 um 17 Uhr öffentlich eingestellt sein. Einen Link 
senden wir Ihnen, auf Anfrage, sehr gerne vorher zu. Schicken Sie uns dazu bitte eine Mail an: 
medien@bistum-muenster.de 

Das Video kann mit Beginn der Vorabendmessen am 8. März 2025 genutzt werden.

							       AZ: 004

Art. 66                    Zählung der sonntäglichen Gottesdienstteilnehmerinnen und 				  
                                                  Gottesdienstteilnehmer am 16. März 2025 

Gemäß Beschlüssen der Deutschen Bischofskonferenz (vgl. Vollversammlung vom 24. – 27.02.1969, 
Prot. Nr. 18, und Ständiger Rat vom 27.04.1992, Prot. Nr. 5) werden für die Zwecke der kirchlichen 
Statistik der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland die Gottesdienstteilnehmerinnen und 
Gottesdienstteilnehmer zwei Mal im Jahr gezählt. Die erste Zählung findet am zweiten Sonntag 
in der Fastenzeit (16. März 2025) statt. Zu zählen sind alle Personen, die an den sonntäglichen 
Hl. Messen (einschl. Vorabendmesse) teilnehmen. Mitzuzählen sind auch die Besucherinnen und 
Besucher der Wort- oder Kommuniongottesdienste, die anstelle einer Eucharistiefeier gehalten 
werden. Zu den Gottesdienstteilnehmerinnen und Gottesdienstteilnehmern zählen auch die An-
gehörigen anderer Pfarreien (z.B. Wallfahrende, Seminarteilnehmende, Touristen und Besuchs-
reisende).

Das Ergebnis dieser Zählung ist am Jahresende in den Erhebungsbogen der kirchlichen Statistik für 
das Jahr 2025 unter der Rubrik „Gottesdienstteilnehmer am zweiten Sonntag in der Fastenzeit“ 
(Pos. 2) einzutragen. Erneut werden diese Ergebnisse einzeln je Gottesdienstort (Pfarrkirche, Fili-
alkirche usw.) eingetragen. Einen entsprechenden Zusatzbogen werden wir dem Erhebungsbogen 
Online beifügen.

Auch in diesem Jahr werden wir die Möglichkeit eröffnen, die Ergebnisse der Zählungen bereits im 
Laufe des Erhebungsjahres, nach Abschluss der Erhebungsbogenaktion 2024 in den Zusatzbogen 
Online einzutragen.

											                      AZ: R 602
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Art. 67                  Weihe und Abholung der heiligen Öle am Montag, 14. April 2025 

Die Weihe der Heiligen Öle findet am Montag, 14. April 2025 (Montag der Karwoche) um 10.30 
Uhr im Dom statt. 

Beim Pontifikalamt sind in diesem Jahr die Dechanten aus den nachstehenden Dekanaten einge-
laden zu konzelebrieren:

	– Münster

	– Bocholt

	– Lüdinghausen

	– Lippe

	– Mettingen

	– Steinfurt

	– Hamm-Nord

	– Geldern

	– Duisburg-West

	– Wesel

	– Cloppenburg

	– Löningen

Alle Konzelebranten werden gebeten, sich um 10 Uhr im Kapitelsaal zu einer kurzen Einführung in 
die Liturgie einzufinden. Hier liegen auch die entsprechenden Paramente bereit.

Eine schriftliche Einladung erhalten nur die leitenden Pfarrer und Pfarreileitungen. Insgesamt kön-
nen fünf Personen aus jeder Pfarrei am Mittagessen teilnehmen. Zur Eucharistiefeier sind alle 
Priester des Bistums Münster eingeladen. Alle leitenden Pfarrer und Pfarreileitungen werden 
herzlich und dringend gebeten, die Einladung an alle Priester in Ihrer Pfarrei weiterzuleiten.

Die heiligen Öle können 15 Minuten nach Beendigung des Pontifikalamtes im Domkreuzgang bis 
13 Uhr abgeholt werden. Die Ölgefäße sollen eine ihrem Zweck entsprechende würdige Form 
haben und gründlich gereinigt sein. Jedes Gefäß soll klar erkenntliche und unverwischbare Be-
zeichnungen tragen.

Während des Gottesdienstes ist das Parken für Gottesdienstbesucher auf der westlichen Seite des 
Domplatzes auf der Fläche zwischen den Domtürmen und dem Bischofshaus erlaubt. 

Die Zufahrt erfolgt über die Einfahrt gegenüber dem Bischofshaus und ist entsprechend der öf-
fentlichen Beschilderung zum Erreichen von Privatparkplätzen frei.
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Art. 68   Veröffentlichung freier Stellen für Priester und Pastoralreferentinnen/-referenten

Detailinformationen zu den einzelnen Stellen sind in der Abteilung Seelsorge-Personal zu erhal-
ten. Die Veröffentlichungen erscheinen ebenfalls im Internet unter 

www.bistum-muenster.de/Stellenbekanntgabe.

Hier finden Sie auch einen Rückmeldebogen, über den Sie Ihr Interesse bekunden können.

Weitere Auskünfte erteilen je nach Angabe:

•	 Matthias Mamot:  
Tel. 0251 495-1301, E-Mail: mamot@bistum-muenster.de

•	 Stephanie Heckenkamp-Grohs:  
Tel. 0251 495-1302, E-Mail: heckenkamp-grohs@bistum-muenster.de

•	 Dr. Dirk van de Loo:										        
Tel. 0251 495-15608, E-Mail: vandeloo@bistum-muenster.de

•	 Dr. Markus Wonka:  
Tel. 04441 872-280, E-Mail: markus.wonka@bmo-vechta.de

Folgende Stellen sind zu besetzen:

				       Stellen für Pastoralreferent*innen

Auskünfte erteilt
Kategorial Borken Krankenhausseelsorge                                       

St. Marien Hospital Borken
Stephanie              
Heckenkamp-Grohs

											                      AZ: R 430

Art. 69			                           Personalveränderungen

A l l e n d o r f,   Maren, Pastoralreferentin, wurde zum 1. März 2025 befristet bis 26. Februar 2027 
die Stelle als Pastoralreferentin (80 %) in der Pfarrei Havixbeck St. Dionysius und St. Georg und 
zur Mitarbeit im Pastoralen Raum übertragen. Darüber hinaus erhielt sie eine Freistellung für die 
Teilnahme am Masterstudiengang „Supervision und Coaching“ (20 %). 

B e l o,   Lina-Paula, Pastoralreferentin, wurde zum 15. Februar 2025 befristet bis 14. Februar 2031 
die Stelle als Pastoralreferentin (75 %) in den Christophorus-Kliniken GmbH (Standort Coesfeld) 
und zur Mitarbeit im Pastoralen Raum und die Stelle als Ehe-, Familien- und Lebensberatung (25 
%) in der Stelle Ahlen übertragen.

B e r k e m e i e r,   Oliver, Pastoralreferent, wurde zum 1. Januar 2025 befristet bis 31. Dezember 
2031 die Stelle als Pastoralreferent (80 %) in der Pfarrei Recklinghausen St. Antonius und zur Mit-
arbeit im Pastoralen Raum und die Stelle als Pastoralreferent (20 %) in der Fachstelle Kirchliche 
Organisationsberatung übertragen.

K r i s t a u,   Verena, Pastoralreferentin, wurde zum 1. Februar 2025 befristet bis 31. Januar 2031 
die Stelle als Pastoralreferentin (50 %) in der Pfarrei Nottuln St. Martin und zur Mitarbeit im Pasto-
ralen Raum und die Stelle als Pastoralreferentin (50 %) in der Liebfrauenschule in der Pfarrei Not-
tuln St. Martin übertragen.

O e l e r i c h,   Verena, wurde zum 15. Januar 2025 für die Zeit der Ausbildung die Stelle als Pasto-
ralassistentin in der Pfarrei Waltrop St. Peter und zur Mitarbeit im Pastoralen Raum übertragen.
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R e p p e n h o r s t,   Mariele, Pastoralreferentin, wurde zum 1. März 2025 befristet bis 28. Februar 
2031 die Stelle als Pastoralreferentin (80 %) im Gymnasium St. Christophorus in der Pfarrei Werne 
St. Christophorus und zur Vernetzung der Schulpastoral im Pastoralen Raum übertragen.

S c h l a r m a n n,   Dr. Lars, Kaplan, wurde unter Beibehaltung seiner bisherigen Tätigkeiten zum 
1. März 2025 zum vorübergehenden Pfarrverwalter in der Pfarrei Cloppenburg St. Andreas über-
tragen.

S c h n e i d e r,   Isabell, Pastoralreferentin, wurde zum 1. Januar 2025 befristet bis 31. Dezember 
2031 die Stelle als Pastoralreferentin in der Pfarrei Lünen St. Marien und zur Mitarbeit im Pasto-
ralen Raum übertragen.

S c h n e e r m a n n,   Konrad, Bruder, wurde unter Beibehaltung seiner bisherigen Tätigkeiten zum 
3. Februar 2025 die vorübergehende Verwaltung der Pfarrstelle Münster (Hiltrup-Amelsbüren) St. 
Clemens übertragen.

S c h r a u t,   Mareike, Pastoralreferentin, wurde zum 1. März 2025 befristet bis 28. Februar 2031 
die Stelle als Pastoralreferentin (80%) in der Pfarrei Dinslaken St. Vincentius mit dem Schwerpunkt 
der Schul- und Jugendseelsorge und zur Mitarbeit im Pastoralen Raum übertragen. Darüber hin-
aus erhielt Sie zum 1. März 2025 befristet bis 26. Februar 2027 eine Freistellung für den Master-
studiengang Supervision und Coaching (20 %).

S t r i c k m a n n,   Bernd, Pfarrer, wurde die Pfarrstelle Steinfeld St. Johannes Baptist s.t. Decoll 
übertragen. Die Pfarreinführung ist für den 1. März 2025 vorgesehen. Zugleich wurde ihm die 
Aufgabe zur Mitarbeit im Pastoralen Raum Damme übertragen. Diese Ernennung wird für einen 
Zeitraum von sechs Jahren befristet. Herr Pfarrer Bernd Strickmann wird mit Ablauf des 28. Feb-
ruar 2025 von der Pfarrstelle Cloppenburg St. Andreas entpflichtet. 

Emeritierungen gemäß der Emeritierungsordnung KA 1984 NR 18 Art. 151:

K o r t h u e s,   Josef, Ständiger Diakon (mit Zivilberuf) in den Pfarreien Ahaus (Alstätte und Otten-
stein) St. Mariä Himmelfahrt und Ahaus (Wüllen und Wessum) St. Andreas und Martinus wird zum 
1. März 2025 emeritiert.

S c h e i p e r s,   Bernhard, Ständiger Diakon (mit Zivilberuf) in der Pfarrei Rosendahl Ss. Fabian und 
Sebastian wird zum 1. März 2025 emeritiert.

							                  				              AZ: R 430

Art. 70 				                     Unsere Toten

F r y e,   Werner, Pfarrer em., wurde am 2. Juni 1935 in Olfen geboren. Die Priesterweihe empfing 
er am 24. Juni 1961 in Münster. Sein Diamantenes Weihejubiläum konnte er am 24. Juni 2021 be-
gehen. Nach seiner Priesterweihe übernahm er eine Aushilfe in Recklinghausen St. Gertrud und 
wurde dort im Jahr 1962 zum Kaplan ernannt. Im Jahr 1964 wechselte er als Kaplan nach Emsdet-
ten St. Pankratius und wurde Caritassekretär. Er ging 1967 als Vikar nach Oelde St. Johannes und 
wechselte dann im Jahr 1970 als Kaplan nach Münster Herz Jesu und wurde Präses der Kolpings-
familie. Die Ernennung zum Pfarrer in Greven St. Martinus erfolgte im Jahr 1974. Die Aufgaben 
als Geistlicher Beirat der KKV-Greven übernahm er im Jahr 1975. 1982 erfolgte die Ernennung 
zum Präses der kath. Arbeitnehmer-Bewegung. Im Jahr 1984 ging er als Pfarrer nach Nordkirchen 
St. Mauritius und im Jahr 1988 wurde er zum Dechanten im Dekanat Lüdinghausen ernannt. Als 
Vicarius Cooperator m. d. T. Pfarrer wechselte er im Jahr 2000 nach Dülmen St. Viktor. Mit seiner 
Emeritierung unterstützte er im Rahmen seiner Möglichkeiten weiterhin das Seelsorgeteam von 
St. Jakobus, St. Mauritus und St. Viktor in der Seelsorgeeinheit Dülmen, Dülmen (Hausdülmen) 
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und Dülmen (Karthaus). Herr Pfarrer Werner Frye verstarb am 24. Januar 2025 in Dülmen im Alter 
von 89 Jahren.

H e r z,   Friedrich, Diakon em., wurde am 26. Oktober 1930 in Sonthofen/Allgäu geboren. Am 12. 
Oktober 1985 empfing er die Diakonenweihe und war in der Pfarrei Recklinghausen St. Antonius 
als Ständiger Diakon (mit Zivilberuf) bis zu seiner Emeritierung am 1. November 2005 tätig. Herr 
Diakon em. Friedrich Herz verstarb am 18. Januar 2025 im Alter von 94 Jahren. 

R o h l i n g,   Waltraud, Pastoralreferentin i. R., wurde am 5. Januar 1950 in Borghorst geboren. 
Frau Rohling nahm am 1. Mai 1971 den Dienst als Seelsorgehelferin in der Pfarrei St. Antonius 
in Neuenkirchen-Vluyn auf. Im November 1974 wurde Sie für die Mitarbeit in der Familienbil-
dungsstätte Werne vom Dienst im Bistum Münster beurlaubt. Zum 1. September 1976 kehrte Sie 
zurück in den Dienst und war als Pastoralassistentin in dem noch zu gründenden Pfarrverband 
„Mesum-Hauenhorst-Elte“ mit dem Schwerpunkt in der Pfarrgemeinde St. Johannes Bapt. in Rhei-
ne-Mesum tätig. Ab März 1980 war Frau Rohling als Pastoralreferentin weiterhin in dem Pfarrver-
band „Mesum-Hauenhorst-Elte“ mit dem Schwerpunkt in der Pfarrgemeinde St. Johannes Bapt. 
in Rheine-Mesum beschäftigt. Zum 1. April 2001 bis zum Eintritt in den Ruhestand hat Frau Roh-
ling die Aufgaben einer Pastoralreferentin in der neu gebildeten Seelsorgeeinheit Rheine-Mesum 
St. Johannes Bapt., Rheine-Hauenhorst St. Mariä Heimsuchung, Rheine-Elte St. Ludgerus wahr-
genommen. Im Juli 2011 trat sie in den wohlverdienten Ruhestand. Frau Pastoralreferentin i. R. 
Waltraud Rohling verstarb am 26. Januar 2025 in Steinfurt im Alter von 75 Jahren.

W e s s e l e r,   Anton, Diakon em., wurde am 11. Juni 1930 in Ahaus (Ottenstein) geboren. Am 15. 
Oktober 1972 empfing er die Diakonenweihe und war zunächst in den Pfarreien Vreden St. Georg, 
Rheine St. Antonius, Raesfeld St. Martin und ab dem 1. Juli 1993 in der Pfarrei Ahaus (Ottenstein) 
St. Georg als Ständiger Diakon (mit Zivilberuf) bis zu seiner Emeritierung am 1. Juli 2005 tätig. Herr 
Diakon em. Anton Wesseler verstarb am 1. Februar 2025 im Alter von 94 Jahren.

                  										                     AZ: R 430

					            			 

	 Verordnungen und Verlautbarungen des Bischöflichen Offizialates 		                                                                                                                       	
                                          (Diözesangericht)

Art. 71 				                        Ernennungen

L a u k e m p e r - I s e r m a n n, Beatrix, Privat-Dozentin Dr. theol. Lic. iur. can., wurde zum 03. Feb-
ruar 2025 von Bischof Dr. Felix Genn auf weitere fünf Jahre zur Diözesanrichterin am Bischöflichen 
Offizialat Münster ernannt.

T r i p p   OSB, Erasmus, Pater, wurde zum 22. Februar 2025 von Bischof Dr. Felix Genn auf weitere 
fünf Jahre zum Diözesanrichter am Bischöflichen Offizialat Münster ernannt.

M e t t l e r   MSF, Peter, Pater Dr. theol. Lic. iur. can., wurde zum 03. Februar 2025 von Bischof 
Dr. Felix Genn auf weitere drei Jahre zum Diözesanrichter am Bischöflichen Offizialat Münster 
ernannt.
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F r a n k e, Siegfried, Polizeidekan em. Dr. theol., wurde zum 22. Februar 2025 von Bischof Dr. Felix 
Genn auf weitere fünf Jahre zum Diözesanrichter am Bischöflichen Offizialat Münster ernannt.

B e h l, Karl-Friedolin, Diakon em., wurde zum 03. Februar 2025 von Bischof Dr. Felix Genn auf 
weitere drei Jahre zum Diözesanrichter am Bischöflichen Offizialat Münster ernannt.

L o o s c h e n, Hubert, Diakon em., wurde zum 03. Februar 2025 von Bischof Dr. Felix Genn auf 
weitere drei Jahre zum Diözesanrichter am Bischöflichen Offizialat Münster ernannt.

B r y l k a, Monika, wurde zum 03. Februar 2025 von Bischof Dr. Felix Genn zur Aktuarin und Nota-
rin für das Bischöflichen Offizialat Münster ernannt.

R a b e r t, Mechthild, wurde zum 03. Februar 2025 von Bischof Dr. Felix Genn zur Aktuarin und 
Notarin für das Bischöflichen Offizialat Münster ernannt.

	 Verordnungen und Verlautbarungen des 					   
	 Bischöflich Münsterschen Offizialates in Vechta

Art. 72             		        Bekanntgabe der Termine zur MAV Wahl der 					   
	 Pastoralreferentinnen / Pastoralreferenten im Bischöflich Münterschen Offizialat

Der Wahlausschuss für die MAV Wahl der Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten besteht 
aus Rosemarie Meyer, (Wahlvorstand)  (rosemarie.meyer@kkol.de); Daniela Surmann (Daniela.
Surmann@willehad.de); Ingrid Liebermann (ingrid.liebermann@kkol.de) 

Die MAV Wahl wird als Briefwahl durchgeführt.

	– Die endgültige Wählerliste und die Aufforderung, Wahlvorschläge für die MAW- Wahl zu 
machen, wurden per E-Mail Verteiler versandt. 

[Kolleginnen und Kollegen, die die Unterlagen nicht bekommen haben sollten, können sich 
umgehend an die Mitglieder des Wahlausschusses wenden, damit Unterlagen nachgereicht 
werden können.] 

	– Bis zum 13.03.2025 können Wahlvorschläge bei Rosemarie Meyer (Anna-Seghers-Str. 6, 49661 
Cloppenburg) bis 24.00 Uhr eingereicht werden.

	– Am 14.03.2025 werden die Briefwahlunterlagen an alle Pastoralreferentinnen und Pastoral-
referenten per Post versandt.

	– Bis zum 03.04.2025 um 24.00 Uhr müssen die Stimmzettel bei Rosemarie Meyer (Anna-
Seghers-Str. 6 49661 Cloppenburg) eingegangen sein. [Hinweis: Achtung die Post kann 4 Werk-
tage für die Zustellung benötigen.]

	– Am 04.04.2025 werden die Mitglieder des Wahlausschusses die Stimmen auszählen und die 
gewählten und nicht gewählten Kandidatinnen und Kandidaten benachrichtigen. 

	– Der Wahlvorstand wird mit den gewählten Pastoralreferent/ -innen einen Termin für die kon-
stituierende Sitzung im Rahmen der vorgegebenen Frist vereinbaren. 
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Art. 73           Aufruf zur Wahl1 der Vertreter:innen der Dienstgeber in die Regional-			 
      kommissionen der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes 2025

Die Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Kommission endet am 31. Dezember 2025. Die Wahl der Ver-
treter:innen der Dienstgeber in die Regionalkommissionen der Arbeitsrechtlichen Kommission 
wird unter der Leitung des Vorbereitungsausschusses für die Dienstgeberseite durchgeführt.

In jeder (Erz-)Diözese und dem Offizialatsbezirk Oldenburg wird jeweils ein Mitglied in die jewei-
lige Regionalkommission der Arbeitsrechtlichen Kommission gewählt; in den (Erz-)Diözesen Frei-
burg und Rottenburg-Stuttgart jeweils zwei Mitglieder. Dazu findet in jeder (Erz-)Diözese und im 
Offizialatsbezirk Oldenburg eine eigene Wahlhandlung statt, die von einem eigens zu bildenden 
Wahlvorstand durchgeführt wird. Dieser besteht aus drei Mitgliedern und konstituiert sich bis 
spätestens 28. Februar 2025.

Der Wahlvorstand erstellt eine Liste der Rechtsträger, die mit ihren Einrichtungen Mitglied im 
jeweiligen Diözesan-Caritasverband oder im Landes-Caritasverband für Oldenburg sind und die 
in den Geltungsbereich der Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen 
Caritasverbandes (AVR) fallen (§ 2 Abs. 1 AT AVR). Nur die in der Liste aufgeführten Rechtsträger 
nehmen an der Wahl teil. An diese Rechtsträger versendet der Wahlvorstand bis spätestens sechs 
Wochen nach seiner Konstituierung Wahlbenachrichtigungen mit Erläuterungen zur Wahl.

Rechtsträger, die bis spätestens Ende April 2025 keine Wahlbenachrichtigung erhalten haben, 
können gegen die Nichteintragung in der Aufstellung innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wo-
chen bis einschließlich 15. Mai 2025 Einspruch beim Wahlvorstand einlegen.

Parallel zur Wahlbenachrichtigung werden die Rechtsträger aufgefordert, dem Wahlvorstand bis 
zu einer von diesem zu bestimmenden Frist Wahlvorschläge für die Wahl der Vertreter:innen der 
Dienstgeber in der jeweiligen Regionalkommission zu unterbreiten. Aus den so vorgeschlagenen 
Kandidat:innen wird der:die Vertreter:in der Dienstgeber in der Regionalkommission der Arbeits-
rechtlichen Kommission in einer Wahlversammlung gewählt. In die Wahlversammlungen der (Erz-)
Diözesen und des Offizialatsbezirks Oldenburg können die wahlberechtigten Rechtsträger jeweils 
eine:n Vertreter:in entsenden.

Die Wahlversammlung hat in jeder (Erz-)Diözese und im Offizialatsbezirk Oldenburg spätestens bis 
zum 31. Oktober 2025 zusammenzutreten. Bis zu diesem Zeitpunkt müssen die Wahlhandlungen 
durchgeführt sein.

Der Vorbereitungsausschuss für die Dienstgeberseite wird die Wahlunterlagen erarbeiten und die 
Wahlvorstände bei der Durchführung ihrer Aufgaben unterstützen.

Die Bestimmung der übrigen Vertreter:innen der Dienstgeber in die Regionalkommissionen durch 
die Diözesan-Caritasverbände und den Landes-Caritasverband für Oldenburg erfolgt in zeitlichem 
Zusammenhang mit dieser Wahl.2 Die gem.§ 6 Abs. 5 AK-O stattfindende Wahl weiterer Mitglieder 
der Bundes- und Regionalkommissionen zur Wahrung der Parität für die nach § 5 AK-O entsandten 
Vertreter:innen der Gewerkschaften findet ebenso wie die Wahl der Vertreter:innen der Dienstge-
ber in die Bundeskommission und in den Leitungsausschuss erst in weiteren Schritten statt.3

Anmerkungen

1.	 Wahlaufruf gemäß § 2 Abs. 3 der Wahlordnung der Dienstgeberseite i. V. mit § 6 Abs. 1 der 
Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes.

2.	 Vgl.§ 6 Abs. 2 AK-O.

3.	 Vgl.§ 5 der Wahlordnung der Dienstgeberseite und § 6 Abs. 3, 6 Abs. 5 AK-O.
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Art. 74             Aufruf zur Wahl der Mitarbeitervertreter:innen in die Arbeitsrechtliche 		                             	
	    Kommission des Deutschen Caritasverbandes für die Amtsperiode 2026 bis 2029 		
			     mit Beteiligungsmöglichkeit von Gewerkschaften

Bis zum 31. Oktober 2025 ist die Wahl der neuen Mitglieder der Mitarbeiterseite der Arbeits-
rechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes für die am 1. Januar 2026 beginnende 
Amtsperiode durchzuführen. Die Koordinierung des Wahlverfahrens obliegt dem zentralen Vorbe-
reitungsausschuss, der sich am 16. Dezember 2024 konstituiert hat. Die Durchführung der Wahlen 
in den Bistümern liegt in der Zuständigkeit der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeiter-
vertretungen, soweit deren Zuständigkeit im jeweiligen Bistum durch bischöfliche Regelung fest-
gelegt ist (im Offizialatsbezirk Oldenburg: die Mitarbeitervertretung des Landes Caritasverbandes 
für Oldenburg). Diese haben unverzüglich nach Veröffentlichung dieses Wahlaufrufs einen Wahl-
vorstand zu bilden. Dieser besteht aus drei Mitgliedern, welche das passive Wahlrecht nach der 
jeweiligen diözesanen Mitarbeitervertretungsordnung besitzen. Der Wahlvorstand muss sich bis 
spätestens sechs Monate vor Ablauf der Amtsperiode konstituieren.

Der Wahlvorstand versendet spätestens sechs Wochen nach seiner Konstituierung die vom Vorbe-
reitungsausschuss erstellten Wahlunterlagen und die Wählerliste - spätestens bis zum 11. August 
2025 - an die wahlberechtigten Mitarbeitervertretungen. Der Wahlausschuss legt den Zeitpunkt 
der Wahlversammlung fest, die spätestens bis zum 31. Oktober 2025 stattfinden muss. Er erstellt 
die Liste der Kandidaten für die Wahl des:der jeweiligen Vertreters:Vertreterin in der Bundeskom-
mission und der zuständigen Regionalkommission und verschickt diese spätestens zwei Wochen 
vor der Wahlversammlung an die wahlberechtigten Mitarbeitervertretungen.

Weitere Einzelheiten zu den Abläufen des Wahlverfahrens und den einzuhaltenden Fristen erge-
ben sich aus der Wahlordnung und den dazu vom Vorbereitungsausschuss erstellten Unterlagen, 
die der Vorbereitungsausschuss den diözesanen Wahlvorständen zeitnah zur Verfügung stellen 
wird.

Bei der Wahl zur Amtsperiode 2026 bis 2029 haben die tariffähigen Arbeitnehmerkoalitionen 
{Gewerkschaften) die Möglichkeit, eigene Vertreter:innen für die Mitarbeiterseite in die Arbeits-
rechtliche Kommission (Bundeskommission und sechs Regionalkommissionen) zu entsenden. Be-
rechtigt zur Entsendung von Vertreter:innen sind Gewerkschaften, die nach ihrer Satzung für die 
Regelungsbereiche der Arbeitsrechtlichen Kommission örtlich und sachlich zuständig sind.

Den betreffenden Gewerkschaften wird hiermit Gelegenheit gegeben, sich binnen einer Anzei-
gefrist von zwei Monaten nach Veröffentlichung dieses Wahlaufrufs an der Entsendung von Ver-
treter:innen in die Mitarbeiterseite der Arbeitsrechtlichen Kommission zu beteiligen. Die Anzahl 
der Vertreter:innen, die von den Gewerkschaften entsandt werden, richtet sich grundsätzlich 
nach dem zahlenmäßigen Verhältnis der im Zeitpunkt der Entsendung in den Gewerkschaften 
zusammengeschlossenen kirchlichen Mitarbeiter:innen im Zuständigkeitsbereich der Kommission 
(Organisationsstärke). Unabhängig davon haben die Gewerkschaften - vorbehaltlich eines weiter-
gehenden Nachweises - die Möglichkeit, bis zu drei Vertreter:innen in die Bundeskommission zu 
entsenden. Außerdem können sie jeweils bis zu zwei Vertreter:innen in die Regionalkommission 
Bayern und die Regionalkommission Ost und jeweils eine:n Vertreter:in in die Regionalkommissi-
onen Mitte, Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg und Nord entsenden.

Weitere Einzelheiten zu den Abläufen des Entsendeverfahrens und den einzuhaltenden Fristen 
ergeben sich aus der Entsendeordnung, die Teil der Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission 
des Deutschen Caritasverbandes ist.

Gewerkschaften, die sich an der Entsendung von Vertreter:innen in die Arbeitsrechtliche Kommis-
sion beteiligen wollen, müssen dies gegenüber dem Vorbereitungsausschuss über die Geschäfts-
stelle der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes, Karlstraße 40, 79104 
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Freiburg spätestens bis zum 28. März 2025 (zwei Monate nach diesem Wahlaufruf) schriftlich mit-
teilen. Die Anzeige kann nur bis zum Ablauf dieser Anzeigefrist abgegeben werden. Anzeigen, die 
nach dieser Frist eingereicht werden, können nicht mehr berücksichtigt werden (Ausschlussfrist).
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